
3. Die Energieregion Ruhrgebiet

3.1 Vom Standortfaktor Steinkohle zur Energieverbundlandschaft

3.1.1 Lagerstättenentstehung und Kohlenqualität

Kohle besteht aus Kohlenwasserstoffverbindungen. Die wichtigsten Bestandteile sind
neben Kohlenstoff, Sauerstoff, Wassersoff und Stickstoff. Die großen Steinkohlenvor‐
kommen des Ruhrgebiets waren der wichtigste Standortfaktor für seinen Aufstieg
zum montanindustriellen Zentrum Deutschlands. Dieser wurde jedoch noch einmal
durch die im Vergleich zu anderen Förderrevieren besondere Qualität der Kohle ver‐
stärkt, die sich besonders gut zur Erzeugung von Koks eignete, den Haupteinsatzstoff
der Stahlindustrie. Doch warum ist das so?86

Steinkohlenwald87

Die Steinkohlenlagerstätte des Ruhrgebiets entstand im Erdzeitalter des Oberkarbons
vor rund 350 bis 300 Mio. Jahren, als sich in Nordwesteuropa eine weite Ebene
mit leichten Erhebungen und Senken bildete, die sich durch Witterungseinflüsse
stetig veränderte. Nicht umsonst erhielt dieses Zeitalter den Namen nach der kohlen‐

Abb. 2:

86 Siehe hierzu umfassend: Bleidick: Bergtechnik, S. 358–364.
87 Quelle: Meyers Konversationslexikon, Bd. 18, 6. Aufl. 1907, S. 906.
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stoffhaltigen Kohle. Die südliche Grenze des Ruhrkohlenbeckens bildet das ältere
rheinische Schiefergebirge, westlich und östlich endet es an Querschwellen im Be‐
reich zwischen der niederländischen Grenze und dem westfälischen Beckum. Zahl‐
reiche aus dem Binnenland kommende Bäche und Flüsse durchzogen das Gebiet im
Oberkarbon und führten sandige und tonige Sedimente mit, die sich ebenso in der
Senke ablagerten wie solche aus nördlich und westlich gelegenen Hochgebieten. Zwi‐
schen den vegetationsarmen Ablagerungsflächen bildeten sich in dem vorherrschen‐
den feuchtwarmen und niederschlagsreichen Klima zahlreiche Seen, Sümpfe und
Moore. Hier wuchsen mit Schachtelhalmen, Schuppen- und Farnbäumen die charak‐
teristischen Pflanzen des Karbonzeitalters. Stetig wechselnde Wasserstände und aus
ihrem Bett tretende Wasserläufe überschwemmten die Gebiete, ließen die Pflanzen-
und Tierwelt der Gewässer absterben und beendeten das Moorwachstum durch
Überlagerung mit Sedimenten. Zeitweise – zunächst häufiger, mit zunehmender Auf‐
füllung seltener – drang das Meer von der nicht weit entfernten Küste in die Senke,
wodurch sich die Fülle von Funden fossiler mariner und nichtmariner Lebewesen
und Pflanzen in den Schichten des Karbons erklärt.

Im Laufe der Zeit entstand ein mächtiges Schichtenpaket, das durch den wachsen‐
den Druck allmählich umgeformt und durch Wasserabgabe und chemische Prozesse
verfestigt wurde. Lagen die kohleführenden Schichten bei ihrer Entstehung waage‐
gerecht aufeinander, sorgte nun seitlicher Druck für Aufwölbungen. Es bildeten
sich wellenförmige Sättel und Mulden. Das Schichtenpaket besteht aus Sand- und
Tonsteinen sowie Konglomeraten, die heute das Zwischen- und Nebengestein der
Flöze bildet, so die Bezeichnung für die Kohle führenden Schichten. Die Flöze
entstanden im Zuge dieses Prozesses vor allem aus dem Torf der Moore durch
Inkohlung, bei der sich auch flüchtige Bestandteile entwickelten. Sie sind allerdings
nicht gasförmig in der Kohle enthalten, sondern werden erst durch deren Zersetzung
bei großer Hitze unter Luftanschluss als Gas oder Dampf freigesetzt. Dies geschieht
in der Kokerei.88 Kokereigas besteht rund zur Hälfte aus Wasserstoff (H2) und zu
etwa einem Viertel aus Methan (CH4). Dazu kommen bis zu 11 % Sauerstoff (O2)
und bis zu 10 % Kohlenoxid (CO). Diese bilden als wichtigste kommerziell genutzte
Verbindungen – die Kohlenwertstoffe – Teer, Ammoniak und Benzol.

88 Siehe Abschnitt 3.1.3.
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Idealtypische Darstellung des Steinkohlengebirges, 190489Abb. 3:

89 Quelle: Meyers Konversationslexikon, Bd. 2, 6. Aufl. 1904, S. 662.
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Kohlensorten nach Art und Inkohlungsgrad90

Sorte Anteil flüchtiger Bestandteile (%)

Braunkohle 58–73

Flammkohlen über 40

Gasflammkohlen 35–40

Gaskohlen 28–35

Fettkohlen 19–28

Esskohlen 14–19

Magerkohlen 10–14

Anthrazit unter 10

Der Grad der Inkohlung ist abhängig vom Alter der Schichten und bestimmt zugleich
die Eigenschaften und Verwendungsmöglichkeiten der Kohle. Während sich die jün‐
geren Gas- und Gasflammkohlen – wie der Name schon sagt – durch einen hohen
Anteil an flüchtigen Bestandteilen von bis zu 40 % auszeichnen, sind die älteren Fett-,
Ess- und Magerkohlen durch zunehmend verringerte Mengen gekennzeichnet. Von
größter Bedeutung für die Eisen- und Stahlindustrie waren die auch als Kokskohlen
bezeichneten Fettkohlen mit einem Anteil flüchtiger Bestandteile von 20 bis 25 %. Diese
eignen sich besonders gut für die Verarbeitung zu Koks. Die höherflüchtigen Gaskohlen
sind dagegen zur Gasgewinnung verwendet worden, während die niedrigflüchtigen
Anthrazite und Magerkohlen teils in Rohform, teils als Brikett beim Hausbrand oder zur
Befeuerung der Eisenbahn eingesetzt wurden. Die alten gasarmen Kohlen liegen dabei
im Allgemeinen in tieferen, die jüngeren gasreichen Kohlen in höheren Schichten. Im
Ruhrgebiet sind sie jedoch so gelagert,  dass man im Norden auf alle Arten stößt,
während  am  Südrand  mit  wenigen  Ausnahmen  alte  Magerkohlen  anstehen.  Das
Vorkommen aller Qualitäten im Ruhrgebiet und der große Anteil verkokbarer Fettkoh‐
le,  die nahezu überall  vorhanden ist,  sind einzigartig in Deutschland.  Die an der
Südgrenze in den Tälern der Ruhr zur Tagesoberfläche austretenden Schichten gehören
somit zur Magerkohlengruppe, die zwar durch eine große Gesamtmächtigkeit mit
vielen Flözen, aber gleichzeitig durch eine geringe Ausdehnung des einzelnen Flözes
mit  entsprechend  herabgesetzter  Abbauwürdigkeit  charakterisiert  ist.  Schon  früh
lohnte es sich nicht mehr, diese Kohlen zu gewinnen und so schlossen hier zahlreiche
Zechen bereits kurz nach der Jahrhundertwende bzw. in den 1920er Jahren. In Witten
etwa endete der industrielle Steinkohlenbergbau so schon 1924.

In den auf das Karbon folgenden Erdzeitaltern unterlag das Kohlengebirge vielfäl‐
tigen Erosionserscheinungen, die die Oberfläche des vormals unebenen Gebietes
glätteten und eine Ebene mit nur geringem nördlichem Gefälle entstehen ließen.
Im Verlauf der Oberkreidezeit, der durch das Ausstreben der Dinosaurier an ihrem
Ende vor etwa 65 Mio. Jahren heute wohl bekanntesten Ära der Erdgeschichte, drang

Tab. 9:

90 Eigene Zusammenstellung nach: Wirtschaftsvereinigung Bergbau (Hg.): Das Bergbau-Hand‐
buch, S. 127, 165.
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aus nördlicher Richtung das Kreidemeer in diese Ebene und lagerte Sande, Mergel,
Kalke und Tone ab, die das heute bekannte Deckgebirge bildeten. Die flözführenden
Schichten des Karbons fallen mit einem gewissen Neigungswinkel in Richtung Nor‐
den ein. Folglich wächst die Mächtigkeit des Deckgebirges nach Norden hin, erreicht
in Bochum etwa 50 Meter, in Recklinghausen schon 300 Meter, auf Höhe Halterns
schließlich 500 Meter und in Norddeutschland mehrere Kilometer. Die ursprüngli‐
che Grenze der Ablagerungen markiert heute das Auslaufen des Deckgebirges südlich
der Städte Dortmund, Bochum und Essen im Bereich der Ruhr. In diesem Gebiet
zwischen Hagen und Sprockhövel liegt das Karbon sehr nah an der Oberfläche und
bot so seinen Bewohnern bereits im ausgehenden Mittelalter und der frühen Neuzeit
Gelegenheit zur Kohlengräberei.

Einige Kilometer weiter südlich beginnt das sogenannte Flözleere, wo keinerlei
Kohle ansteht. Nördlich davon liegt das in den 1920er Jahren bis in den Lipperaum
hinein durch den Bergbau erschlossene maximale Fördergebiet. Zu dieser Zeit waren
Kohlen jedoch schon in weiteren Regionen bis nach Münster hinauf nachgewiesen.
Dass die „Wiege des Ruhrbergbaus“ an der Ruhr geographisch betrachtet nicht sein
„Sterbebett“ werden konnte, hängt dabei ursächlich mit dem beschriebenen Verlauf
und der Qualität der kohleführenden Schichten zusammen, die den Ruhrbergbau
zur sogenannten Nordwanderung zwangen. Dies bedeutet, dass er im Laufe der
Jahrzehnte von der Ruhr immer weiter nach Norden vorrückte, um hier die großen
Vorkommen von guter Qualität zu erschließen. Bereits in den 1840er Jahren stieß er
in den Bereich der Hellwegstädte vor, erreichte in den 1860er Jahren die Emscher
und vor dem Ersten Weltkrieg auch den Lipperaum. Vor allem im östlichen Ruhrge‐
biet hatten die Zechen die Grenze zu diesem Zeitpunkt bereits überschritten.

Die Lage der Steinkohlenzechen des Ruhrgebiets 191391Abb. 4:

91 Quelle: Baedeker, Alfred: Jahrbuch für den Oberbergamtsbezirk Dortmund 1913.
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3.1.2 Standortfaktoren

Was sind nun die Gründe für den Aufstieg des Ruhrgebiets zur Energieregion?92

Die Wahl des Standorts gehört zu den grundlegenden unternehmerischen Entschei‐
dungen, da sie maßgeblich die Organisation des Unternehmens und dessen Erfolg
bestimmt. Sie erfolgt nach verschiedenen volks- und betriebswirtschaftlichen Kriteri‐
en, den Standortfaktoren.93 Dazu gehören als sogenannte harte Standortfaktoren die
Verfügbarkeit von Flächen für die Betriebsanlagen, die Ressourcenverfügbarkeit als
Grundlage der laufenden Produktion, die Infrastruktur bzw. Verkehrsanbindung zum
Transport von Rohstoffen und Fertigprodukten, der Arbeitsmarkt, die Kapitalversor‐
gung sowie die Entfernung und Intensität von Absatzmärkten und Konkurrenz.
Die Voraussetzung bilden eine ausreichende Kapitalversorgung sowie entsprechende
politische Rahmenbedingungen. Zu erwähnen sind weiterhin Aspekte wie die Wirt‐
schaftsordnung, Steuern, Abgaben und Subventionen sowie nicht zuletzt technologi‐
sche Faktoren. Das unternehmerische Ziel liegt immer darin, die Kostenvorteile eines
Erzeugungsortes gegenüber einem anderen abzuwägen und eine möglichst große
Differenz zwischen standortbedingten Erträgen und Aufwendungen zu erreichen,
also einen für den entsprechenden Produktionsschwerpunkt optimalen Standort
zu wählen. Es geht um die Kostenvorteile eines Erzeugungsortes gegenüber einem
anderen. Ein idealer Standort mit ausschließlich positiven Standortfaktoren ist dabei
allein aufgrund deren Heterogenität kaum denkbar. Darüber hinaus bleiben Stand‐
ortfaktoren nicht stabil, sondern unterliegen einem stetigen Wandel, sodass sich die
Gründe einer Ansiedlungsentscheidung im Laufe der Zeit auch abschwächen oder
gar wegfallen können. Bei einem entsprechend negativen Potenzial ist dann die
Neuorganisation, Verlagerung oder Aufgabe des Betriebes notwendig.

Vor diesem Hintergrund können als wichtigste standortbestimmende Merkma‐
le eines Unternehmens die Rohstofforientierung, die Verkehrsorientierung, die Ab‐
satzorientierung, die Arbeitsorientierung und die Abgabenorientierung angesehen
werden. Diese beeinflussen den Standort in unterschiedlicher Gewichtung, jedoch
immer in Kombination miteinander. Sind einzelne oder mehrere Standortfaktoren
regional besonders ausgeprägt, besitzen sie eine erhebliche Anziehungskraft und
es kommt zu einer Zusammenballung (Agglomeration) von Unternehmen gleicher
Tätigkeit. Es entsteht eine wirtschaftliche Monostruktur mit elementaren Stärken
und einer überregionalen Ausstrahlung, solange die ausschlaggebenden Merkmale
wirken, und ebensolchen Problemen, sobald sich die standortbildenden Faktoren
abschwächen. Das Ruhrgebiet ist ein typisches Beispiel für eine solche Entwicklung.

Für die betriebswirtschaftliche Standorttheorie lässt sich dies in starker Vereinfa‐
chung folgendermaßen zusammenfassen: Bei der Wahl des Produktionsstandortes
bestehen theoretisch drei Möglichkeiten: erstens beim wichtigsten Rohstofflager,
zweitens beim Absatzmarkt und drittens dazwischen. Die Standortentscheidung

92 Hierzu umfassend: Bleidick: Standortfaktoren.
93 Steiner: Konstitutive Entscheidungen, S. 61–74.
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erfolgt nun anhand einer Gegenüberstellung der Materialeinsatzkosten, der Trans‐
portkosten und der Arbeitskosten sowie unter Berücksichtigung von Agglomerati‐
onswirkungen. Materialkosten und Transportkosten lassen sich zusammenfassen, da
ein Produktionsort, an dem ein zentrales Verbrauchsmaterial nicht direkt verfügbar
ist, in diesem Bereich einen grundsätzlichen Transportkostenaufwand bzw. -nachteil
besitzt. Materialkostenunterschiede sind in diesem Sinne als Transportkosten anzu‐
sehen, die sich vor allem über die Werte „Gewicht“ und „Entfernung“ als Funktionen
darstellen lassen. Zu unterscheiden ist weiterhin zwischen Materialien, die größten‐
teils oder im vollen Gewicht in das Endprodukt eingehen, und den sogenannten
Gewichtsverlustmaterialien, bei denen das nur im gewissen Umfang oder überhaupt
nicht erfolgt. Je höher nun der Gewichtsverlust eines Materials bei der Verarbeitung
zum Endprodukt ist, desto mehr tendiert ein Produktionsstandort zum Standort
dieses Einsatzmaterials, da hier der sogenannte Transportkostenminimalpunkt liegt.
Dies gilt ebenso für Rohstoffe mit großen Volumina und solche, die transportemp‐
findlich sind.

Im Umkehrschluss lässt sich diese Regel auch für entsprechende Fertigprodukte
anlegen, deren Produktionsort sich in diesem Fall in Richtung Absatzmarkt ver‐
schiebt. Arbeitskosten orientieren sich an den Transportkosten und werden erst dann
zu einem signifikanten Faktor, wenn Einsparungen in diesem Bereich Mehrausga‐
ben in dem anderen übersteigen. Dies natürlich nur unter der Voraussetzung, dass
an einem Standort überhaupt ausreichend Arbeitskräfte verfügbar sind. Ähnliches
gilt für Agglomerationswirkungen, die ebenfalls nur dann ausschlaggebend für eine
Standortentscheidung sind, wenn ihre Kosteneffekte höher als die des Transports
sind.

Rohstofforientierte Industrien entwickelten sich mit dem Aufkommen des Mas‐
sentransportmittels Eisenbahn seit dem 19. Jahrhundert meist nach diesem Muster
und weisen z. T. bis heute eine hohe Standortnähe zu den Beschaffungsorten auf.
Dies gilt sowohl für zahlreiche Bereiche der Nahrungsmittel- und Holzindustrie
als auch insbesondere für alle verarbeitenden Bereiche bergbaulich gewonnener Roh‐
stoffe wie die Elektrizitätserzeugung durch konventionelle Kraftwerke, die Steine-
und Erdenindustrie, die Zementindustrie und die Eisen- und Stahlindustrie. Deren
Anlagen entstanden aufgrund der hohen Verbrauchsmengen und Gewichte ihrer
Einsatzstoffe auf den Rohstofflagern, also entweder auf der Brennstoffseite oder auf
der Rohstoffseite.94

Vor diesem Hintergrund lässt sich die Frage nach den Gründen für die Entstehung
und Entwicklung des Ruhrgebiets zur größten montanindustriellen Region Europas
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts scheinbar leicht beantworten. Das stand‐
ortprägende Merkmal bildeten die großen Steinkohlenvorkommen als Grundlage

94 Zur Perspektive des Ruhrgebiets siehe: Kleinholz: Standortsproblem; Jacobs: Standortsproble‐
me, S. 1–21; Klag: Standortverschiebungen, S. 53–88; Klag: Standortbedingungen; Bohrer: Stand‐
ortsprobleme, S. 89–107.
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der äußerst energieintensiven Eisen- und Stahlindustrie, die angesichts einer noch
wenig entwickelten Wärmeökonomie in den 1850er Jahren bis zu zehn Tonnen Kohle
pro Tonne Endprodukt benötigte. Ein zweiter Blick verdeutlicht jedoch, dass die
Verwendung des Brennstoffs Steinkohle nicht allein das Ergebnis ihrer prinzipiellen
Verfügbarkeit, sondern auch ihrer hüttentechnischen Verwendbarkeit in allen Pro‐
duktionsbereichen war.95 Solche technischen Aspekte beeinflussten maßgeblich die
Entstehung des industriellen Führungssektorkomplexes mit seinen starken Synergien
zwischen Eisenbahnen, Bergbau und Montanindustrie. Enge gegenseitige Wechselbe‐
ziehungen bestanden außerdem zum Maschinenbau. Bis in die 1970er Jahre blieb
diese Standortprägung im Ruhrgebiet unverändert. Das Ruhrgebiet war eine Kohlen‐
region und der Rohstoff Steinkohle überstrahlte alle anderen Standortfaktoren. Mit
der Bedeutung der einheimischen Kohle für die Energieversorgung sank dann auch
der Stern der Region. Kohle wurde zwar weiterhin in großen Mengen etwa zur
Stromerzeugung gebraucht, doch konnte das Ruhrgebiet nun nicht mehr mit dem
Weltmarkt konkurrieren. Hatten zunächst Mineralöl und Erdgas für schwindende
Marktanteile gesorgt, kamen nun die Kohlenpreise hinzu. Diese lagen für Ruhrkohle
jetzt dauerhaft und erheblich unter den Preisen für Importkohle.96

3.1.3 Technik und Energieverbundwirtschaft in der Stahlindustrie

Ein Blick auf die Eisenhüttentechnik Mitte des 19. Jahrhunderts verdeutlicht die
Zusammenhänge. Die Stahlerzeugung umfasste zwei Produktionsstufen. In der ers‐
ten Stufe wurde im Hochofen Roheisen erschmolzen. Als Ausgangsstoffe dienten
Erze mit einem Eisengehalt zwischen 30 und 60 %, Holzkohle oder Steinkohlenkoks
sowie als Zuschlagstoff meist Kalkstein.97 Dieser unterstützt den Schmelzprozess
der sonstigen Bestandteile der Erze und ermöglicht deren Abführung in Form von
Schlacke. Eine Mischung dieser Einsatzstoffe, der sogenannten Möller, wurde am
oberen Ende des Hochofens eingefüllt, durchlief diesen und wurde am unteren
Ende unter Abtrennung der Schlacke als Roheisen abgestochen. Ein weiteres Produkt
war das während des Hochofenprozesses entstehende Gichtgas, ein Schwachgas, das
seit den 1860er Jahren zu Heizzwecken verwendet wurde. Reine Steinkohle konnte
im Hochofenprozess nicht verwendet werden, da sie die Anlagen verstopfte und
zudem chemisch unerwünschte Stoffe wie Schwefel enthält, der sich negativ auf

95 Siehe hierzu Abschnitt 3.1.4.
96 Gesamtverband: Jahresbericht 1985/86, S. 53. Die Differenz zwischen den Preisen der Ruhrkohle

AG und den Importpreisen war ein wohlgehütetes Geheimnis. So wies die Statistik der Kohlen‐
wirtschaft (Zahlen zur Kohlenwirtschaft, Jahresberichte) zwar die Importpreise aus, aber nicht
die Ruhrkohlenpreise.

97 Siehe umfassend: Verein deutscher Eisenhüttenleute (Hg.): Gemeinfaßliche Darstellung des
Eisenhüttenwesens; Beratungsstelle für Stahlverwendung/Verein Deutscher Eisenhüttenleute
(Hg.): Stahlfibel.
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die Festigkeitseigenschaften des Roheisens auswirkt. Die Destillation von Kohle im
Kokereiprozess beseitigte diese Nachteile. Obwohl in Schlesien und an der Saar be‐
reits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts vereinzelt Kokshochöfen zum Einsatz
kamen, gelang dies im Ruhrgebiet erst ab 1849.98 Nun waren die technischen Proble‐
me, etwa im Bereich der Luftzufuhr, gelöst und es standen ausreichend verkokbare
Steinkohlensorten zur Verfügung. Während im Ruhrgebiet Mitte der 1850er Jahre be‐
reits 90 % des Roheisens auf diesem Weg produziert wurde, spielte der traditionelle
Holzkohlenhochofen in holzreichen Regionen wie dem Siegerland noch erheblich
länger eine größere Rolle. Mitunter wurden auch beide Kohlenarten gemischt.99

Das aus dem Hochofen kommende Roheisen war aufgrund seines hohen Koh‐
lenstoffgehaltes nicht schmiedbar, sondern sehr spröde und konnte ohne weitere
Bearbeitung nur als Gusseisen verwendet werden. Zur Herstellung von Schmiedeei‐
sen, für das sich erst seit dem letzten Viertel des 19. Jahrhunderts der Begriff Stahl
durchsetzte, war daher ein zweiter Verarbeitungsschritt notwendig. Die Absenkung
des Kohlenstoffgehaltes auf 2 bis 4 % erfolgte durch das sogenannte Frischen, einen
Oxidationsprozess, bei dem neben dem Kohlenstoff auch weitere Begleitstoffe wie
Silizium, Mangan und Phosphor aus dem Eisen quasi herausgebrannt wurden. Tradi‐
tionell erfolgte dies durch wiederholtes Einschmelzen des Roheisens im Frischfeuer
mit Holzkohle, wobei das Metall durch einen Gebläsestrom hindurchtropfte und
dabei umfassend mit dem Luftsauerstoff in Berührung kam. Seit den 1820er Jahren
verbreitete sich in Deutschland langsam das bereits vier Jahrzehnte zuvor in England
entwickelte Flammofenfrischen oder Puddelverfahren, das den Einsatz von Stein‐
kohle ermöglichte.100 Im Puddelofen wurde eine Roheisenmenge eingeschmolzen
und äußerst arbeitsaufwendig durch ständiges Umrühren von Hand gefrischt. Die
durch die Verringerung des Kohlenstoffgehaltes nun zähflüssige Masse musste zur
Erzielung einer gleichmäßigen Qualität noch weiter durchgearbeitet und umgefaltet
werden. Das Puddeln erlaubte gegenüber dem traditionellen Herdfrischen eine er‐
hebliche Produktivitätssteigerung und damit einen Blick auf die Potenziale der kom‐
menden Massenstahlverfahren. Die chemischen und physikalischen Hintergründe
der Verarbeitungsprozesse blieben dabei im gesamten 19. Jahrhundert noch weitge‐
hend unbekannt. Sie wurden erst im 20. Jahrhundert nach und nach wissenschaftlich
geklärt. Die erfolgreiche Implementierung und Nutzung neuer Verfahrenstechniken
basierte in dieser frühen Phase in der Regel auf langjährigen Versuchen und den da‐
bei gewonnenen Erfahrungen. Den aktuellen Prozessstatus und die Produktqualität
signalisierten nicht wissenschaftliche Analysen, sondern vielfach visuelle Eindrücke
wie Form, Farbe und Aussehen von Flammen, Schlacken und Oberflächen sowie
Verarbeitungsproben.

Auf die Roheisen- und Stahlerzeugung folgte die Weiterverarbeitung zu Stabeisen,
Halbzeugen und Endprodukten in Gießereien, Hammerwerken, Schmieden und

98 Rasch: Frühe Hochöfen im späteren Ruhrgebiet.
99 Feldenkirchen: Standortfaktoren, S. 22.

100 Siehe hierzu umfassend: Paulinyi: Das Puddeln.
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Walzwerken, hier vielfach unter erneuter Erhitzung mit entsprechendem Kohlen‐
bedarf. Die Anwendung großtechnischer Maschinensysteme war im Montansektor
von elementarer Bedeutung für die Einführung der industriellen Massenerzeugung
in großen, zentralisierten Produktionsstätten mit organisierter Arbeitsteilung. Eine
wichtige Funktion in diesem Kontext besaß, wie oben dargestellt, die Dampfmaschi‐
ne. Sie war in mehrfacher Hinsicht von erheblicher Relevanz. Zunächst erlaubte sie
die Installation von Gebläsemaschinen, die den Hochöfen ausreichende Luftmengen
zuführten. Gleichzeitig bildete sie die Grundvoraussetzung für den Betrieb von Walz‐
anlagen, den ersten wirklichen Arbeitsmaschinen in der Branche. Ohne diese neue
Weiterverarbeitungstechnik wäre das Leistungspotenzial des Puddelverfahrens nicht
nutzbar gewesen. Dazu sorgte der hohe Brennstoffverbrauch der Dampfmaschinen
für einen weiteren Bedeutungszuwachs der Steinkohle als Standortfaktor.

Warum kam es im Ruhrgebiet erst in den 1850er Jahren zu einer stärkeren mon‐
tanindustriellen Konzentration, obwohl die grundlegenden technischen Verfahren
und auch die Anlagen bereits verfügbar waren? Immerhin arbeitete die traditionelle
Eisenerzeugung auf den Erzlagerstätten seit Jahrhunderten mit ihnen. Diese verteilte
sich bis dahin in Deutschland punktuell an zahlreichen Standorten auf den Erzlager‐
stätten. Hüttenwerke existierten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts u. a. in
Bayern, Württemberg, Baden, Sachsen, Hessen, Braunschweig, Thüringen und im
Hannoverschen. Der Schwerpunkt lag hier in den süddeutschen Regionen. Dazu
kamen die preußischen Landesteile Schlesien, Westfalen und Rheinland. Die west‐
lichen Zentren lagen in der Eifel, an der Mosel, an der Saar und im Hunsrück
sowie – alles überragend – im Siegerland, wo zwischenzeitlich mehr als 80 % des
preußischen Roheisens erzeugt wurde.101

Auch im gesamtdeutschen Maßstab war das Siegerland die mit großem Abstand
führende Erzeugungsregion. Den Ausschlag gaben in allen Fällen die Erzlagerstätten,
da Holz prinzipiell überall in der Nähe verfügbar war und die Transportkosten für
dieses Gewichtsverlustmaterial damit nur eine geringe Rolle spielten. Die vielfach
bekundeten Fälle von regionalem Holzmangel führten dagegen nicht zu einer Ver‐
lagerung der Erzeugungsstätten, sondern zur Betriebsreduzierung oder Betriebsein‐
stellung. Im Siegerland sorgte eine ausgeklügelte Haubergswirtschaft, die die Wald‐
nutzung mit umfassenden Kultivierungsmaßnahmen verband, für eine ausreichende
Brennstoffversorgung, doch führte die limitierte Holzbasis schon früh zu einer Regu‐
lierung der Produktion.

Die Problematik der Eisenindustrie bestand in der Überführung der traditionel‐
len, holzkohlenbasierten Verfahren auf den Steinkohlenbetrieb. Mit dem Puddelver‐
fahren war das bereits für die zweite Verarbeitungsstufe gelungen, doch konnten
dessen Leistungspotenziale nicht ohne eine entsprechende Roheisenerzeugung zur
Entfaltung kommen. Der endgültige Durchbruch zum Kokshochofen gelang im
Ruhrgebiet aber erst nach Überwindung zahlreicher technischer Schwierigkeiten

101 Fremdling: Standorte und Entwicklung der Eisenindustrie, S. 300–306.

3. Die Energieregion Ruhrgebiet

66

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


vor allem im Bereich der Winderhitzung. Damit war dieser Flaschenhals in der Pro‐
zesskette beseitigt.102

Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass der Entwicklungsschub der deut‐
schen Eisen- und Stahlindustrie in der Industriellen Revolution in einer Kombina‐
tion neuer Maschinen und Verfahrenstechniken sowie einer Substitution des Brenn‐
stoffs Holzkohle durch die Steinkohle bestand. Und gerade dieser letzte Aspekt
war das wohl qualitativ wichtigste Resultat dieser Epoche, denn die ausreichende
energetische Grundlage bot die wichtigste Voraussetzung für die Ausdehnung der
Produktion und deren Zentralisierung in Steinkohlenrevieren. Das Erz wanderte
nun zur Kohle, sodass der Faktor Steinkohle bei allen Unternehmensgründungen als
maßgeblich für die Standortwahl einzustufen ist. Dem hatten die Standorte der holz‐
kohlenbasierten, vorindustriellen Eisenerzeugung meist nur wenig entgegenzusetzen.

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verzeichnete die Eisen- und Stahlin‐
dustrie schließlich eine enorme technische Entwicklung, die vor allem durch neue
Produktionsmethoden beim Stahl geprägt war. 1856 entwickelte der Brite Henry Bes‐
semer ein Stahlerzeugungsverfahren, das in seiner Leistungsfähigkeit dem Hochofen‐
prozess ebenbürtig war. Es begann das Zeitalter der Massenstahlerzeugung. Beim
Bessemer-Verfahren wurde das flüssige Roheisen in einen Konverter eingebracht
und dann durch das Einpressen bzw. Durchblasen von Luft gefrischt und in Stahl
konvertiert. So konnte der Prozess von mehreren Stunden auf rund 20 Minuten
reduziert werden, während zugleich die Durchsatzleistung stark anstieg.103

Das Konverterprinzip104

Auch das Ende der 1870er Jahre aufgekommene Thomas-Verfahren funktionierte
nach demselben Prinzip. Zwischenzeitlich hatte zudem der Herd- bzw. Flammofen

Abb. 5:

102 Rasch: Frühe Hochöfen im späteren Ruhrgebiet.
103 Zu den Verfahren siehe: VDEh (Hg.): Stahlfibel; VDEh (Hg.): Gemeinfassliche Darstellung des

Eisenhüttenwesens.
104 Quelle: VDEh (Hg.): Stahlfibel, S. 182.
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eine neue Bedeutung erhalten. Der 1865 entwickelte und nach seinen Erfindern be‐
nannte Siemens-Martin-Ofen dient vor allem zur Verarbeitung des seit dieser Zeit
immer größeren Schrottanfalls. Damit existierten vor 150 Jahre alle grundlegenden
Stahlerzeugungsverfahren. Es änderte sich im 20. Jahrhundert prinzipiell nur die Art
der Energiezuführung. Seit den 1950er Jahren wurde statt Luft zunehmend reiner
Sauerstoff eingesetzt und dieser nicht mehr nur von unten durch den Konverterbo‐
den, sondern auch oben auf das Stahlbad aufgeblasen. Daher stammt auch der Name
Sauerstoffblasverfahren. Die Schrottverarbeitung wurde dagegen seit diesem Jahr‐
zehnt auf das Elektrostahlverfahren umgestellt, bei dem die Wärme durch Strom er‐
zeugt wird. Mit all diesen Innovationen waren enorme Leistungssprünge verbunden.
Erzeugten die ersten Bessemer-Anlagen in Deutschland Anfang der 1860er Jahre ge‐
rade 8 t pro Tag, besaßen Thomas-Konverter vor dem Ersten Weltkrieg bereits eine
Kapazität von 30 t. Als diese alte Technik in den 1960er Jahren auslief, war es die
sechsfache Menge.105

Entwicklung der Konvertergrößen und Durchsatzleistungen 1892–1985106

Im Vergleich zu den modernen Sauerstoffblasverfahren war das jedoch wenig. Heute
sind Konvertergrößen von 400 t und mehr mit einem täglichen Durchsatz von mehr
als 12.000 t Standard. Auch die Energiebilanz des pro Tonne erzeugten Produktes
hat sich in den vergangenen 150 Jahren erheblich verbessert. Seit den 1920er Jahren
wird grundsätzlich in einer Hitze produziert. Das bedeutet, dass der gesamte Ferti‐
gungsprozess weitgehend mit der im Hochofen erzeugten Wärme auskommt und
nur noch bei der nachträglichen Vergütung neue Energie hinzugefügt werden muss.
Energiesparend wirken auch die seit den 1950er Jahren verstärkt eingeführten kalten
Formgebungsverfahren. Mussten im 19. Jahrhundert teilweise noch bis zu 10 t Kohle
pro Tonne Stahl aufgewendet werden, sind es heute nur noch rund 0,6 t. Dies

Abb. 6:

105 Das Bessemer-Verfahren wurde bereits in den 1920er Jahren eingestellt.
106 VDEh (Hg.): Stahlfibel, S. 55.
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liegt an der Grenze des energietechnisch Notwendigen. Allein der Energiebedarf der
Rohstahlerzeugung konnte zwischen 1960 und 2007 halbiert werden.

Vor diesem Hintergrund besaßen Rationalisierungsmaßnahmen mit dem Ziel
einer effizienteren Energieverwendung schon früh eine große Bedeutung für die
Montanindustrie. Es ging um die Entwicklung einer Energieverbundwirtschaft, die
sämtliche Produktionsbereiche miteinander vernetzte und eine möglichst vollständi‐
ge Rückgewinnung und Nutzbarmachung kreislaufgeeigneter Stoffe wie Kuppelgase
(Gase, die als Nebenprodukt von Erzeugungsprozessen entstehen) und nicht direkt
verwendbarer Restenergie wie Abwärme. Außerdem wurden nach und nach alle An‐
lagen auf die jeweils effizienteste, kostengünstigste Energieform umgestellt. Dies war
nach den umfassenden Rationalisierungsmaßnahen der 1920er Jahre, die vor allem
die Verbesserung der Energieökonomie bezweckten, im folgenden Jahrzehnt weit‐
gehend erreicht. Hatten diese auch als „Energiekaskade“ bezeichneten Energieum‐
wandlungsprozesse in der Stahlindustrie zunächst vor allem wirtschaftliche Gründe,
folgten seit den 1960er Jahren vermehrt auch Aspekte des Umweltschutzes als Motor
für weitere Entwicklungen in diesem Bereich.107 Aktuell sind es die revolutionären
Bemühungen zum Ersatz des Hüttenkokses durch Wasserstoff als Direktreduktions‐
mittel zur Erzeugung möglichst kohlendioxidarmen Stahls.

Der Energieverbund entstand im Ruhrgebiet in der Regel mit der Inbetriebnahme
einer Hochofenanlage und einer daran angeschlossenen Hüttenkokerei und band als
Kraftanlagenverbund zunächst nur diese Bereiche ein. Dennoch verdeutlichen schon
diese Anfänge das Grundprinzip. Während die gesamte Stahlverarbeitung zu dieser
Zeit auf der Verwendung von Kohle und deren Verfeuerung unter Dampfkesseln
beruhte, wurden die im Hochofen entstehenden Gichtgase zunächst zur Erhitzung
des Hochofenwindes und in den Dampfkesselanlagen der Gebläse eingesetzt, die
die großen benötigten Luftmengen in die Öfen pressten. Das Kokereigas diente
direkt zur Beheizung der Koksöfen, nachdem es seine Wärme an dampferzeugende
Abhitzekessel abgegeben hatte. Damit konnte der Energiebedarf der zahlreichen
Dampfmaschinen stark reduziert werden. Diese trieben ab den 1870er Jahren auch
Generatoren zur Elektrizitätserzeugung an, doch kam es nicht zu einer zentralisier‐
ten Versorgung. Vielmehr existierten zahlreiche kleine Einzelnetze mit nur geringer
Leistung bei gleichzeitig hohem Energieverbrauch.

Ende des 19. Jahrhunderts folgten schließlich weitere entscheidende Entwicklungs‐
impulse. Die Fortschritte in der Kokereitechnik sorgten nicht nur für eine spürbare
Verringerung des Energiebedarfs in diesem Bereich, sondern machten im Umkehr‐
schluss auch energiereiches Kokereigas für andere Verwendungszwecke frei. Zugleich
wurde das hochwertigere Kokereigas effektverstärkend so weit wie möglich durch
das energieärmere Gichtgas ersetzt. In den Mittelpunkt des Interesses rückte ange‐
sichts ihrer wachsenden Bedeutung für die Werksbeleuchtung und den Antrieb
von Motoren nun die Elektrizität. Da die öffentliche Elektrizitätsversorgung noch

107 Zum Thema am Beispiel des Bochumer Vereins siehe: Bleidick: Geschichtspfad Westpark.
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in den Kinderschuhen steckte und den Bedarf nicht decken konnte, setzten die Un‐
ternehmen auf die Eigenerzeugung. Diese wurde im Übrigen zum Merkmal für die
gesamte deutsche Industrie, die zu dieser Zeit mehr als 90 % des Stroms selbst pro‐
duzierte und verbrauchte.108 Nachdem zunächst Dampfkraftzentralen diese Aufgabe
übernommen hatten, avancierte nun die Gichtgasmaschine zum Mittel der Wahl.109

Im Ruhrgebiet entstanden zahlreiche Gaskraftzentralen, in denen leistungsstarke An‐
lagen große Mengen Strom produzierten. Ein herausragendes Beispiel für die Di‐
mension der an einem Ort zentralisierten Stromerzeugung ist die Bochumer Jahr‐
hunderthalle, die bis zur Einstellung der Produktion beim Bochumer Verein Ende
der 1960er Jahre betrieben wurde und heute einen Ankerpunkt der Route Industrie‐
kultur bildet. Zusammen mit den ebenfalls noch vorhandenen Gebäuden der
Dampfkraftzentrale und der Dampfgebläsehalle existiert hier ein einzigartiges En‐
semble zur Geschichte der frühen montanindustriellen Energiewirtschaft in der Re‐
gion.

Die werkseigene Stromerzeugung wurde seit den 1920er Jahren zunehmend durch
Fremdstrombezüge von Zechenkraftwerken und öffentlichen Versorgern ergänzt. Da
außerdem ein Großteil der Zechengesellschaften seit dem ausgehenden 19. Jahrhun‐
dert sukzessive von Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie erworben wurde
oder sich mit solchen zusammenschloss, verstärkte sich die Energieverbundwirt‐
schaft dieser damit meist vollständig integrierten Werke110 nochmals. In der Folgezeit
blieb es bei diesem typischen Anlagenverbund, der regelmäßig erweitert und moder‐
nisiert wurde, sich aber in seinen Grundstrukturen nicht veränderte. Noch heute
betreibt ThyssenKrupp in Duisburg ein eigenes Kraftwerk. Außerdem arbeiten in der
Stadt die letzten beiden Kokereien des Ruhrgebiets.

3.1.4 Die Bedeutung des Ruhrgebiets für die deutsche Energieversorgung

Welche Bedeutung besaß die Ruhrkohle nun für die deutsche Energieversorgung.
Für die Zeit vor 1945 lässt sich dies aufgrund nicht vorhandener Primärenergiebilan‐
zen kaum feststellen. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Anteile des
Ruhrbergbaus statistisch nicht ausgewiesen, sodass hier eine Interpolation notwendig
ist. Dennoch zeichnen die Statistiken ein eindeutiges Bild von der langjährigen
Dominanz des Ruhrgebiets im Rahmen der Energieversorgung.

108 Umfassend zum Thema: Bleidick: Funktion und Bedeutung der Eigenerzeugung.
109 Zur Funktion siehe: Kleinschmidt: Großgasmaschinen.
110 Der Begriff „Integriertes Hüttenwerk“ kennzeichnet einen Anlagenverbund mehrerer Produkti‐

onsstufen zur Verarbeitung von Rohstoffen zu Stahlerzeugnissen unterschiedlichster Art.
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Steinkohlenförderung des Ruhrgebiets, Preußens und des Deutschen Reiches bzw. der Bun‐
desrepublik Deutschland 1850–2018 in Mio. Tonnen111

Jahr

Ru
hr

ge
bi

et
(O

be
rb

er
ga

m
tsb

ez
irk

D
or

tm
un

d)

 
W

ac
hs

tu
m

sr
at

e i
n 

%

 
Pr

eu
ße

n 
bi

s 1
93

511
2

 
W

ac
hs

tu
m

sr
at

e i
n 

%

 
D

eu
tsc

he
r Z

ol
lv

er
ei

n
D

eu
tsc

he
s R

ei
ch

 B
RD

11
3

 
W

ac
hs

tu
m

sr
at

e i
n 

%

An
te

il 
de

s R
uh

rg
eb

ie
ts

an
 d

er
 F

ör
de

ru
ng

Pr
eu

ße
ns

 In
 %

 
An

te
il 

de
s R

uh
rg

eb
ie

ts
an

 d
er

 F
ör

de
ru

ng
de

s D
eu

tsc
he

n 
Re

ic
he

s/
de

r B
RD

 in
 %

1850 2,0   4,6 - - 43,5 -

1853 2,6 30,0 6,3 37,0 - - 41,3 -

1856 3,6 38,5 8,9 41,3 - - 40,4 -

1859 3,9 8,3 9,7 9,0 - - 40,2 -

1862 5,8 48,7 13,1 35,1 15,6 - 44,3 37,2

1865 8,6 48,3 18,6 42,0 21,6 38,5 46,2 39,8

1868 10,6 23,3 23,2 24,7 26,8 24,1 45,7 39,6

1871 12,7 19,8 29,5 27,2 29,4 9,7 43,1 43,2

1874 15,5 22,0 31,9 8,1 35,9 22,1 48,6 43,2

1877 17,7 14,2 33,7 5,6 37,5 4,5 52,5 47,2

1880 22,5 27,1 42,2 25,2 47,0 25,3 53,3 47,9

1883 27,8 23,6 50,6 19,9 55,9 18,9 54,9 49,7

1886 28,5 2,5 52,5 3,8 58,1 3,9 54,3 49,1

1889 33,9 18,9 61,4 17,0 67,3 15,8 55,2 50,4

1892 36,9 8,8 65,4 6,5 71,4 6,1 56,4 51,7

1895 41,4 12,2 72,6 11,0 79,2 10,9 57,0 52,3

1898 51,0 23,2 89,6 23,4 96,3 21,6 56,9 53,0

1901 58,4 14,5 101,2 12,9 108,5 12,7 57,7 53,8

Tab. 10:

111 Alle Werte gerundet. Eigene Zusammenstellung nach: Verein für die bergbaulichen Interessen
im Oberbergamtsbezirk Dortmund 1904, Bd. 10, S. 52–55; Baedeker (Hg.): Jahrbuch für den
Oberbergamtsbezirk Dortmund, diverse Jahrgänge, passim; Verein für die bergbaulichen Inte‐
ressen (Hg.): Jahrbuch für den Ruhrkohlenbezirk, diverse Jahrgänge, passim; Jahrbuch des
deutschen Bergbaus diverse Jahrgänge, passim; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Zahlen,
diverse Jahrgänge, passim; Jahrbuch Bergbau, Öl und Gas, Elektrizität, Chemie, diverse Jahr‐
gänge, passim; Jahrbuch Bergbau, Erdöl und Erdgas, Petrochemie, Elektrizität, Umweltschutz,
diverse Jahrgänge, passim; Jahrbuch der europäischen Energie- und Rohstoffwirtschaft, diverse
Jahrgänge.

112 1920–1934 ohne das vom Völkerbund verwaltete Saargebiet; Ab 1923 ohne die an Polen abge‐
tretenen Teile Oberschlesiens; fehlende Werte nach 1935 nicht zu ermitteln; formelle Auflösung
Preußens Anfang 1947.

113 1920–1934 ohne das vom Völkerbund verwaltete Saargebiet; Ab 1923 ohne die an Polen
abgetretenen Teile Oberschlesiens; 1947–1957 ohne das von Frankreich verwaltete Saargebiet;
ab 1947 ohne die an Polen abgetretenen Gebiete Schlesiens sowie die sowjetisch besetzten
Gebiete der späteren DDR.
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1904 67,5 15,6 112,6 11,3 120,8 11,3 59,9 55,9

1907 80,2 18,8 134,0 19,0 143,2 18,5 59,9 56,0

1910 86,9 8,4 143,8 7,3 152,8 6,7 60,4 56,9

1913 110,8 27,5 179,9 25,1 190,1 24,4 61,6 58,3

1917 95,3 -14,0 159,5 -11,3 167,7 -11,8 59,7 56,8

1920 85,0 -10,8 127,0 -20,4 131,3 -21,7 66,9 64,7

1923 42,2 -50,4 58,5 -53,9 62,3 -52,6 72,1 67,7

1926 112,1 165,6 141,1 141,2 145,3 133,2 79,4 77,2

1929 123,6 10,3 159,3 12,9 163,4 12,5 77,6 75,6

1932 73,3 -40,7 101,4 -36,3 104,7 -35,9 72,3 70,0

1935 97,7 33,3 139,5 37,6 143,0 36,6 70,0 68,3

1938 127,3 30,3 - - 186,5 30,4 - 68,3

1941 130,0 2,1 - - 186,5 0,0 - 69,7

1944 110,9 -14,7 - - 166,0 -11,0 - 66,8

1947 66,4 -40,1 - - 71,1 -57,2 - 93,4

1950 103,3 55,6     110,8 55,8   93,2

1953 115,6 11,9     124,5 12,4   92,9

1957 123,2 6,6     133,2 7,0   92,5

1960 115,4 -6,3     143,3 7,6   80,5

1963 117,2 1,6     142,1 -0,8   82,5

1966 102,9 -12,2     126,0 -11,3   81,7

1969 91,2 -11,4     111,6 -11,4   81,7

1972 83,3 -8,7     102,5 -8,2   81,3

1975 75,9 -8,9     92,4 -9,9   82,1

1978 67,1 -11,6     83,5 -9,6   80,4

1981 70,0 4,3     87,9 5,3   79,6

1984 61,2 -12,6     78,9 -10,2   77,6

1987 58,2 -4,9     75,8 -3,9   76,8

1990 54,6 -6,2     69,8 -7,9   78,2

1993 45,7 -16,3     57,9 -17,0   78,9

1996 38,0 -16,8     47,9 -17,3   79,3

1999 31,1 -18,2     39,2 -18,2   79,3

2002 18,9 -39,2     26,1 -33,4   72,4
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2005 18,1 -4,2     24,7 -5,4   73,3

2008 14,2 -21,5     17,1 -30,8   83,0

2011 8,6 -39,4     12,1 -29,2   71,1

2014 5,7 -33,7     7,6 -37,2   75,0

2017 2,7 -52,6     3,7 -51,3   73,0

2020 0 -100     0 -100   -
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Vor dem Ersten Weltkrieg stieg die Steinkohlenförderung des Ruhrgebiets rasant an.
Der Dreijahresschnitt dieser rund sechs Jahrzehnte weist eine klare Wachstumsten‐
denz aus mit Raten, die zwischenzeitlich sogar über 30 % oder 40 % lagen, regelmä‐
ßig aber zwischen 10 % und 30 %. Geringere Werte blieben die absolute Ausnahme.
Nach 2 Mio. t 1850 wurde 1868 die Marke von 10 Mio. t übertroffen. Innerhalb
der folgenden rund zehn Jahre verdoppelte sich der Wert auf 20 Mio. t. Auch die
sogenannte Gründerkrise der 1873/75 unterbrach die Entwicklung nicht. Eine weitere
Verdoppelung auf rund 40 Mio. t war Mitte der 1890er Jahre erreicht und die nächste
dann 1907, als 80 Mio. t gefördert wurden. 1913, nach nur sechs weiteren Jahren,
erzielte die Branche dann einen Höchstwert von 110 Mio. t und damit ein Ergeb‐
nis, dass auch in der Bundesrepublik nur wenig übertroffen wurde. Die anderen
deutschen Steinkohlenreviere, die wie das Aachener Revier, das Saarrevier und die
Reviere in Nieder- und Oberschlesien ebenfalls zu Preußen gehörten, blieben meist
hinter den Wachstumswerten des Ruhrgebiets zurück. Der Steinkohlenbergbau in
allen anderen deutschen Staaten war vergleichsweise bedeutungslos. Folglich stieg
der Anteil des Ruhrgebiets an der Förderung Preußens und des Deutschen Reiches
fast durchgängig an. Schon Mitte der 1870er Jahre stand die Region für die Hälfte der
preußischen Produktion. Ende der 1880er Jahre galt dies auch für das Reichsgebiet.
Kurz vor dem Ersten Weltkrieg lag der Wert für Preußen dann bei über 60 %, der für
das Reich knapp darunter.

Deutschland und vor allem das Ruhrgebiet entwickelten sich seit den 1880er
Jahren zudem zu einem bedeutenden Kohlenexporteur. 1913 gingen fast 20 % der
deutschen Förderung ins Ausland, nachdem es 1900 nur gut 5 % gewesen waren.
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Das Ruhrgebiet exportierte 1913 schon 15,5 Mio. t oder 14 % und erzielte auf diesem
Weg erhebliche Einnahmen. Der mit Abstand größte Teil ging in die Niederlande,
die selbst nur über einen vergleichsweise geringen eigenen Bergbau verfügten. Da‐
mit war das Ruhrrevier ein wichtiger Faktor für deren Kohleversorgung. Weitere
bedeutende Mengen bezogen Belgien, Frankreich, die Schweiz und Italien. Nennens‐
werte Importe stammten allein aus Großbritannien, das aber aufgrund der niedrigen
Transportkosten nur bei der Versorgung Norddeutschlands eine bedeutende Rolle
spielte. Ansonsten deckte das Ruhrgebiet mit Ausnahme des Nordens und Ostens des
Reiches weite Teile des Kohlenbedarfs in allen Regionen des Reiches.114

Die Zeit zwischen den beiden Weltkriegen war dann durch Sonderentwicklungen
gekennzeichnet. Hatte die Förderung bis 1918 noch auf einem recht hohen Niveau
gehalten werden können, kam es 1920 zu einem Einbruch mit anschließender Erho‐
lung. 1923 begann die Ruhrbesetzung und der passive Widerstand im Ruhrgebiet
ließ die Zahlen dramatisch auf nur noch 42 Mio. t oder 38 % des Wertes von
1913 zurückgehen. Nach dem Ende der Besetzung und der Beseitigung zahlreicher
kriegsbedingter Folgelasten begann eine umgekehrte Entwicklung. Nun griffen die
in dieser Phase begonnen Rationalisierungsmaßnahmen, die die Effizienz des Ruhr‐
bergbaus stark verbesserten.115 So konnte bereits 1926 eine Verdreifachung der Förde‐
rung auf 112 Mio. t verzeichnet werden, der ein weiterer Anstieg auf 124 Mio. t in
1929 folgte. Diese Leistung lag oberhalb der höchsten Werte der Bundesrepublik in
den 1950er Jahren. Die nun hereinbrechende Weltwirtschaftskrise ließ die Nachfrage
nach Kohle und damit die Förderung einbrechen. Auf dem Tiefpunkt 1932 wurden
40 % weniger Kohle gefördert als noch drei Jahre zuvor. Die nationalsozialistische
Wirtschaftspolitik setzte alles auf die sogenannte Autarkie, die Unabhängigkeit von
Importen, um das Deutsche Reich „kriegsfähig“ zu machen. Neben Ersatzstoffen für
im Inland nicht verfügbare Produkte stand die Energieversorgung im Mittelpunkt
des Interesses. Und angesichts der geringen Ölvorkommen wuchs nochmals die
Bedeutung der Steinkohle als neben der Braunkohle einzigem in großen Mengen
verfügbarem Energieträger. Und dies nicht zuletzt als Grundstoff der chemischen
Industrie und hier vor allem der synthetischen Kraftstofferzeugung.

Bedingt durch den Verlust des oberschlesischen Reviers und die Unterstellung des
Saargebiets unter französische Verwaltung erhöhte sich der Anteil der Ruhrkohle an
der Reichsförderung nach dem Ersten Weltkrieg erheblich. Schon im Krisenjahr 1923
wurde ein Rekordanteil von 68 % erreicht, der bis Ende des Jahrzehnts auf 76 %
anstieg. Mit der Rückkehr des Saargebietes zum Reich 1935 sank er wieder auf den
Wert von 1923, um bis Kriegsende in diesem Bereich zu bleiben. Damit lag die Ruhr‐
kohle in dieser Hinsicht noch einmal um 10 Prozentpunkte über dem Niveau des
ausgehenden Kaiserreichs. Mit einer Fläche von nur 1 % und einer Bevölkerung von

114 Angaben nach: Bergbau-Verein (Hg.): Statistisches Heft, 22. Ausgabe, Essen Dezember 1924,
S. 34.

115 Bleidick: Bergtechnik, S. 383–387.
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6,35 % des Reichsgebiets stand das Ruhrgebiet für sieben Zehntel der Steinkohlenför‐
derung. In allen anderen auf der Kohleverarbeitung basierenden Sektoren lagen die
Anteile noch höher: Bei der Kokserzeugung und beim Kokereigas waren es 77 %, bei
der Nebenproduktengewinnung von Teer, Ammoniak und Benzol116 zwischen 72 %
und 79 % und bei der Roheisengewinnung 71 %.117 Dementsprechend stieg die Funk‐
tion des Ruhrgebiets als Energieversorger Deutschlands weiter an. Während die Koh‐
lenimporte nach dem Ersten Weltkrieg stark zurückgegangen waren, blieb die Aus‐
fuhr mit regelmäßig 15 bis 30 Mio. t weiterhin recht hoch, allerdings erfolgte bis 1930
ein Teil dieser Lieferungen aufgrund der Regelungen des Versailler Vertrages als Re‐
parationsleistung. Auch die wichtigsten Zielländer änderten sich nicht.118

Diese Tendenz verstärkte sich nochmals nach dem Zweiten Weltkrieg. Ruhrkohle
wurde nun zur maßgeblichen Grundlage des Wiederaufbaus und des anschließenden
„Wirtschaftswunders“. Dies lag zunächst an der erneuten Abtrennung des Saarlandes,
das erst 1957 politisch und 1959 auch wirtschaftlich wieder an die Bundesrepublik
angeschlossen wurde und damit zunächst als Lieferant ausfiel. Gleichzeitig gelang es
dem Ruhrbergbau recht schnell, seine Förderkapazitäten zu steigern. Die Zerstörun‐
gen an den Zechen erwiesen sich bald als erheblich geringer, als befürchtet und so
konnte bereits 1950 mit 103 Mio. t ein Ergebnis erzielt werden, das dem Mittel der
1930er Jahre entsprach.119 1957 wurde mit 123 Mio. t nicht nur ein Nachkriegsrekord
aufgestellt, sondern auch die – ohne Berücksichtigung der nationalsozialistischen
Sonderkonjunktur – bisherige Maximalförderung zu Friedenszeiten von 1929 fast
erreicht.

Steinkohlengesamtaufkommen in der Bundesrepublik Deutschland und Anteil des Ruhrge‐
biets 1950–2020 in Mio. Tonnen120

Jahr

Förderung im
Ruhrgebiet (Ober‐

bergamtsbezirk
Dortmund)

Förderung in
der Bundesre‐

publik
Deutschland

Importe
Gesamtaufkom‐

men inkl. Im‐
porte121

Exporte
Anteil des Ruhrge‐
biets am Gesamt‐
aufkommen (%)

1950 103,3 110,8 4,1 116,7 16,0 88,5

1953 115,6 124,5 9,5 135,5 14,2 85,3

1957 123,2 133,2 21,6 155,6 12,7 79,2

1960 115,4 143,3 7,2 154,5 28,2 74,7

1963 117,2 142,1 8,7 154,3 27,8 76,0

Tab. 11:

116 Siehe hierzu Abschnitt 3.1.4.
117 Angaben nach Bergbau-Verein (Hg.): Statistisches Heft, 40. Ausgabe, Essen Juli 1939, S. 10.
118 Ebd., S. 63–64.
119 Farrenkopf: Wiederaufstieg und Niedergang, S. 197–209.
120 1950–1957 ohne das von Frankreich verwaltete Saargebiet. Alle Werte gerundet. Eigene Zu‐

sammenstellung und Berechnung nach: Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Kohlenbergbau,
diverse Jahrgänge; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Zahlen, diverse Jahrgänge für 2020:
Statistisches Bundesamt (https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Energ
ie/Verwendung/Tabellen/einfuhr-steinkohle-zeitreihe.html), zuletzt abgerufen am 3.8.2021.
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1966 102,9 126,0 8,5 135,1 24,8 76,2

1969 91,2 111,6 8,7 129,6 28,0 70,4

1972 83,3 102,5 8,8 115,8 21,7 71,9

1975 75,9 92,4 9,0 105,6 22,1 71,9

1978 67,1 83,5 8,3 100,4 26,7 66,8

1981 70,0 87,9 14,3 106,3 17,9 65,9

1984 61,2 78,9 10,5 97,7 16,7 62,6

1987 58,2 75,8 9,6 90,7 10,6 64,2

1990 54,6 69,8 10,2 87,9 10,0 62,1

1993 45,7 57,9 15,5 78,3 1,7 58,4

1996 38,0 47,9 22,3 72,7 0,9 52,3

1999 31,1 39,2 30,3 69,4 0,4 44,8

2002 18,9 26,1 39,3 62,6 0,2 30,2

2005 18,1 24,7 40,9 65,2 0,2 27,8

2008 14,2 17,1 49,8 66,0 0,1 21,5

2011 8,6 12,1 51,9 61,0 0,1 14,1

2014 5,7 7,6 54,7 60,3 0,1 9,5

2017 2,7 3,7 46,1 47,2 0,1 5,7

2020 0 0 25,9 0 0 0
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Zwischen 1950 und 1957 lag damit der Anteil der Ruhrkohle an der bundesdeutschen
Gesamtförderung bei rund 92 %. 1950 wurde, auch zur Kontrolle der Montanindus‐
trie, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) gegründet, die als
Ausgangspunkt der europäischen Einigung bald zum Vorläufer der Europäischen
Gemeinschaft und damit der Europäischen Union aufstieg. Von Beginn an lieferte
die Bundesrepublik und damit das Ruhrgebiet bedeutende Mengen an die anderen
Mitgliedsstaaten Frankreich, Italien, Belgien, Luxemburg und die Niederlande und
verzeichnete mit Ausnahme des Jahres 1957 einen erheblichen Exportüberschuss.
Dieses Merkmal blieb bis Ende der 1980er Jahre typisch für den deutschen Stein‐
kohlenbergbau. Beim Gesamtaufkommen an Steinkohle, also der Inlandsförderung
zuzüglich der Importe, lagen die Anteile des Ruhrgebiets zwangsläufig etwas niedri‐
ger als bei der Inlandsförderung. Hatte die Region 1950 noch für fast 90 % des
Steinkohlenabsatzes in der Bundesrepublik gestanden, sank dieser Wert bis 1957 auf
80 %.

Diese Förderleistung reichte allerding nicht dazu aus, den Bedarf zu decken. An‐
gesichts seiner Schlüsselposition der Kohle war der Bergbau stark reglementiert.
Staatlich festgelegten Kohlenpreisen und den Lieferverpflichtungen gegenüber dem
Ausland standen steuerliche Vergünstigungen und Investitionshilfemaßnahmen ge‐
genüber, sodass erst Mitte der 1950er Jahre langsam marktwirtschaftliche Prinzipien
griffen. Der Bergbau klagte daher regelmäßig über unzureichende Mittel zum Ausbau
der Förderkapazitäten, während der Kohlenmangel zum wichtigen Merkmal der
ersten Wirtschaftswunderjahre wurde. Man sah sich durch die politischen Eingriffe
seiner Möglichkeiten beraubt, zumal der Exportüberschuss zu dieser Zeit immer
noch höher als der Ölimport lag und der langsame Aufstieg der Konkurrenzenergie
noch nicht als wirklich bedrohlich betrachtet wurde. Dennoch warnten Branchenver‐
treter regelmäßig vor einer gegen die Kohle gerichteten Wirtschaftspolitik.122 Die
Bundesregierung nahm sich jedoch davon nicht viel an. Bereits 1953 war Heizöl von
der Mineralölsteuer befreit worden und 1956 fiel auch der Mineralölzoll, während
gleichzeitig die Kohlenpreise freigegeben wurden. Das Ziel lag eindeutig darin, das
Energiedefizit durch Ölimporte auszugleichen und in der Energiewirtschaft stärker
auf marktwirtschaftliche Impulse zu setzen. Für den Ruhrbergbau entwickelte sich
nun eine dramatische Situation, die in Teilen selbst verschuldet war, hauptsächlich
aber auf externe Einflüsse zurückzuführen war.

In dem Glauben an die eigene Stärke erhöhte die Branche zunächst die Kohlen‐
preise und beschleunigte damit den Aufstieg des Erdöls.123 In den 1950er Jahren stieg
das weltweite Angebot auch aufgrund zunehmender nachgewiesener Vorkommen,
während die Preise durch vergleichsweise extrem niedrige Gewinnungskosten an‐

121 Fehlende Mengen: Nationale Steinkohlenreserve, Bezug von Kleinzechen und aus dem Handel,
Ballastausgleich, Bestandsabgänge und statistische Berichtigungen.

122 Z. B. Wimmelmann: Die Steinkohle in der Wirtschaft der Bundesrepublik.
123 Siehe hierzu Abschnitt 3.1.9.
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fangs langsam, ab 1957 aber dramatisch fielen. Die internationalen Ölkonzerne zahl‐
ten in den Förderländern nur sehr geringe Abgaben und drückten ihre Produktion
nun mit allen Mitteln auf den Markt. Gleichzeitig wuchsen die Transportkapazitäten
der Schifffahrt mit der weiteren Folge, dass sich durch die gesunkenen Frachtraten
US-amerikanische Kohle derart verbilligte, dass sie in ganz Deutschland und selbst
im Ruhrgebiet konkurrenzfähig wurde. Der Preisvorteil lag bis Ende der 1960er Jahre
bei 15 bis annähernd 20 %.124 Der Ruhrbergbau konnte dieser Entwicklung nichts
entgegensetzen, zumal er wegen der Vollbeschäftigung große Probleme bei der Be‐
schaffung von Arbeitskräften hatte. Viele zogen einen sauberen Industriearbeitsplatz
der harten und schmutzigen Arbeit untertage vor.

1958 wurde die Ruhrkohle vom Mangel- zum Überschussprodukt. Die Nachfrage
sank und es wuchsen überall die Halden nicht verkaufter Mengen. Gleichzeitig
kam es erstmals zu Entlassungen von Bergleuten und bald auch zur Schließung
erster Zechen. Und es zeigte sich schnell, dass die Absatzschwierigkeiten des deut‐
schen Bergbaus nicht eine kurzfristige konjunkturelle Schwankung waren, sondern
eine ausgewachsene strukturelle Branchenkrise, die dauerhaft die Position der ein‐
heimischen Kohle erschüttern würde. Die Bundesrepublik wurde durch den nun
einsetzenden Mineralölboom in den 1960er Jahren vom Energieerzeugerland zum
Importland. Schon Mitte der 1960er Jahre überholte das Öl die Kohle als wichtigster
Primärenergieträger und sollte sie nachhaltig auf den zweiten Platz in der Rangfolge
verweisen. In den 1970er Jahren folgte als zweite Konkurrenzenergie das Erdgas,
das sich ab 1990 ebenfalls vor der Kohle positionieren konnte. Beide verdrängten
die Steinkohle nicht nur als Chemiegrundstoff und industrieller Wärmelieferant,
sondern auch aus dem „Hausbrand“, denn wer wollte noch einen schmutzigen Koh‐
leofen betreiben, wenn er eine moderne Öl- oder Gasheizung nutzen konnte? So
verblieb der Steinkohle bald nur noch die Rolle als wichtigster Energieträger im
Bereich der Elektrizitätserzeugung, den sie erst in den vergangenen Jahren verlor.125

Nur in den 1980er Jahren verlangsamte sich der Abstieg der Steinkohle zwischen‐
zeitlich infolge der Ölkrisen und sie stand vor einer gewissen, schließlich aber
nicht nachhaltigen Renaissance.126 Einheimische Energieträger waren nun wieder
en vogue und wurden durch zahlreiche Maßnahmen unterstützt. Dazu gehört etwa
der „Kohlepfennig“ und der 1980 abgeschlossene „Jahrhundertvertrag“ zur Sicherung
des Steinkohlenabsatzes an die öffentliche und industrielle Kraftwirtschaft bis 1995.
Für den geordneten Rückgang des Ruhrbergbaus sorgte ab 1969 die Ruhrkohle AG
(RAG), in der als Einheitsgesellschaft 95 % der Ruhrförderung und drei Viertel der
deutschen Förderung zusammengefasst worden waren.

Bis Mitte der 1960er Jahre konnte die Förderung des Ruhrbergbaus durch Rationa‐
lisierungsmaßnahmen, eine umfassende Mechanisierung des Grubenbetriebes und
eine Konzentration auf leistungsstärkere Zechen noch auf einem vergleichsweise

124 Abelshauser: Ruhrkohlenbergbau, S. 89–93.
125 Siehe hierzu Abschnitt 3.1.10.
126 Siehe Abschnitt 3.1.12.
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hohen Niveau gehalten werden. Die Anzahl der Zechen sank dabei von 141 in
1957 auf 79 in 1966 oder um 44 %, während sich die Förderung nur um 16 % auf
103 Mio. t verringerte. Aber immer noch lag ihr Anteil am bundesdeutschen Gesamt‐
aufkommen bei 76 %. Einen maßgeblichen Anteil an dieser Entwicklung besaßen die
Exporte. Zwischen 1960 und 1980 gingen regelmäßig und teilweise erheblich mehr
als 20 Mio. t deutscher Kohle ins Ausland. Nachdem die Ruhrförderung für fünf
Jahre bis 1971 im Bereich von 90 Mio. t hatte gehalten werden können, wurde 1973
die Grenze von 80 Mio. t. und 1977 die von 70 Mio. t unterschritten. Mitte der 1980
begann die letzte Phase des Ruhrbergbaus, die von einem systematischen Rückgang
der Förderung gekennzeichnet war.

Nach dem Auslaufen des Jahrhundertvertrages zeichnete sich ab 1997 das Ende
des deutschen Steinkohlenbergbaus ab. Im Rahmen einer „Kohlepolitischen Verein‐
barung“ wurde eine starke Reduzierung der staatlichen Zuschüsse beschlossen und
damit begannen langfristige Reduzierungsplanungen bei Belegschaften und Förde‐
rung. Noch im selben Jahr schloss der Aachener Bergbau seine letzte Zeche. Für
weiteren Anpassungsdruck sorgten 2002 das Auslaufen des EGKS-Vertrages und eine
neue EU-Ratsverordnung über staatliche Beihilfen im Steinkohlenbergbau. Deren
schärfere Regelungen erforderten eine zweite „Kohlepolitische Vereinbarung“ und
die Festlegung des Finanzrahmens bis 2012. Dieser hatte jedoch keinen langen
Bestand, denn schon 2006 kam es in Berlin zu Verhandlungen über zusätzliche
Einsparungen bei den zugesagten Kohlehilfen sowie über die Zukunft der deutschen
Steinkohle nach 2012. 2007 einigten sich Bund, Länder, die Gewerkschaft IGBCE
und die RAG beim „Kohlegipfel“ auf ein sozialverträgliches Auslaufen der subventio‐
nierten Steinkohlenförderung in Deutschland bis 2018. 2012 stellte das Saarrevier
seine Förderung ein und 2018 endete dann der deutsche Steinkohlenbergbau mit der
Schließung der letzten Zechen im Ruhrgebiet und in Ibbenbüren.

Bis heute existieren keine verlässlichen Daten zum Umfang der Steinkohlesubven‐
tionen. Sie sind ein gut gehütetes Geheimnis. Selbst die Bundesregierung besitzt kei‐
nen Überblick über den Umfang der Subventionen, Steuervergünstigungen, Absatz‐
garantien und sonstigen Fördermaßen, etwa auf dem Arbeitsmarkt, des Bundes und
des Landes, wie 2017 festgestellt wurde.127 Eine Studie im Auftrag von Greenpeace
kam 2010 für den Zeitraum 1950 bis 2008 unter Hinzurechnung des „unvollständigen
Wettbewerbs in der Elektrizitätswirtschaft“ auf einen Wert von 232 Mrd. Euro zu
Nominalpreisen, davon allein knapp 200 Mrd. Euro in Form von budgetwirksamen
Leistungen der öffentlichen Haushalte.128

Wie oben beschrieben, blieb die Steinkohle dennoch ein wichtiger Bestandteil der
deutschen Energieversorgung. Den Bedarf deckten allerdings seit den 1990er Jahren

127 Die „Dokumentation Steinkohlesubventionen“ der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen
Bundestages WD 5 – 3000 – 033/17 vom 7.4.2017 als jüngste verfügbare Übersicht vermerkt,
dass für die Jahre vor 1998 keine „belastbaren Angaben“ vorliegen.

128 Meyer/Küchler/Hölzinger: Staatliche Förderungen, S. 9–10.
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zunehmend Importe, die 2014 einen Rekordwert von fast 55 Mio. t erreichten. Größte
Lieferländer waren in dieser Reihenfolge Russland, die USA mit Kanada, Südafrika,
Australien und Kolumbien.129 Hatte sich die die Bedeutung der Steinkohle beim Pri‐
märenergiebedarf in den 1970er und 1980er Jahren bei rund 20 % eingependelt, sank
dieser Wert bis zur Jahrtausendwende auf knapp 14 % und lag zuletzt bei etwa
10 %.130 (vgl. Tab. 6) Der Anteil der Ruhrkohle am Steinkohlengesamtaufkommen
war Anfang der 1990er Jahre erstmals auf unter 60 % gefallen, unterschritt noch vor
der Jahrtausendwende die Grenze von 50 %, fiel dann rasant bis 2002 auf 30 % und
bis 2011 auf 14 %.

Die Gegenüberstellung der Anteile des Ruhrbergbaus am Steinkohlengesamtauf‐
kommen und der Anteile der Steinkohle am Primärenergieverbrauch zeigt abschlie‐
ßend eindrucksvoll den Bedeutungsverlust des Ruhrgebiets für die bundesdeutsche
Energieversorgung. Anfang der 1950er Jahre war die Region mit Werten von mehr
als 60 % das Maß aller Dinge. Schon am Vorabend der Kohlekrise zeichnete sich die
zukünftige Entwicklung ab, denn die rund 55 % in 1957 bedeuteten einen Verlust von
sieben Prozentpunkten innerhalb kurzer Zeit. Ende der 1960er Jahre hatte sich dieser
Wert auf 23 % mehr als halbiert, um sich zwischen Mitte der 1970er Jahre und 1993
im Bereich zwischen 10 % und 20 % zu stabilisieren. Zur Jahrhundertwende waren
es schließlich noch 5 %. Da im Ruhrgebiet auch Wasserkraft und Windenergie kaum
eine Rolle spielen und keine Ölvorkommen existieren, tendiert seine Bedeutung bei
der Primärenergieerzeugung seit dem Ende des Steinkohlenbergbaus in Richtung
Null.

Anteil der Ruhrkohle am Primärenergieverbrauch in der Bundesrepublik Deutschland131

Jahr
Anteil des Ruhrgebiets am

Steinkohlengesamtaufkommen
(%)

Anteil der Steinkohle am Pri‐
märenergieverbrauch (%)

Anteil der Ruhrkohle am Pri‐
märenergieverbrauch (%)

1950 88,5 72,8 64,4

1953 85,3 73,3 62,5

1957 79,2 69,9 55,4

1960 74,7 60,7 45,3

1963 76,0 51,0 38,8

1966 76,2 38,3 29,2

1969 70,4 32,3 22,7

1972 71,9 23,5 16,9

1975 71,9 19,1 13,7

1978 66,8 17,8 11,9

Tab. 12:

129 Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Jahresbericht 2015, S. 70–71.
130 Ohne Berücksichtigung des Pandemiejahres 2020, als nur noch 7,4 % erreicht wurden.
131 Berechnet nach Tabelle 6 und 9.
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Jahr
Anteil des Ruhrgebiets am

Steinkohlengesamtaufkommen
(%)

Anteil der Steinkohle am Pri‐
märenergieverbrauch (%)

Anteil der Ruhrkohle am Pri‐
märenergieverbrauch (%)

1981 65,9 20,9 13,8

1984 62,6 21,1 13,2

1987 64,2 19,5 12,5

1990 62,1 18,9 11,7

1993 58,4 17,2 10,0

1996 52,3 14,2 7,4

1999 44,8 13,7 6,1

2002 30,2 13,4 4,0

2005 27,8 12,4 3,4

2008 21,5 12,5 2,7

2011 14,1 12,6 1,8

2014 9,5 13,3 1,3

2017 5,7 11,1 0,6

2020 0 7,6 0,0

3.1.5 Koks – ein besonderer Stoff

Wie oben gezeigt, stellte die Energieversorgungsproblematik den mit Abstand wich‐
tigsten einschränkenden Faktor bei der Metallerzeugung und -verarbeitung dar. Die
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Ersatzressource Steinkohle füllte nun diese Lücke, doch war sie in Rohform ungeeig‐
net für solche Zwecke und musste zunächst aufbereitet werden. Nur so ließen sich
die Begleitstoffe der Kohle wie Gas, Teer, Schwefel, Benzol und Ammoniak aus dem
Rohstoff entfernen. Im Laufe der Zeit wurden dazu zahlreiche Verfahren entwickelt,
darunter die Vergasung und die Verschwelung zur Teergewinnung. Das mengenmä‐
ßig bedeutendste Verfahren war und ist bis heute aber die Verkokung.132 Der dabei
entstehende Koks besitzt für die moderne Massenstahlproduktion gegenüber der
Rohkohle noch einen weiteren Vorteil. Er besteht aus großen, porösen und festen
Brocken, die sich hervorragend zum Einsatz im Hochofen eignen, denn sie besitzen
die notwendige Stabilität, um unter der Last der Erze und sonstigen Begleitstoffe
nicht zusammenzubrechen. Andernfalls würde der Hochofen sofort ersticken. An
ihren Anfängen orientierte sich die Kokserzeugung an den Verfahren zur Holzkohle‐
produktion. Ein solcher Übergang wird als Technologietransfer bezeichnet. Der Aus‐
tausch kann dabei sowohl von einem Verarbeitungsverfahren zum anderen als auch
von einer Region oder einem Land zum anderen erfolgen. Bis weit ins 19. Jahrhun‐
dert war daher die Industriespionage weit verbreitet. Konnte man eine Technologie
nicht reproduzieren, stahl man sie einfach.

Steinkohlenkoks wurde in England Anfang des 18. Jahrhunderts analog zur Holz‐
kohle zunächst in Meilern nach einem weitgehend identischen Verfahren hergestellt.
Im Laufe der Zeit wurden die Meiler durch Steinmauern eingefasst und in den
1760er Jahren folgte der nächste Entwicklungssprung mit der Einführung des soge‐
nannten Bienenkorbofens. Der Name stammt von der runden, einem Bienenkorb
ähnelnden Form. Die Öfen wurden bald in Reihen aufgestellt, sodass sich nicht nur
die Produktion steigern, sondern auch energieeffizienter arbeiten ließ. Es existierten
die unterschiedlichsten Formen, eckige und runde, mit oder ohne Schornstein und
mit einer unterschiedlichen Anzahl an Öffnungen. Bienenkorböfen und Backöfen
waren bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts weit verbreitet und wurden etwa
in den USA auch noch erheblich länger genutzt. Sie bildeten die Grundlage für die
Industrialisierung der Roheisenerzeugung in Hochöfen.

132 Umfassend dazu: Farrenkopf: Koks; Ress: Geschichte der Kokereitechnik.
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Hochofenanlage der Hoerder Vereins mit vorgelagerter Kokerei, 1860133

Das Bild zeigt die Hochofenanlage des Hoerder Bergwerks und Hüttenvereins in
Hörde bei Dortmund, eines der frühen großen Unternehmen der Eisen und Stahl‐
industrie des Ruhrgebiets. Rechts unterhalb der fünf Hochöfen liegen zwei Reihen
Backöfen zur Kokserzeugung. Auch die Architektur der Hochöfen ist teilweise diesen
Vorbildern nachempfunden. Im Vordergrund liegt ein riesiger Kohlenhaufen und
rechts unter dem Dach fertiger Koks, der vor Regen geschützt werden musste.

Zu dieser Zeit war die Weiterentwicklung der Kokereitechnik bereits in vollem
Gange. Am Ende stand eine völlig neue Konstruktion mit erweiterten Nutzungs‐
möglichkeiten, deren Grundprinzip bis heute in Kokereien eingesetzt wird. Die
wichtigste Änderung betraf die Art der Verkokung. Anstatt die Kohle selbst nach
dem Meilerprinzip im Ofen anzuzünden und dann unter geregelter Luftzufuhr zu
Koks umzusetzen, wurde sie nun in luftdicht abgeschlossenen Kammern durch
Außenbeheizung auf die notwendige Temperatur gebracht. Dies hatte den Vorteil,
dass keine Kohle mehr verbrannte und die Produktivität verbessert werden konnte.
Auch die neueren Bienenkorböfen arbeiteten nach diesem Prinzip. Nun aber wuch‐
sen die Öfen von der Breite in die Höhe. Nach zwischenzeitlichen Versuchen mit
horizontalen Kammern setzte sich in den 1860er Jahren schließlich der sogenannte
Vertikalkammerofen durch.

Abb. 7:

133 Quelle: Sammlung Manfred Jablonski.
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Ofenbatterie der Zeche Bruchstraße in Bochum 1927134

Kokereien bestanden nun aus langen Reihen solcher nebeneinander aufgestellten
Kammern, die einen Durchmesser von weniger als 1 m besaßen. Hierin wurde die
Kohle für rund 24 Stunden auf etwa 1.000 °C unter Luftabschluss erhitzt, sodass die
flüchtigen Bestandteile entweichen und feste Koksbrocken entstehen konnten. Das
Verfahren arbeitete nicht kontinuierlich. Die Kohle wurde über Füllwagen von oben
in die Kammern geschüttet und der Koks nach Abschluss des Verkokungsprozesses
durch eine sogenannte „Ausdrückmaschine“ in bereitstehende Löschwagen gescho‐
ben. Diese fuhren im 20. Jahrhundert in den Löschturm, wo sie mit Wasser beregnet
wurden. Die dabei entstehenden großen weißen Dampfwolken wurden zu einem
weiteren typischen Bild des Ruhrgebiets.

Neben dieser Qualitätsverbesserung sorgten die neuen Öfen für eine spürbare
Reduzierung des Energieverbrauchs. In den Wänden der Kammern lagen Heizzüge,
die ihre Wärme an beide Seiten abgaben. Die Befeuerung erfolgte bald mit den
während des Verkokungsprozesses freiwerdenden Gasen, die bis dahin meist durch
Schornsteine abgeleitet worden waren und im Umfeld der Kokereien erhebliche
Umweltschäden hervorriefen. Der zweite maßgebliche Entwicklungsschritt betraf
die Gewinnung der sogenannten Nebenprodukte. Ab Ende des 19. Jahrhunderts
wurde das Gas vor der Weiterverwendung gereinigt und die darin enthaltenen oben
erwähnten Begleitstoffe herausgefiltert. Diese boten dem Bergbau nun ein weiteres
Geschäftsfeld: die Kohlechemie.135

Abb. 8:

134 Quelle: Dr. C. Otto (Hg.): Otto-Heft 13, S. 19.
135 Siehe hierzu Abschnitt 3.1.7.
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Im Laufe der Zeit wuchs der Durchsatz der Kokereien durch die Vergrößerung der
Kammern. Sie erreichten in den 1920er Jahren bereits Höhen von bis zu 6 m und eine
Tiefe von mehr als 30 m – ein Standardmaß, das auch nach dem Zweiten Weltkrieg
noch galt. Damit steigerte sich nochmals die Kokserzeugung, die wegen der wach‐
senden Nachfrage der Eisen- und Stahlindustrie seit Ende des 19. Jahrhunderts stark
anstieg. Wurden 1880 gerade 8 % der Kohle im Ruhrgebiet verkokt, waren es 1900 be‐
reits 20 %. 1913 wurden knapp 30 % der gesamten Ruhrkohle in Kokereien weiterver‐
arbeitet, bei Fettkohlen waren es fast 40 %.136 Diese Werte galten in etwa auch in den
1950er Jahren. Mit dem Zechensterben verschwanden nach und nach auch die Koke‐
reien aus dem Ruhrgebiet. Arbeiteten zu dieser Zeit noch rund 90 Anlagen in der Re‐
gion, sind es heute noch zwei: die Kokerei der Hüttenwerke Krupp Mannesmann
und die von ThyssenKrupp betriebene Kokerei Schwelgern in Duisburg. Abschlie‐
ßend zu diesem Thema sei noch erwähnt, dass das Bochumer Unternehmen Dr. C.
Otto im 20. Jahrhundert aufgrund seiner überlegenen Technologie zum Weltmarkt‐
führer im Kokereianlagenbau aufstieg.

Löschwolken über der Großkokerei Nordstern in Gelsenkirchen 1955137Abb. 9:

136 Alle Werte nach: Jahrbuch für den Oberbergamtsbezirk Dortmund, div. Jahrgänge.
137 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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3.1.6 Vom Kokereigas zum Erdgas – eine Erfolgsgeschichte

Wie in Abschnitt 3.1.1 und 3.1.5 dargestellt, führte die Verkokung der Steinkohle zur
Freisetzung großer Mengen Kokereigas.138 Diese sollten nach langsamen Anfängen
zu Beginn des 20. Jahrhunderts in den 1920er Jahren den Ausgangspunkt einer vom
Ruhrbergbau aufgebauten überregionalen und flächendeckenden Ferngasversorgung
darstellen. Das dabei entstandene Leitungsnetz bildete schließlich 40 Jahre später
die Grundlage für den Aufstieg des Erdgases zum 2021 zweitwichtigsten Primärener‐
gieträger in Deutschland, denn die Versorgungsstrukturen mussten nur an dessen
Anforderungen angepasst werden. Da dies vor allem eine technische Frage war,
verfügte das Ruhrgebiet mit seiner langen Erfahrung beim Gasvertrieb hier über eine
besondere Position.

Aus Steinkohlen gewonnenes Gas gehörte jedoch Mitte der 1920er Jahre in
Deutschland längst zu den etablierten Energieträgern. Die Gaswirtschaft konnte
zu diesem Zeitpunkt auf eine exakt 100-jährige Geschichte zurückblicken, in deren
Verlauf sie sich von den Anfängen in einzelnen Residenzstädten zu einer Branche
mit reichsweiter Verbreitung und Versorgungseinrichtungen in nahezu allen Kreisen
und Kleinstädten mit mehr als 2.000 Einwohnern entwickelt hatte. Auch wenn Gas
in der Gesamtenergiebilanz im Vergleich zu Steinkohle, Braunkohle und Holz eine
unbedeutende Rolle spielte, hatte sich seine Verwendung in den Bereichen Beleuch‐
tung, Heizung, Motorenbetrieb und Kochen im Verlauf der Zeit zunehmend durch‐
gesetzt.139 Die Gründe für diesen Erfolg in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
lagen in den spezifischen Eigenheiten der Gasversorgung. Zum einen war Gas der
erste, in größerem Maßstab erzeugte Sekundärenergieträger, d. h. eine aus einem Pri‐
märenergieträger wie Kohle durch Umwandlung und mit dem Ziel eines leichteren
Transports oder einer besseren Nutzbarkeit entstandene Energieform. Und gerade
hier lag die weitere Besonderheit, denn zum anderen war Gas auch der erste und für
lange Zeit einzige leitungsgebundene Energieträger. Konkurrenz erhielt das Gas auf
dieser Ebene erst seit den 1880er Jahren, als mit der Elektrizität ein hinsichtlich des
Anwendungsspektrums gleichwertiger Energieträger rasch an Beliebtheit gewann.
Elektrizität war nicht nur geeignet, das Gas zu ergänzen, sondern sogar zu ersetzen,
waren doch mit seiner Verwendung eine verbesserte Betriebssicherheit und eine
höhere Bequemlichkeit verbunden, während zugleich der Anschluss an das Versor‐
gungsnetz einen geringeren Aufwand bedeutete.140 Im privaten Beleuchtungssektor
blieb die Rolle des Gases ab etwa 1870 zudem durch kostengünstigere Mineralölpro‐
dukte wie Petroleum begrenzt.

138 Zur Geschichte der Gaswirtschaft von den Anfängen bis ins 20. Jahrhundert siehe: Bleidick:
Ruhrgas.

139 Körting: Gaswirtschaft, S. 269–316.
140 Braun: Gas oder Elektrizität?
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Vor diesem Hintergrund sind bei der Entwicklung der deutschen Gaswirtschaft
innerhalb des ersten Jahrhunderts mehrere Phasen erkennbar, die sich unter Zugrun‐
delegung organisatorischer, technischer und wirtschaftlicher Aspekte in Anfang, Hö‐
hepunkt und Ende unterscheiden, dabei jedoch grundsätzlich in bedeutenden Teilen
überlagern.141 Von besonderem Interesse sind die eigentumsrechtlichen Verhältnisse,
denn die Branche durchlief wie kein anderer Zweig der Energiewirtschaft einen
langfristigen und systematischen Verstaatlichungsprozess, nach dessen Abschluss
nach dem Ersten Weltkrieg neben der Verteilung auch die Erzeugung des Gases
weitgehend unter kommunaler oder sonstiger öffentlicher Regie erfolgte. Mitte der
1920er Jahre erreichte der Staatsanteil innerhalb der Gaswirtschaft in Deutschland
rund 90 %. Die stetig wachsende Position der Kommunen führte folglich zu einer
heterogenen, dezentralen Struktur der Branche. Grundlegendes Motiv der staatlichen
Aktivitäten in der Gaswirtschaft war die Verhinderung einer Monopolstellung priva‐
ter Unternehmen in einem für die Entwicklung der Ortschaften zentralen Sektor. Es
ging um die Versorgungssicherheit, letztlich aber auch um Geld, denn die Gewinne
der Eigenbetriebe unterstützten wie bei der Wasserversorgung die städtischen Haus‐
halte.

Die Anfänge der Gaswirtschaft liegen in England, wo im Rahmen der Industria‐
lisierung des Montansektors nach der Wende zum 19. Jahrhundert innerhalb von
knapp 20 Jahren eine umfangreiche Leuchtgasindustrie entstand. Die künstliche
Beleuchtung revolutionierte Leben und Arbeit in den englischen Großstädten, die
nach Sonnenuntergang nicht mehr in tiefer Dunkelheit versanken. In Deutschland
entstanden die ersten Gaswerke Mitte der 1820er Jahre dann auch nicht aus wirt‐
schaftlichen Erwägungen, sondern vielfach zur Befriedigung adeliger Repräsentati‐
onswünsche, wurde das Gas doch ausschließlich zur Beleuchtung zentraler Punkte in
Residenzstädten wie Hannover oder Dresden eingesetzt. Bis 1850 blieb die Entwick‐
lung mit gerade 35 Gasanstalten sehr verhalten, um sich danach rasch zu beschleuni‐
gen. 1860 produzierten bereits fast 200 Anlagen, 1885 dann annähernd 700 und 1913
schließlich etwa 1.700. Die Gaswerke arbeiteten nach demselben Prinzip wie die
Kokereien, jedoch nicht mit dem vorrangigen Ziel, Koks zu erzeugen, sondern eben
Gas. Koks war hier das Nebenprodukt.

Auch im Ruhrgebiet entwickelte sich zunächst eine dezentrale Gasversorgung
mit den typischen Organisationsstrukturen. In allen größeren Gemeinden entstan‐
den in den 1850er bis 1870er Jahren auf private Initiative Gaswerke, die teilweise
von den Kommunen übernommen wurden. Krupp errichtete zur Beleuchtung der
Werksanlagen als erster eine firmeneigene Gasanstalt, deren Produktion die der
Essener Gasanstalt bald bei Weitem übertraf. Bald folgten andere Unternehmen
und die kleineren Städte, sodass Ende des 19. Jahrhunderts eine flächendeckende
Gasinfrastruktur mit zahlreichen Einzelnetzen bestand. Trotz aller Gemeinsamkeiten
mit der Entwicklung in Deutschland zeigte die Gaswirtschaft des Ruhrgebiets auf‐

141 Brunckhorst: Kommunalisierung, S. 15–35.
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grund der räumlichen Nähe zur Montanindustrie mit ihrer Kohlenbasis, die eine
günstige und bequeme Versorgung gewährleistete, der direkten Nachbarschaft der
Städte und des starken Einflusses der schwerindustriellen Eliten eine Besonderheit:
Schon Anfang des 20. Jahrhunderts und damit erstmals in Deutschland entstand hier
der Gedanke größerer Strukturen und einer einheitlichen Versorgung der Region.
Am Horizont zeichnete sich nun eine den weiteren Verlauf prägende Entwicklung
ab. Der Einbruch des Ruhrbergbaus mit großen Gasreserven in die kommunale
Gasversorgung stand bevor, und damit war schnell deutlich, dass sich zumindest im
näheren Umfeld des Ruhrgebiets einiges ändern würde. Allein aus Kostengründen
bot es sich an, die Erzeugungsstätten zusammenzuschließen und als Basis eines
einheitlichen Versorgungsnetzes zu nutzen. Dazu kamen technische Aspekte, denn
viele Gaswerke arbeiteten wenig effizient. Auch die zunehmende Konkurrenz der
aufstrebenden Elektrizität sorgte für einen entsprechenden Druck. Die ersten Gas‐
fernversorgungen entstanden jedoch nicht im Ruhrgebiet, sondern in Lübeck, Berlin
und Heidelberg. Bis 1914 wurden je nach Zählung zwischen 100 und 200 Fernversor‐
gungen in Deutschland aufgebaut.142

Dass die Unternehmen des Ruhrbergbaus nicht schon früher und im größeren
Umfang in die Belieferung der Städte eingestiegen waren, lag neben technischen
Schwierigkeiten bei der Gasreinigung vor allem an fehlenden Mengen. Sie benötigten
das Kokereigas vollständig für eigene betriebliche Wärmeprozesse bei der Beheizung
von Dampfkesseln und Koksöfen. Nach der Jahrhundertwende änderte sich diese
Situation jedoch schlagartig durch die Einführung der ersten Regenerativöfen und
Großgasmaschinen in der Montanindustrie, die erstmals eine energiesparendere
Verbundwirtschaft erlaubten.143 Gleichzeitig verbesserte sich die Gewinnungstechno‐
logie für Nebenprodukte, die das Kokereigas mit dem Ziel einer Abscheidung von
Teer, Ammoniak und Benzol erst für den Leitungstransport und die Verwendung
in Gasbrennern vorbereitete. Als geistiger Vater des Kokereigasvertriebs im Ruhrge‐
biet und des späteren Übergangs zur Fernversorgung größerer Gebiete ist Hugo
Stinnes anzusehen, Spross der alteingesessenen Industriellenfamilie und später einer
der einflussreichsten Unternehmer im Deutschen Reich. Gleichzeitig verfolgte er
mit dem Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerk (RWE) ähnliche Ziele bei der
Stromversorgung. Die Parallelen waren frappierend, denn im Prinzip verlief die Ver‐
marktung des Stroms in ähnlichen Bahnen wie die des Gases. Beide benötigten ein
Leitungsnetz, dessen Ausbau aus zeitgenössischer Sicht den Abschluss langfristiger
Lieferverträge und Ausschließlichkeitsbindungen bedingte. Und so stieg das RWE
auch in die Gasversorgung ein. Eine Kooperation mit dem ebenfalls beim RWE
engagierten August Thyssen zerschlug sich aber ebenso wie Stinnes‘ Vorhaben, ande‐
re Unternehmen der Montanindustrie für ein gemeinsames Vorgehen zu gewinnen.

142 Aufstellung bei Petzold: Gasfernleitung, S. 10–12.
143 Siehe Abschnitt 3.1.3.
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Thyssen ging nun eigene Wege, die in den 1920er Jahren in die Gründung der Thys‐
sengas144 mündeten.

Vor dem Ersten Weltkrieg folgten zehn weitere Bergbauunternehmen dessen Vor‐
bild und bauten auf Basis ihrer Kokereien eigene lokale Gasversorgungssysteme auf.
Außerdem leisteten die Städte im östlichen Ruhrgebiet erheblichen Widerstand auch
gegen die Pläne des RWE und gründeten Konkurrenzunternehmen, aus denen 1925
die Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen GmbH (VEW) hervorging. Während
Thyssen mit der Stadt Barmen einen Fernvertriebspartner gewann und das erste
überregionale Ferngasnetz aufbaute, konzentrierte sich das RWE zwangläufig auf das
umliegende Bergische Land. Es besaß damit zwar das größere Einzugsgebiet, musste
dazu aber auch ein Leitungsnetz von 135 km Strecke anlegen. Thyssen kam dagegen
mit 50 km aus. 1914 wurden schließlich im Großraum des Ruhrgebiets 2,5 Mio.
Einwohner in 50 Städten und Gemeinden mit insgesamt 150 Mio. m3 Kokereigas ver‐
sorgt, was einem Anteil an der Gesamtproduktion von knapp 15 % entsprach, wäh‐
rend der Rest fast vollständig für betriebsinterne Heizzwecke Verwendung fand.145

Nach dem Krieg blieb die Situation im Ruhrgebiet zunächst weitgehend unverän‐
dert. Bei der kommunalen Gaswirtschaft verschärften sich dagegen die Wirtschaft‐
lichkeitsprobleme angesichts veralteter Erzeugungsanlagen und endgültig nicht mehr
profitabler Strukturen. Sie wurde zudem von einer Studie des RWE überrascht,
die die Überlegenheit des Ferngasvertriebs auch über weite Strecken und sogar
gegenüber der Stromversorgung nachwies. Damit war die Folgerung verbunden,
dass die deutsche Gasversorgung vor einer vergleichbaren Entwicklung wie die
Konkurrenzbranche stand und diese zwangsläufig von den Kokereien und ihrem
großen Erzeugungspotenzial getragen werden würde. Im kommunalen Sektor kam es
daraufhin als Gegenreaktion zur Gründung erster Gruppengasversorgungen, also zur
Zusammenfassung mehrerer Gaswerke in einer Region zu größeren Einheiten. Auf
der anderen Seite besaßen viele jedoch nicht eine solche Möglichkeit und wurden
daraufhin in den 1920er Jahren stillgelegt. Der Ruhrbergbau konnte sich allerdings
noch nicht zu einer konzertierten Aktion entschließen und die in vielen anderen
Bereichen erprobte Gemeinschaftsarbeit auch auf die Gaswirtschaft auszudehnen.
Vielmehr begannen einzelne Unternehmen mit Planungen zum Aufbau eigener über‐
regionaler Netze.

144 Siehe hierzu: Kanther: Thyssengas.
145 Verein für die bergbaulichen Interessen (Hg.): Bergwerke und Salinen 1926, S. 10–11.
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Das zersplitterte Gasnetz im Ruhrgebiet 1926146

Das Jahr 1926 brachte die große Veränderung. Die Rationalisierung der Montanin‐
dustrie nahm an Schwung auf und die Modernisierung und Vergrößerung der Koke‐
reien versprach allein in technischer Perspektive einen enormen Gasüberschuss. Zu‐
gleich produzierte der Ruhrbergbau große Mengen schlecht absetzbarer Kohlensor‐
ten, die sich jedoch hervorragend für eine Vergasung eigneten. Dieses Potenzial sollte
nun für den Aufbau eines vom Ruhrgebiet ausgehenden reichsweiten Gasnetzes ge‐
nutzt werden, so das ambitionierte Vorhaben. Ferngasleitungen sollten insbesondere
in bestrittene Gebiete in Norddeutschland vorstoßen, dort ausländische Kohlen und
das Gaswerksgas verdrängen und auf diese Art und Weise auch den Absatz von
Ruhrkohle verbessern. Aber angesichts der absehbar hohen Kosten war dazu eine Be‐
teiligung möglichst aller Produzenten notwendig. Den Befürwortern gelang es bald,
die vielfältigen Bedenken zu zerstreuen. Im Herbst wurde die Aktiengesellschaft für
Kohlenverwertung (AGKV) als erstes Gemeinschaftsunternehmen des Ruhrbergbaus
gegründet, dessen Name den Geschäftszweck eindrücklich verdeutlichte. Das Unter‐
nehmen sollte neben der Gasfernversorgung in fünf zentralen Gebieten tätig werden,
darunter die Fernheizung, die Kohlenverschwelung, die Kohlenstaubfeuerung, die
Synthese von Stickstoffverbindungen und die Kohleverflüssigung. Damit waren alle
nennenswerten Bereiche des Zukunftssektors Kohlechemie berücksichtigt.

Abb. 10:

146 Quelle: Aktiengesellschaft für Kohleverwertung (Hg.): Deutsche Großgasversorgung.
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Kokereigasaufkommen im Ruhrgebiet, im Deutschen Reich und in der Bundesrepublik
Deutschland sowie Anteil des Ruhrgebiets 1913–2005147

Jahr Ruhrgebiet148 (Mio. m3) Deutsches Reich/BRD149 (Mio. m3) Anteil des Ruhrgebiets (%)

1913 905  

1920 1745    

1929 10370 13410 77,3

1936 11651 14013 83,1

1950 10631 11445 92,9

1955 16572 18044 91,8

1960 15464 20480 75,5

1965 15802 19759 80,0

1970 12397 17905 69,2

1975   8015  

1980   6490  

1985   5312  

1990   4226  

1995   2708  

2000   2215  

2005   498150  

Tab. 13:

147 Alle Werte gerundet. Werte 1950 und 1955 ohne Saarland. Ab 1975 kein statistischer Einzelaus‐
weis des Ruhrgebiets mehr. Eigene Zusammenstellung und Berechnung nach: Bergbau-Verein
(Hg.): Statistisches Heft 22, Dezember 1924, S. 13; dsgl. Ausgabe 33, Juli 1933, S. 18; dsgl.
Ausgabe 40, Juli 1939, S. 31–32; Jahrbuch des deutschen Bergbaus 1966, S. 894; Statistik der
Kohlenwirtschaft (Hg.): Jahresbericht 1980, S. 43; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Zahlen
zur Kohlenwirtschaft, Nr. 35, Februar 1957, S. 36; dsgl., Nr. 59, Februar 1963, S. 41–42; dsgl.,
Nr. 93, Februar 1972, S. 46–47; dsgl., Nr. 119, April 1981, S. 30–31; dsgl., Nr. 142, Juni 1995, S. 21;
dsgl., Nr. 147, Juni 2000, S. 21; dsgl., Nr. 155, Juni 2008, S. 21.

148 Bis 1955 Zechen- und Hüttenkokereien, ab 1960 nur Zechenkokereien.
149 Zechen- und Hüttenkokereien.
150 Ohne Hüttenkokereien. Weitere Werte zu diesen nicht verfügbar.
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Auf eine derart weitreichende Kooperation wollten sich mehrere Beteiligte angesichts
unterschiedlicher Interessen allerdings nicht einlassen, sodass die Kohlechemie
schließlich ausgeklammert blieb. 1928 wurde die AGKV in Ruhrgas AG umbenannt,
während mehrere Unternehmen im Chemiesektor eigene Wege verfolgten und an‐
dere die Ruhrchemie AG in Oberhausen gründeten.151 Die Ruhrgas schloss bereits
1927 erste Bezugsverträge mit den Zechen ab und begann gleichzeitig mit dem Bau
einer zentralen Gassammelleitung im Ruhrgebiet, die bis dahin größte Leitung dieser
Art in Deutschland überhaupt. Weiterhin wurde das RWE-Netz übernommen. 1928
gewann sie mit Hannover die erste Großstadt als Kunden und bewies damit zugleich,
dass ein wirtschaftlicher Gastransport über weite Strecken ohne Probleme möglich
war. Bis 1930 folgten zahlreiche weitere Städte diesem Vorbild, darunter Düsseldorf
und Köln, über die die Rheinschiene erschlossen werden sollte. Kaum jemand
konnte sich dem lukrativen Angebot der Ruhrgas entziehen, deren Preis deutlich
unter den Erzeugungskosten der Gaswerke lagen. Zu diesem Zeitpunkt umfasste das
Leitungsnetz bereits eine Länge von rund 1.000 km.

Durch die Bündelung der gaswirtschaftlichen Interessen des Ruhrbergbaus ende‐
ten sämtliche Bestrebungen der Branche, die dezentralen Versorgungsnetze einzelner
Zechen über die Region hinaus auszudehnen. Gleichzeitig begann mit der Ruhrgas
das Zeitalter der Ferngasversorgung in Deutschland. Das ursprüngliche Konzept
einer reichsweiten Versorgung ließ sich schließlich vor allem aufgrund der Weltwirt‐
schaftskrise zwar ebenso wenig realisieren wie das der eigentlich bevorzugten Verga‐
sung schlecht verkäuflicher Kohlensorten. Aber dennoch bildeten die bald verfügba‐

151 Umfassend dazu: Rasch: Ruhrchemie, S. 39–84.

3.1 Vom Standortfaktor Steinkohle zur Energieverbundlandschaft

93

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


ren enormen Gasmengen einen Markt- und Machtfaktor, der von Beginn an die be‐
stehenden Branchenstrukturen zulasten der Kommunen infrage stellte. Immerhin
verdoppelte die Ruhrgas das Gasangebot auf dem deutschen Markt innerhalb von
nur zehn Jahren und erreichte einen Marktanteil von rund 50 %. Diese auf die tradi‐
tionelle Ortsgaswirtschaft folgende zweite Phase der deutschen Gaswirtschaft war
schließlich strukturell durch einen Dualismus von kokereigasbasierter Ferngasver‐
sorgung und stadtgasbasierter Gruppengasversorgung geprägt. Das Ruhrgas-Netz er‐
reichte in den 1930er Jahren seine vorläufig abschließende Ausdehnung mit den End‐
polen Hannover und Frankfurt. Das wichtigste äußere Kennzeichnen dieser zweiten
Phase bildeten jedoch die stetigen Versorgungsdefizite, die den wirtschaftlichen Rah‐
men der Branche zwischen Nationalsozialismus und Wirtschaftswunder durchgängig
bestimmten. Obwohl die Montanindustrie Erzeugung und Absatz durchgängig stei‐
gerte, konnte das Angebot die Nachfrage zu keiner Zeit decken. Kokereigas war ein
zunehmend gefragter Stoff, der nun auch in der Industrie geschätzt wurde, die die
größten Mengen verbrauchte.

Das Fernleitungsnetz der Ruhrgas 1930152Abb. 11:

152 Quelle: Lent: Ferngasversorgung, S. 352.
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In den 1950er Jahren kam es daher bei der Ruhrgas zu einer Stagnation auf hohem
Niveau. Auch die Gründung der Steinkohlengas AG in Dorsten als Grundlage für
den Aufbau einer eigenen Gaserzeugung brachte hier nur eine kurzfristige Entlas‐
tung. Mit dem Unternehmen stieg die Ruhrgas, die bis dahin nur das Gas ihrer Ak‐
tionäre vertrieben hatte, in den Kreis der Produzenten auf. Letztlich waren die hier
verfügbaren Mengen jedoch zu gering und die Erzeugungskosten unverhältnismäßig
hoch, sodass der Betrieb Mitte der 1960er Jahre eingestellt wurde.

In dieser Zeit stand die Ruhrgas allerdings vor ganz anderen überlebensbedrohli‐
chen Problemen. Ende der 1950er Jahre waren in der niederländischen Provinz Gro‐
ningen große Erdgasvorkommen entdeckt worden, die die vergleichsweise kleinen
norddeutschen um ein Vielfaches übertrafen. Gleichzeitig drohte der schleichende
Verlust der traditionellen Erzeugungsbasis durch die Montan- und Kohlenkrise als
Grundlage des Geschäfts. Und die Niederländer ließen von Beginn an keinen Zweifel
daran aufkommen, wo sie ihr zukünftiges Absatzgebiet sahen. Aufgrund der eng
verbundenen Entstehungszusammenhänge von Mineralöl und Erdgas stammten die
Anbieter des Erdgases ausschließlich aus der Mineralölwirtschaft. Relativ schnell war
absehbar, dass ein erneuter umfassender Systemwechsel bevorstand, es aber anders
als seit den 1920er Jahren weder eine längere Übergangsphase noch ein Nebeneinan‐
der bestehender und neuer Strukturen in größerem Umfang geben würde. Wie zuvor
die Ruhrgas drängte nun eine neue Anbietergruppe mit potenziell unbegrenzten
Mengen auf den Markt. Allerdings war das Erdgas aufgrund der chemischen und
physikalischen Unterschiede zum Kohlengas kein identisches oder komplementäres,
sondern ein in allen Belangen überlegenes Konkurrenzprodukt, das nicht produziert,
sondern gefördert wurde und dazu den doppelten Heizwert besaß. Damit bestand
für das Unternehmen die Gefahr, zur Abwicklungsgesellschaft für das Kokereigas de‐
gradiert zu werden, wenn multinationale Mineralölkonzerne wie Esso und Shell ein
eigenständiges, konkurrierendes Vertriebssystem für Erdgas in Deutschland errichte‐
ten. Es begann unter bald maßgeblicher wirtschaftspolitischer Einflussnahme des
Staates ein zäher Aushandlungsprozess zwischen den Interessengruppen, an dessen
Ende 1965 ein Konzept zur Einbindung des Erdgases in den deutschen Energiemarkt
stand.
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Gasaufkommen nach Gasarten in der Bundesrepublik Deutschland 1958–1972153

Die Lösung bot die Öffnung der Anteilseignerstruktur der Ruhrgas für eine Betei‐
ligung der Erdgasanbieter. Ein ausgeklügeltes beteiligungsrechtliches Beziehungsge‐
flecht erzwang ab 1965 den Ausgleich der teilweise divergierenden Interessen von
montanindustriellen Alt- und mineralölwirtschaftlichen Neuaktionären und schütz‐
te den Ferngasversorger zugleich vor Majorisierungsversuchen einer Gruppe. Den
Dreh- und Angelpunkt der neuen Gaswirtschaft bildete die Ruhrgas, die einerseits
die kohlepolitisch bedeutsame harmonische Eingliederung des Erdgases sichern soll‐
te und andererseits den im Mineralölsektor nicht vorhandenen starken deutschen
Player auf dem Erdgasmarkt darstellte. Die Thyssengas war von dieser Problematik
nicht betroffen, gehörte sie doch seit den 1920er Jahren zur Unternehmensgruppe
Thyssen-Bornemisza, die einen starken niederländischen Zweig besaß. Aus dem
ehemals kleinen Mitbewerber war mit Beginn des Erdgaszeitalters ein ernsthafter
Konkurrent geworden.

In dieser dritten Phase stieg die Ruhrgas zum bedeutendsten deutschen und bald
auch europäischen Erdgasunternehmen auf. Nachdem zunächst deutsches und nie‐

Grafik 6:

153 Zusammengestellt nach: Plesser/Pohl: Gaswirtschaft 1964, S. 1129; Plesser/Wedeking: Gaswirt‐
schaft 1968, S. 1035; Holthausen u. a.: Gaswirtschaft 1972, S. 440.

3. Die Energieregion Ruhrgebiet

96

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


derländisches Erdgas die Versorgungsbasis gebildet hatte, kontrahierte die Ruhrgas
im Verlauf der 1970er Jahre große Volumina aus der Sowjetunion und aus der Nord‐
see und schuf damit die Grundlage für einen Erdgasboom mit jährlich bis zu zwei‐
stelligen Zuwachsraten. Ähnliche Entwicklungen unter teilweise identischen Vorzei‐
chen zeigten sich in anderen westeuropäischen Ländern. Die Ruhrgas avancierte
dabei durch eine umfassende und systematische Kooperationspolitik im Bereich
von Bezugsverträgen und Leitungsprojekten zum zentralen Faktor der europäischen
Gaswirtschaft. Deutschland wurde zur Drehscheibe des Erdgasgeschäfts. Hier erhielt
die Ruhrgas ihre Rolle allein durch ihre Funktion als Alleinimporteurin sowjetischen
und bald auch norwegischen Erdgases und Betreiberin des Ferngasnetzes, aber auch
durch zahlreiche Beteiligungen an anderen Ferngasgesellschaften.

Gleichzeitig entbrannte ein zunehmender Substitutionswettbewerb von Mineralöl,
Elektrizität und Erdgas, das nicht nur den Anteil der Kohle im Wärmemarkt über‐
nahm, sondern systematisch seine Position auch auf Kosten der beiden anderen
Konkurrenzenergien ausbaute. Die Ruhrgas profitierte erheblich von dem positiven
Image des aus zeitgenössischer Perspektive sauberen und sicheren Energieträgers,
stand jedoch weiterhin vor dem stetigen Problem der Mengenprognose und Men‐
gensicherung. Die Internationalisierung des Geschäfts machte die Ruhrgas zugleich
zu einem bedeutenden wirtschafts- wie außenpolitischen Faktor. So stellte etwa
das im Winter 1969/70 unter maßgeblicher Beteiligung der Ruhrgas abgeschlossene
erste Erdgasröhrengeschäft mit der Sowjetunion einen wichtigen Faktor zur Entspan‐
nungspolitik der neuen Bundesregierung unter Willy Brandt dar, der letztlich auch
die deutsch-deutsche Frage beeinflusste.

Vor diesem Hintergrund entstand in den 1970er Jahren die typische vierstufige
Wertschöpfungskette der internationalen Gaswirtschaft. Sie umfasste erstens die Ge‐
winnung, Aufbereitung und Fortleitung des Gases in den Fördernationen bis zu den
Übergabepunkten der nationalen Netze; zweitens den Import und Ferntransport des
Erdgases einschließlich der Zwischenspeicherung, der regionalen Weiterverteilung
und des teilweisen Direktvertriebs; drittens die regionale Ebene mit ähnlichen Funk‐
tionen und viertens die Direktversorgung des Endkunden durch lokale Anbieter wie
Stadtwerke. Während diese Stufen in der Bundesrepublik rechtlich und organisato‐
risch stärker voneinander getrennt waren, verfügte die durchweg staatswirtschaftlich
orientierte Gasversorgung Westeuropas über eine teilweise starke institutionelle Ver‐
schränkung. Das System war charakterisiert durch langfristige Lieferbeziehungen,
Kapitalverflechtungen sowie selbstregulative Marktzutrittsschranken in Form von
Demarkationsabkommen154 und Konzessionsverträgen. Im Jahr der Wiedervereini‐
gung kontrollierte die Ruhrgas von ihrem Essener Sitz aus rund 90 % des bundes‐
deutschen Erdgasaufkommens.

In den 1990er Jahren deutete sich dann ein weiterer grundlegender Wandel an,
der um die Jahrtausendwende in die vierte Epoche der Gaswirtschaft mündete. Die

154 Gebietsabgrenzungen.
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Ruhrgas AG verlor nun zunächst an Dominanz, dann ihre branchenprägende Kraft
und schließlich ihre Geschäftsgrundlage. Ausschlaggebend für diese Entwicklung
war die von der EU-Politik vorangetriebene und von den Mitgliedsstaaten umgesetz‐
te Liberalisierung der Energiewirtschaft, die die bestehenden Strukturen zunehmend
infrage stellte und schließlich vollständig beseitigte. Mit der Bindung von Netz
und Vertrieb, der Gebietsdemarkation und langfristigen Lieferverträgen entfielen
die klassischen Elemente des Ruhrgas-Geschäftes zugunsten eines weitgehend offe‐
nen Marktes für Mengen und Transportkapazitäten im Rahmen eines freien oder
börsennotierten Gashandels. Anstelle des u. a. mit der Versorgungssicherheit begrün‐
deten Monopolschutzes des Energiewirtschaftsgesetzes trat mit der Verheißung einer
umfassenden Preissenkung als oberste Prämisse der neuen Regulierungspolitik die
Wettbewerbsförderung.

Die Ruhrgas reagierte mit einer sukzessiven Weiterentwicklung der Unterneh‐
menspolitik. Als Antwort auf den entstehenden brancheninternen Wettbewerb er‐
höhte das Unternehmen seine Marketingaktivitäten, um mehr eigenes Profil zu
gewinnen und die Kundenbindung zu verbessern. Zweitens sollte die Kooperation
mit Unternehmen im Endverbrauchergeschäft ausgebaut werden und drittens galt es,
die sich im Zuge der zunehmenden Internationalisierung bietenden Möglichkeiten
zu nutzen und auch den Schritt ins Ausland zu wagen – in beiden Bereichen mit‐
tels Unternehmensbeteiligungen, durch den Aufbau von Lieferbeziehungen und die
Kooperation mit anderen Energieversorgern. Damit begann die Ruhrgas, sich von
einer Import- und Transportgesellschaft mit ergänzenden technologischen Bereichen
hin zu einem differenzierten Gaskonzern zu entwickeln und neue Geschäftsfelder
im „Downstreambereich“ zu erschließen, also in die verbrauchernahe Ebene der
Regional- und Lokalverteilung einzusteigen.

Ende der 1990er Jahre wuchs die Uneinigkeit der Aktionäre über die weitere
Zukunftsstrategie. Ausschlaggebend war der bedeutende und vorerst abschließende
Umstrukturierungsprozess der alten Deutschland-AG im Ruhrgebiet unter Beteili‐
gung von Thyssen, Krupp, dem RWE, Mannesmann, der Veba und der Ruhrkohle
AG. Nach der Unternehmenspolitik rückte nun die Organisationsstruktur der Ruhr‐
gas ins Zentrum der Kritik. Die Frage nach einer unveränderten Weiterführung,
einem Börsengang oder sonstigen Lösungen erübrigte sich jedoch mit der Übernah‐
me der Ruhrgas durch die 2000 gegründete E.ON AG, die Anfang 2003 nach einem
zähen, prozessbegleiteten und mehr als zweijährigen Verfahren im Rahmen einer
Ministererlaubnis abgeschlossen wurde. Mit der Integration der Ruhrgas in die E.ON
verband sich, so das Hauptargument aller Befürworter, die Möglichkeit zur Umset‐
zung von Projekten, die bislang am Widerstand der Aktionäre und an mangelnden
Finanzierungsmöglichkeiten gescheitert waren, aber als Grundlage für die erfolgrei‐
che Geschäftstätigkeit auf liberalisierten Märkten angesehen wurden. Die Zielsetzung
richtete sich insbesondere auf die Bezugsflexibilisierung durch den Aufbau eines star‐
ken Upstream-Geschäftes (Fördergeschäftes) und von Flüssigerdgas-Importstruktu‐
ren sowie die Erweiterung des osteuropäischen Beteiligungsgeschäftes.
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In der Gesamtbetrachtung konnte die Ruhrgas jedoch nicht die mit der Übernah‐
me durch E.ON verbundenen Hoffnungen und Ziele erreichen. Dafür ausschlagge‐
bend waren diverse unternehmenspolitische Entscheidungen, die gesamtwirtschaftli‐
che Entwicklung sowie politische Vorgaben von weitreichender Relevanz. So konzen‐
trierte sich die E.ON auf die Elektrizitätsversorgung als eigentliches Kerngeschäft,
baute den Konzern systematisch entlang dieser Sparte auf und berücksichtigte gas‐
wirtschaftliche Belange erst in zweiter Linie. Diese vergleichsweise Marginalisierung
bot jedoch weder den Auslöser noch den ursächlichen Hintergrund für die systema‐
tische Zerschlagung der E.ON Ruhrgas zwischen 2009 und 2013. Hierfür sind rela‐
tiv eindeutig vor allem externe Faktoren auszumachen: Das Unternehmen war ein
Opfer der Marktliberalisierung, die u.a. durch die unterschiedliche Bewertung von
Einkaufs- und Absatzverträgen eine gravierende wirtschaftliche Schieflage erzeugte.
Dazu kam die Energiewende, in deren Folge die E.ON Ruhrgas innerhalb des Kon‐
zerns zunehmend in die Rolle eines Auslaufmodells geriet, das als Verfügungsmasse
der wirtschaftlichen Konsolidierung der Muttergesellschaft und ihres Kerngeschäftes
Elektrizität diente. Offen bleibt dabei die Frage, inwieweit eine Ruhrgas ohne Kon‐
zernbindung die Situation besser hätte bewältigen können und ob die Übernahme
der Ruhrgas durch die E.ON das Ende des Gasversorgers einleitete, beschleunigte
oder aber verzögerte.

3.1.7 Teer, Benzol und Ammoniak – die Anfänge der Kohlechemie

Die wesentlichen Grundbestandteile der Kohle sind Kohlenstoff, Wasserstoff und
Sauerstoff. Dazu kommen geringere Anteile Stickstoff und Schwefel. Der Wasser‐
stoffgehalt der Steinkohle liegt zwischen 3,75 % und 6,6 %. Er fällt mit dem Inkoh‐
lungsgrad, sodass Anthrazite am unteren Ende und Gasflammenkohlen am oberen
Ende der Skala rangieren, während Braunkohle mit bis zu 8 % noch höhere Werte
aufweist. Kokereigas besteht rund zur Hälfte aus Wasserstoff (H2) und zu etwa einem
Viertel aus Methan (CH4). Dazu kommen bis zu 11 % Sauerstoff (O2) und bis zu 10 %
Kohlenoxid (CO). Die Kohlenwertstoffe Teer, Ammoniak und Benzol bildeten als
wichtigste kommerziell genutzte Verbindungen die Grundlagen der Kohlechemie.155

Die Kohlechemie wurde im allgemeinen Sprachgebrauch auch als Kohleveredelung
bezeichnet, doch sind die Grenzen hier fließend.156 Zusammengefasst ließe sie sich
ebenso als Kohlenwasserstoffchemie bezeichnen, denn es war vor allem der Was‐
serstoff, der die zahlreichen Verfahren und Produkte, die den Sektor schließlich be‐
stimmten, ausmachte. Ähnliches gilt für das Erdöl und das Erdgas, die ihren flüssigen
bzw. gasförmigen Aggregatzustand vor allem ihrem im Vergleich zur Kohle höheren
Wasserstoffgehalt verdanken. Dieser liegt beim Öl bei bis zu 14 %. Besonders deutlich
werden die Unterschiede auch auf molekularer Ebene. Während das Verhältnis von

155 Vgl. Abschnitt 3.1.5. Falbe, Chemierohstoffe aus Kohle, S, 2–3.
156 Siehe hierzu umfassend: Rasch: Nebenproduktenanlagen, S. 31–33.
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Wasserstoff zu Kohlenstoff bei der Kohle in etwa bei 1:1 liegt, steigt es beim Öl auf
2:1 und beim Erdgas auf 4:1. Mit dem Verhältnis nimmt auch der Brennwert zu, denn
hier wird pro Kohlenstoffmolekül mehr Energie bei der Verbrennung freigesetzt.
Dieser liegt bei der Steinkohle bei bis zu 32 MJ/kg, beim Erdöl bei 42 MJ/Kg und
beim Erdgas bei bis zu 50 MJ/kg.

Im 20. Jahrhundert wurde der mit Abstand größte Teil der Kohle im Ruhrgebiet
in irgendeiner Form veredelt, also weiterverarbeitet, da sich die Reinkohle aufgrund
ihrer chemischen Struktur und physikalischen Beschaffenheit nur zu Heizzwecken
verwenden ließ. Schon die mechanische Verarbeitung der Kohle wie die Mahlung
oder die Brikettierung von Feinkohle unter Verwendung von Bindemitteln zählt
daher zu den Verfahren der Kohleveredelung. Von erheblich größerer Bedeutung war
die thermisch-chemische Kohleveredelung, die die Bereiche Vergasung, Schwelung,
Entgasung, Verkokung, Hydrierung, Extraktion und Oxidation umfasst. Die Kohle
wird dabei aufgespalten und in ihre Bestandteile zerlegt, die dann weiterverarbeitet
oder zu neuen chemischen Substanzen zusammengesetzt werden. Der Begriff der
„Vergasung“ bezeichnet alle Prozesse einer unvollständigen Verbrennung mit dem
Ziel, technische Gase wie Kohlenmonoxid oder Synthesegas (Gemisch aus Wasser‐
stoff und Kohlenmonoxid) zu erzeugen. Bei der Schwelung oder Tieftemperaturver‐
kokung wird die Kohle unter Luftabschluss auf Temperaturen von 500 bis 600 °C mit
dem Ziel erhitzt, möglichst große Mengen an Teer zu produzieren. Ähnlich arbeitet
der Prozess der Entgasung, bei dem die Gaserzeugung im Mittelpunkt steht. Die
im Ruhrgebiet relevante eigentliche Verkokung bei Temperaturen von über 1000 °C
dient dagegen der Herstellung von qualitativ hochwertigem Koks zum Einsatz in der
Stahlindustrie.157 Bei der sogenannten „Hydrierung“ wird Wasserstoff unter hoher
Temperatur und hohem Druck an Kohlenstoff angelagert, um flüssige Kohlenwasser‐
stoffe wie Benzine zu gewinnen. Grundsätzlich führt jede thermische Behandlung in
Gegenwart von Wasserstoff zur nahezu vollständigen Umsetzung von Kohle in flüssi‐
ge oder gasförmige Produkte. Die Extraktion und Oxidation spielten im Vergleich zu
diesen Verfahren keine Rolle.

Aus Steinkohle lassen sich Tausende chemischer Verbindungen herstellen, sodass
sie und mit ihr das Ruhrgebiet im 19. Jahrhundert zur Rohstoffgrundlage der chemi‐
schen Industrie aufstiegen. In den 1960er Jahren verlor die Kohle diese Position an
das erheblich leichter zu verarbeitende Mineralöl.158 Die Erzeugungsverfahren und
Verwendungszwecke sind derart komplex und vielschichtig, dass im Folgenden aus
Verständnis- und Platzgründen auf eine auch nur annähernd eingehende Darstellung
verzichtet werden muss. Im Vordergrund der Betrachtung stehen daher vor allem
wirtschaftliche Aspekte, während die technischen und chemischen Hintergründe nur
kurz angerissen werden. Deutlich wird im Folgenden jedoch, dass das wachsende

157 Vgl. Abschnitte 3.1.3, 3.1.5 und 3.1.6.
158 Zum Verbrauch von Primärchemikalien zur Herstellung organischer Folgeprodukte und zum

raschen Übergang von der Kohle zum Öl siehe: Falbe: Chemierohstoffe, S. 5; Verband der
Chemischen Industrie e. V. (Hg.): Rohstoffsicherung durch Kohleveredelung, S. 6.
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Wissen im Bereich der Kohlechemie von Beginn an nicht nur ständig neue Produkte
hervorbrachte, sondern die Produktionsverfahren aufeinander aufbauten und zu‐
gleich die Grundlage für einen weitreichenden Technologietransfer bildeten. Dies
galt insbesondere für Erkenntnisse aus Verfahren, die mit hohem Druck und hohen
Temperaturen arbeiteten. Diese Zusammenhänge werden ebenfalls beispielhaft ver‐
deutlicht.

Der „Teerbaum“ mit den wichtigsten kohlechemischen Produkten159Abb. 12:

159 Quelle: Sammlung Bleidick.

3.1 Vom Standortfaktor Steinkohle zur Energieverbundlandschaft

101

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Im Mittelpunkt des Interesses der Kohlechemie stand seit Mitte des 19. Jahrhunderts
zunächst das Veredelungsprodukt Teer, aus dem sich zahlreiche aromatische Kohlen‐
wasserstoffe und Derivate gewinnen lassen, darunter Benzol. Dieser war bereits seit
der Antike bei der Holzkohleherstellung als Holzteer gewonnen worden und damit
ein altbekanntes Produkt.160 Steinkohlenteer erzeugten zunächst allein die Gasanstal‐
ten, sodass die verfügbaren Mengen begrenzt waren. Teer lässt sich durch Destilla‐
tion in einzelne Fraktionen mit unterschiedlichen Siedepunkten zerlegen. Seit den
1830er Jahren konnte eine große Anzahl interessanter Verbindungen isoliert und
im Rahmen angeschlossener chemischer Reaktionen in eine nahezu unübersehbare
Fülle von Folgeprodukten umgewandelt werden. Am Anfang standen die Teerfarben
und ihr Vorprodukt Anilin, das wiederum auf Benzol basiert. Aniline werden bis
heute als Ausgangsstoff für die Synthese von Farben und Kunstfasern, aber auch
von künstlichem Kautschuk und Medikamenten verwendet. In den 1860er Jahren
erstand auf ihrer Grundlage vor allem in England, Frankreich und Deutschland die
Teerfarbenindustrie. Die 1865 gegründete Badische Anilin- und Sodafabrik (BASF)
ist heute der weltweit größte Chemiekonzern.161 Auch für die Bayer AG, die ebenfalls
in der ersten Liga der großen Chemiekonzerne mitmischt, bildete das Anilin 1863
den Gründungsimpuls.162 Zusammen mit anderen Unternehmen legten die beiden
Unternehmen den Grundstein für die bis heute unveränderte Bedeutung der Che‐
mieindustrie in Deutschland, die zusammen mit der Elektrotechnik seit den 1880er
Jahren eine Art zweiter Industrieller Revolution einläutete. Schon 1877 stammte die
Hälfte der in der Welt verbrauchten künstlichen Farbstoffe aus Deutschland, jedoch
ging diese Führungsposition durch den Ersten Weltkrieg verloren. Die Welt wurde
nun bunt. Farben waren bis dahin aus natürlichen Rohstoffen erzeugt worden, auf‐
grund der aufwendigen Verfahren und der geringen Mengen entsprechend kostspie‐
lig und folglich ein Privileg der Oberschichten und des Adels gewesen. Nun wurde
farbige Kleidung für breite Bevölkerungskreise erschwinglich und Farben drangen ab
Anfang des 20. Jahrhunderts in alle Bereiche des Lebens vor.

Mit der Teerfarbenindustrie begann auch die systematische wissenschaftliche In‐
dustrieforschung. Waren neue Verfahren und Produkte bis dahin vor allem durch
langwierige Tüfteleien in kleinen Laboren auf empirischer Basis entwickelt worden,
folgte nun die konzentrierte und zielgerichtete Suche im Rahmen dezidiert geplan‐
ter Versuchsreihen. Dadurch erhielt die Chemieindustrie nach den Farben schon
bald ein wichtiges neues Arbeitsgebiet: die Synthese von Medikamenten. Weiterhin
beruht die moderne Bakteriologie zu weiten Teilen auf der Verfügbarkeit von Teer‐
farbstoffen. Färbte man Körpergewebe ein, wurden die Bakterien plötzlich mikro‐
skopisch sichtbar. Dies bildete etwa den Ausgangspunkt für die Entdeckung der
Tuberkuloseerreger 1882 durch Robert Koch. Aus der Erkenntnis, dass Bakterien
die Auslöser zahlreicher Infektionskrankheiten sind, ergaben sich wiederum Hin‐

160 Osteroth: Soda, Teer und Schwefelsäure, S. 71–106.
161 BASF (Hg.): BASF-Geschichte, S. 16–18.
162 Verg/Plumpe/Schultheis: Bayer, S. 14–38.
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weise auf die Vermeidung einer Ansteckung. In den Vordergrund rückte nun die Ent‐
wicklung neuer Desinfektionsmittel, die nur die Erreger angriffen, nicht aber das Ge‐
webe wie die bis dahin bekannten Mittel Jod, Chlorkalk und Phenol. Aus der Mög‐
lichkeit, nur Erreger, aber kein Gewebe einzufärben, entstand bereits Ende des 19.
Jahrhunderts der Gedanke der Chemotherapie. Phenol ist im Übrigen ebenfalls in
größeren Mengen in Teer enthalten und wurde bald zu einem wichtigen Mittel der
Oberflächendesinfektion. Er bildet jedoch auch den Ausgangsstoff für ein weiteres
weltbekanntes Produkt, Aus Phenol lässt sich Salicylsäure herstellen und diese in
einem weiteren Schritt zu Acetylsalicylsäure weiterverarbeiten, die Ende der 1890er
Jahre durch die Bayer AG und einen weiteren Produzenten unter dem Namen Aspi‐
rin auf den Markt gebracht wurde.

Schema der Kohlenwertstoffgewinnung aus Kokereigas163

Ausschlaggebend dafür war die Steinkohle. Die Gewinnung der auch Nebenprodukte
genannten Kohlenwertstoffe im Ruhrgebiet begann 1881 mit dem Bau der ersten
technisch darauf ausgelegten Kokerei in Gelsenkirchen.164 Anfangs betrieben viele
Zechen ihre Kokereien nicht in Eigenregie, sondern überließen dies spezialisierten
Unternehmen, die die Anlagen auch errichteten. Die Bergwerksgesellschaften kon‐
zentrierten sich zu dieser Zeit vor allem auf die Ausdehnung der Förderung und
zeigten wenig Neigung, sich auf das für sie noch unbekannte Feld der Chemie
vorzuwagen. Sie überließen dies aus Sorge vor einer kaum überschaubaren Konkur‐
renzsituation lieber anderen. Zur Jahrhundertwende änderte sich die Situation. Nun
entdeckten zahlreiche Bergbauunternehmen die Kohlechemie. Hatten ihre Kokereien
die Gase und mit ihnen die weiteren flüchtigen Bestandteile der Kohle bis dahin zur
Ofenfeuerung verwendet, abgefackelt oder über Schornsteine in die Luft abgelassen,

Abb. 13:

163 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
164 Rasch: Nebenproduktengewinnung, S. 34–35.
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verbesserten die neuen Generationen der Koksöfen die Möglichkeit zur Gewinnung
dieser Nebenprodukte. Der Ruhrbergbau entwickelte nun nach und nach mit der
thermisch-chemischen Kohleveredelung ein neues gewinnträchtiges Geschäftsfeld,
denn mit dem Anstieg der Kokserzeugung standen nun entsprechend zunehmende
Mengen zur Verfügung. Pro Tonne Einsatzkohle fielen immerhin rund 40 bis 50 kg
Teer an.

Die anfängliche Zurückhaltung war jedoch mehr als berechtigt, wenn für viele
Produkte existierte noch kein größerer Markt, sondern musste sich erst langsam
entwickeln. Dies galt insbesondere für Benzol und die Stickstoffverbindung Ammo‐
niak.165 Es musste daher darum gehen, einen potenziell ruinösen Wettbewerb zu ver‐
meiden. Zum gemeinsamen Vertrieb der Produkte organisierten sich die Zechenge‐
sellschaften wie schon bei der Steinkohle in Syndikaten, also gemeinsamen Verkaufs‐
gesellschaften, die Produktionsquoten und Preise festlegten. Nach Vorbild des 1893
gegründeten Rheinisch-Westfälischen Kohlen-Syndikats entstanden die Deutsche
Ammoniak-Verkaufs-Vereinigung (1895), die Deutsche Teer-Verkaufs-Vereinigung
(1897) und die Westdeutsche Benzol-Verkaufs-Vereinigung (1898), der Ursprung der
heutigen Aral AG. Nach ihrem Firmensitz wurden sie auch als „Bochumer Verbände“
bezeichnet.

Während die Zechen ihre Nebenprodukte meist eigenständig mithilfe entspre‐
chender Anlagen in reiner Form herstellten, war dies beim Teer nicht möglich. Er
musste zunächst weiterverarbeitet werden, um werthaltige und absatzfähige Deriva‐
te zu erzeugen. Dies übernahm als zentrale Einrichtung ab 1905 in Duisburg die
Gesellschaft für Teerverwertung mbH. Bereits 1897 hatten die in Berlin ansässigen
Rütgerswerke AG, die schon länger Teeraufbereitungsanlagen betrieben, den Sprung
ins Ruhrgebiet gewagt, wo sie in Castrop-Rauxel ein bedeutendes Werk errichtete.166

Rasch wurde die Teerverarbeitung zum wichtigsten kohlechemischen Grundlagen‐
feld des Ruhrbergbaus, dessen Bedeutung bis in die 1950er Jahre immer weiter
zunahm. Über drei Jahrzehnte lag sein Produktionsanteil in Deutschland bei mehr
als 90 %.

Galt das Interesse der Syndikate zunächst vor allem dem Vertrieb der chemischen
Grundstoffe, rückte schon bald deren Weiterverarbeitung zu eigenen Produkten in
den Mittelpunkt. Dazu gehörten etwa spezielle Harze und die Synthese von künstli‐
chem Kautschuk, insbesondere aber die Erzeugung von Stickstoffverbindungen wie
Düngemitteln, Salpetersäure und Sprengstoffen. Die Forschungsarbeiten des Ruhr‐
bergbaus erfolgten teilweise in Kooperation mit der chemischen Industrie, häufiger
jedoch in Konkurrenz zu dieser. Am Vorabend des Ersten Weltkrieges war schließlich

165 Detailliert dazu in diesem Abschnitt unten.
166 Rütgerswerke (Hg.): Geschichte der Rütgerswerke. Diesem Vorbild folgten weitere Unterneh‐

men, die sich nicht der Gesellschaft für Teerverwertung anschließen wollten und ebenfalls
kleinere Anlagen bauten. 1964 fusionierten schließlich aufgrund der abnehmenden Bedeutung
des Steinkohlenteers die Gesellschaft für Teerverwertung und die Rütgerswerke. In den 1970er
Jahren übernahm die Ruhrkohle AG das Unternehmen, das bis heute als Rütgers Germany
GmbH existiert.
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eine große Anzahl unterschiedlicher Verfahren bekannt, deren großtechnische Um‐
setzung bereits begonnen hatte, aber vielfach noch in den Kinderschuhen steckte.
Gemeinsamer Ausgangsstoff aller Verfahren war das Kokereigas, die wichtigsten da‐
raus gewonnenen Grundelemente Stickstoff und Wasserstoff. Hervorzuheben ist da‐
bei der Kreislaufcharakter des kohlechemischen Systems mit unzähligen, sich über‐
kreuzenden und ergänzenden Verwendungsmöglichkeiten von Ausgangsstoffen, Zwi‐
schen- und Endprodukten.

Teergewinnung in Kokereien im Ruhrgebiet, im Deutschen Reich167 und in der Bundesrepu‐
blik in 1.000 Tonnen sowie Anteil des Ruhrgebiets 1913–1980168

Jahr Rohteergewinnung
Kokereien Ruhrgebiet

Rohteergewinnung Kokereien
Reich/BRD Anteil Ruhrgebiet (%)

1913 677 1153 58,7

1929 1202 1425 84,4

1936 1051 1140 92,2

1950 958 1020 93,9

1955 1459 1571 92,9

1960 1331 1811 73,5

1965 1329 1724 77,1

1970 1014 1516 66,9

1975 1280  

1980   1100  

1985   939  

1990   690  

1995   391  

2000   293  

Tab. 14:

167 Wert 1913 ohne Oberschlesien.
168 Alle Werte gerundet. Werte 1950 und 1955 ohne Saarland. Ohne Ortsgaswerke. Ab 1975 keine

Einzelausweis des Ruhrgebiets mehr. Fehlende Werte nicht verfügbar. Eigene Zusammenstel‐
lung und Berechnung nach: Bergbau-Verein (Hg.): Statistisches Heft, Ausgabe 22, Dezember
1924, S. 13; dsgl., Ausgabe 33, Juli 1933, S. 18; dsgl., Ausgabe 40, Juli 1939, S. 31–32; Statistisches
Jahrbuch für das Deutsche Reich 1931, S. 98; Jahrbuch des deutschen Bergbaus 1966, S. 894;
Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Jahresbericht 1980, S. 43; Statistik der Kohlenwirtschaft
(Hg.): Zahlen zur Kohlenwirtschaft, Nr. 35, Februar 1957, S. 36; dsgl., Nr. 59, Februar 1963,
S. 41–42; dsgl., Nr. 93, Februar 1972, S. 46–47; dsgl., Nr. 119, April 1981, S. 30–31; dsgl., Nr. 142,
Juni 1995, S. 21; dsgl., Nr. 147, Juni 2000, S. 21; dsgl., Nr. 155, Juni 2008, S. 21; Statistisches
Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland, diverse Jahrgänge.

3.1 Vom Standortfaktor Steinkohle zur Energieverbundlandschaft

105

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


In der kohlechemischen Industrie wurde Wasserstoff durch eine katalytische Spal‐
tung des im Kohlengas enthaltenen Methans mit Wasserdampf bei hohen Tempera‐
turen erzeugt. Bei diesem Prozess entstand neben Wasserstoff auch Kohlenstoffmo‐
nooxid, das durch weitere Verfahren abgetrennt werden konnte und ebenfalls einen
wichtigen Ausgangsstoff für weitere kohlechemische Prozesse darstellte. Das bei der
Gasverarbeitung – heute auf Grundlage von Erdgas – entstehende Synthesegas war
wiederum ein zentrales Zwischenprodukt für die Ammoniaksynthese. Das in diesem
Bereich wirtschaftlich mit Abstand bedeutendste Verfahren hatten zwischen 1905
und 1913 der Chemiker Fritz Haber und der Ingenieur Carl Bosch bei der BASF
entwickelt.169 Beim Haber-Bosch-Verfahren wird ein Gasgemisch aus Wasserstoff
und Stickstoff bei hohem Druck und hohen Temperaturen und ebenfalls mithilfe von
Katalysatoren zu Ammoniak umgesetzt, aus dem aktuell 90 Prozent aller Düngemit‐
tel gewonnen werden. Stickstoff dagegen wird heute durch die Verflüssigung von Luft
und eine anschließende fraktionierte Destillation zur Abscheidung des Sauerstoffs
produziert. Vor 100 Jahren waren es jedoch auch hier das Kohlengas und die aus ihm
auf verschiedenen Wegen erzeugten Stickoxide.

Diese kurzen zusammenfassenden Ausführungen verdeutlichen die enorme Rele‐
vanz der Hauptprodukte der Kohlechemie. Ihre heutige Allverfügbarkeit täuscht ein
wenig darüber hinweg, welche Auswirkungen die Entwicklung der entsprechenden
Erzeugungsverfahren Anfang des 20. Jahrhunderts besaßen. Deutlich wird dies etwa
beim Stickstoff. Die Überdüngung der Äcker ist heute ein gravierendes Umweltpro‐
blem, denn stickstoffreiches Wasser führt unter anderem zum Absterben von Ge‐
wässern durch übermäßigen Algenwuchs. Gleichzeitig sorgt aber eine ausreichende
Düngerzufuhr für ein entsprechendes Pflanzenwachstum, das wiederum die Grund‐

169 Mittasch: Ammoniaksynthese; Osteroth: Soda, Teer und Schwefelsäure, S. 150–161.
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lage der Welternährung darstellt. Immerhin hängt auch die Fleischproduktion von
der Verfügbarkeit pflanzlichen Futters ab.

Im 19. Jahrhundert war dagegen ein Mangel an Dünger die Regel. 1798 prognosti‐
zierte der britische Nationalökonom Thomas Robert Malthus, dass die Weltbevölke‐
rung erheblich schneller als die Nahrungsmittelerzeugung ansteigen würde. Folglich
seien Hungerkatastrophen in Zukunft unvermeidbar. In der Geschichtswissenschaft
wird dieses Szenario als sogenannte „Malthusianische Falle“ bezeichnet. Gewisse
Erfolge bei der Abmilderung der Problematik wurden durch die Weiterentwicklung
landwirtschaftlicher Anbaumethoden und die Züchtung ertragreicherer Pflanzen
erzielt. Gelöst wurde sie jedoch – ungeachtet der damit verbundenen Umweltproble‐
me – durch den Einsatz der modernen Chemie mittels Pflanzenschutzmitteln und
Kunstdünger. So verdreifachte sich die Bruttobodenproduktion in Getreideeinheiten
von rund 700 Kilo pro Hektar im Jahr 1800 auf 2,3 t in 1925. Ende der 1970er Jahre
erreichte sie 4,5 t und ist seither weiter angestiegen.170 Anfang des 19. Jahrhunderts
war durchaus bekannt, dass eine Düngung der Äcker mit Jauche und Mist sowie
Kalk das Pflanzenwachstum beflügelte, nur wurden die Zusammenhänge noch nicht
verstanden. Dies änderte sich durch Justus von Liebig, der als erster umfassend
erkannte, dass Pflanzen ihren Kohlenstoffbedarf in Form von Kohlendioxid aus der
Luft decken, alle anderen Nährstoffe jedoch in Form löslicher Salze mit dem Wasser
aus dem Boden ziehen. Außerdem stellte er fest, dass die drei wichtigsten Nährstoffe
Stickstoff, Phosphor und Kali in einem ausgewogenen Mengenverhältnis vorhanden
sein müssen. Mit seinem 1840 veröffentlichten Werk zur Agrarchemie wurde er
zum Begründer dieses neuen wissenschaftlichen Teilbereichs der Disziplin und zum
Wegbereiter der Düngemittelindustrie.

In den 1860er Jahren entwickelte sich in Deutschland und anderen Ländern
die sogenannte Superphosphatindustrie als erster Zweig des neuen Sektors. Super‐
phosphat ist eine Mischung aus Monocalciumphosphat und Gips und wurde aus
phosphathaltigem Gestein erzeugt. Als das Thomas-Verfahren171 ab Ende der 1870er
Jahre die Verwendung phosphorhaltiger Eisenerze in der Eisen- und Stahlindustrie
ermöglichte, wurde diese zum zweiten wichtigen Lieferanten. Der Phosphor war in
der Schlacke gebunden, die dann in aufbereiteter und gemahlener Form auf den
Markt kam. Das sogenannte Thomasmehl deckte in Deutschland 1900 knapp die
Hälfte des Gesamtbedarfs an Phosphordünger im Umfang von 1,2 Mio. t. Die Kohle
war also indirekt auch an diesem Sektor beteiligt. Kali ist ebenfalls ein bergbauliches
Erzeugnis, soll aber hier nicht weiter betrachtet werden, da im Ruhrgebiet keine
Vorkommen liegen.

Beim Stickstoff spielte die Kohle dann eine herausragende Rolle. Die um 1900 ein‐
gesetzten Stickstoffdüngemittel stammten aus zwei Quellen. Im Vordergrund standen
zunächst Salpeter, also Natriumnitrat bzw. ein Natriumsalz der Salpetersäure. Der
Begriff Nitrat verweist dabei auf den Stickstoffgehalt. Natürlicher Salpeter kommt vor

170 Herrmann: Landtechnik, S. 164–170.
171 Vgl. Abschnitt 3.1.3.
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allem in Chile vor. Die dortigen Lagerstätten bestehen aus abgelagertem Vogelkot,
der auch als Guano bezeichnet und seit den 1820er Jahren bergbaulich gewonnen
wird. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wuchsen die Importe nach Europa
rasant an. Zur Jahrhundertwende verbrauchte Deutschland rund 350.000 t. Ein ge‐
wisser Teil davon wurde jedoch nicht in der Landwirtschaft verwendet, sondern in
der Sprengstoffindustrie. Salpeter besaß daher auch eine enorme kriegswirtschaftli‐
che Bedeutung.

Ammoniakstickstoffgewinnung in Kokereien im Ruhrgebiet, im Deutschen Reich172 und in
der Bundesrepublik in 1.000 Tonnen sowie Anteil des Ruhrgebiets 1913–1980173

Jahr
Ammoniakgewinnung

Reinstickstoffgehalt
Kokereien Ruhrgebiet

Ammoniakgewinnung
Reinstickstoffgehalt

Kokereien Reich/BRD
Anteil Ruhrgebiet (%)

1913 71,8  

1920 79,2    

1929 92,4    

1936 77,9 86,0 90,6

1950 66,0 70,0 94,3

1955 93,0 100,0 93,0

1960 86,0 108,0 97,6

1965 84,0 102,0 82,8

1970 58,0 79,0 73,4

1975   51,0  

1980   38,0  

Tab. 15:

172 Wert 1913 ohne Oberschlesien.
173 Alle Werte gerundet. Werte 1950 und 1955 ohne Saarland. Ohne Ortsgaswerke. Ab 1975 keine

Einzelausweis des Ruhrgebiets mehr. Fehlende Werte nicht verfügbar. Eigene Zusammenstel‐
lung und Berechnung nach: Bergbau-Verein (Hg.): Statistisches Heft 22, Dezember 1924, S. 13;
dsgl., Ausgabe 33, Juli 1933, S. 18; dsgl., Ausgabe 40, Juli 1939, S. 31–32; Statistisches Jahrbuch
für das Deutsche Reich 1931, S. 98; Jahrbuch des deutschen Bergbaus 1966, S. 894; Statistik der
Kohlenwirtschaft (Hg.): Jahresbericht 1980, S. 43; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Zahlen
zur Kohlenwirtschaft, Nr. 35, Februar 1957, S. 36; dsgl., Nr. 59, Februar 1963, S. 41–42; dsgl.,
Nr. 93, Februar 1972, S. 46–47; dsgl., Nr. 119, April 1981, S. 30–31; dsgl., Nr. 142, Juni 1995, S. 21;
dsgl., Nr. 147, Juni 2000, S. 21; dsgl., Nr. 155, Juni 2008, S. 21.
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Daneben wurden als Dünger rund 100.000 t Ammonsulfat aus Kokereien und Gas‐
anstalten verwendet.174 Ammoniak ist eine Verbindung aus Stickstoff und Wasser‐
stoff, Ammonsulfat ein Salz von Ammoniak und Schwefelsäure. Beim Kokereiprozess
verbinden sich die in der Kohle vorhandenen Mengen von Stickstoff und Schwefel
zu Ammonsulfat, das dann aus dem Kokereigas ausgewaschen werden kann. Schwe‐
felsäure gehört ebenfalls zu den wichtigsten Grundstoffen der Industrialisierung und
seine Herstellung war gleichermaßen energieintensiv.175 Unter anderem wurde sie
in großen Mengen bei der Farbenproduktion benötigt. Der Ammoniakanteil in der
Kohle ist vergleichsweise gering. Tatsächlich liegt er bei maximal 1,5 %. Die Ausbeute
ließ sich folglich nicht technisch steigern, sondern nur durch eine Erhöhung der
Koks und Gaserzeugung.

Folglich erwies sich die Importabhängigkeit vom Salpeter für alle Industrienatio‐
nen als großes Problem und um die Jahrhundertwende begann die Suche nach
einem Verfahren zur synthetischen Erzeugung von Ammoniak aus Luft, die zu
rund 80 % aus Stickstoff besteht. Es galt nun, dieses unerschöpfliche Vorkommen
zu nutzen. Den Anfang machten, wie erwähnt, die später mit Nobelpreisen geehrten

174 Umfassend dazu: Baumann: Giftgas und Salpeter, S. 64–74.
175 Osteroth: Soda, Teer und Schwefelsäure, S. 136–144. Im Ruhrgebiet existierten zwei größere

Erzeugungsanlagen, die beide über deren Tochter Ruhr-Schwefelsäure GmbH zur Ammoni‐
ak-Verkaufsvereinigung bzw. der Ruhrstickstoff AG gehörten: die Chemische Fabrik Curtius
GmbH in Duisburg und die Chemische Industrie GmbH in Bochum-Riemke. Beide wurden im
Zuge der Kohlenkrise stillgelegt.
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Forscher Haber und Bosch bei der BASF, wobei ihnen das grundlegende Verfahren
von Beginn an klar war. Ammoniak besteht mit der Summenformel NH3 zu einem
Volumenteil aus Stickstoff und zu drei Volumenteilen aus Wasserstoff, aus denen
sich dann zwei Volumenteile Ammoniakgas bilden lassen. Diese Umsetzung erfolgt
jedoch nur unter hohem Druck bei gleichzeitig hoher Temperatur, während der
Wasserstoff sehr reaktiv ist. Es ging also vordergründig darum, eine Apparatur zu
entwickeln, die diesen Bedingungen auch im Bereich der den Prozess animierenden
Katalysatoren dauerhaft standhielt und im großtechnischen Maßstab funktionierte.
Hierzu wurde ein Versuchszeitraum von annähernd zehn Jahren benötigt. Das Ver‐
fahren lief in seinen wichtigsten Grundzügen folgendermaßen ab: zur Erzeugung
von Stickstoff aus der Luft wurde der Generatorgasprozess genutzt. Dabei kam es
zur Bindung des Sauerstoffs an Kohlenstoff unter Bildung von Kohlendioxid. Die
Gewinnung von Wasserstoff erfolgt im sogenannten Wassergasprozess. Dabei bläst
man Wasserdampf auf glühenden Koks und erhält so ein Gemisch aus Wasserstoff
und Kohlendioxid. Durch die Kombination beider Reaktionen in einem Generator
entsteht ein Gemisch aus Wasserstoff, Stickstoff und Kohlendioxid. Nach Abschei‐
dung des Kohlendioxids wurde das Synthesegas aus Wasserstoff und Stickstoff in
Reaktoren bei 500 °C bei einem Druck von 200 bar zu Ammoniak umgesetzt. Der
Prozess war folglich sehr energieintensiv. Im Frühjahr 1914 lief die erste Ammoniak‐
synthesefabrik der Welt in Oppau bei Ludwigshafen mit einer Tagesleistung von 30 t
an.176

Unter Kriegsbedingungen und angesichts des ab Herbst 1914 rasant ansteigenden
Bedarfs an Stickstoff für die Sprengstoffproduktion war die Kapazität der Anlage von
etwa 10.000 t pro Jahr deutlich zu gering. Die BASF wurde daher schon bald zu
einer Erweiterung aufgefordert. Diese erfolgt aus Gründen des Luftschutzes jedoch
schon nicht mehr bei Ludwigshafen, sondern bei Leuna im Kreis Merseburg in der
Nähe des mitteldeutschen Braunkohlereviers.177 So konnte der enorme Energiebedarf
der Synthesestickstoff-Erzeugung gedeckt werden. 1917 ging dieses Werk mit einer
Kapazität von 30.000 Jahrestonnen in Betrieb, während gleichzeitig der Ausbau auf
130.000 t lief. Damit war der Grundstein für einen der wichtigsten neuen deutschen
Chemiestandorte gelegt, der schließlich systematisch ausgebaut wurde und in der
DDR neben Bitterfeld eines der beiden großen Chemiezentren bildete.

Zu Beginn des Ersten Weltkriegs existierten jedoch noch keine Großanlagen zur
Produktion von Salpetersäure aus Ammoniak, mit denen der Chilesalpeter hätte
ersetzt werden können. Federführend in diesem Bereich war das Ruhrgebiet, wo
die Bochumer Gewerkschaft Lothringen 1908 die weltweit erste Pilotanlage mit
einer Jahresleistung von 1.500 t in Betrieb genommen hatte, die nach dem von dem
späteren Chemienobelpreisträger Wilhelm Ostwald kurz zuvor entwickelten Kataly‐
severfahren arbeitete. Die auch hier große Problematik der Katalysatorenmaterialien

176 Baumann: Giftgas und Salpeter, S. 97–100.
177 Ebd., S. 544–546.
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wurde schließlich mit Hilfe der BASF gelöst, nachdem die Kriegsrohstoffabteilung
des Reiches die Kooperation animiert hatte. Mitte 1915 arbeitete in Bochum-Gerthe
eine erste Anlage, der schon im nächsten Jahr eine zweite folgte. Die Kapazität betrug
nun fast 150.000 t/a, sodass Bochum zwischenzeitlich zum deutschen Zentrum in
diesem Bereich aufstieg. 1918 wurden unter Beteiligung des Staates die Chemischen
Werke Lothringen gegründet. In den 1920er Jahren übernahmen dann die Interessen‐
gemeinschaft Farbenindustrie AG (IG Farben) den Reichsanteil und baute die Anla‐
gen noch einmal aus, um sie dann jedoch 1931 während der Weltwirtschaftskrise zu
schließen und die Produktion in Oppau und Leuna zu konzentrieren.178 Heute hat
die preisgünstige Ammoniak-Oxidation nach dem Ostwald-Verfahren alle anderen
Verfahren verdrängt.

Benzolwaschtürme der Kokerei Nordstern, 1955179Abb. 14:

178 Nedelmann: Chemie im Ruhrgebiet, S. 8–9.
179 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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Benzol war das dritte bedeutende Produkt der Kohlechemie. Es wurde ebenfalls aus
dem Kokereigas mit entsprechenden Reinigungsanlagen herausgewaschen. Bis ins
20. Jahrhundert diente es vor allem als Chemiegrundstoff. Nachdem vor dem Ersten
Weltkrieg die Bemühungen, Benzol als Motorenkraftstoff zu etablieren, erfolglos ge‐
blieben waren, entschloss sich der in Bochum ansässige Benzol-Verband (BV) 1924
zum Aufbau eines eigenen Tankstellennetzes. Grundlage des Geschäftes war der
beim BV entwickelte erste Super-Kraftstoff, ein Gemisch aus 60 % Benzin und 40 %
Benzol, für das das Akronym „Aral“ aus den Anfangsbuchstaben der beiden Kompo‐
nenten Aromaten (Benzole) und ALiphaten (Benzine) komponiert wurde.180

Die Tankstelle vor der Bochumer Hauptverwaltung der BV-Aral, um 1958181

Benzol besitzt einen höheren Brennwert als Benzin, sodass seine Beimischung zum
Kraftstoff die Leistung der Motoren verbesserte und außerdem durch seine Klopffes‐
tigkeit den Motor schonte.182 Bis 1930 errichtete der BV im Verlauf der ersten Moto‐
risierungswelle deutschlandweit etwa 5.000 Tank- und Zapfstellen und avancierte
bald zum Marktführer im Kraftstoffvertrieb – eine Position, die das seit Anfang
der 1960er Jahre als Aral AG firmierende Unternehmen bis heute besitzt. Zwischen

Abb. 15:

180 Bleidick: Kraftstoffwirtschaft; Lüthgen: Benzol-Verband; Aral AG (Hg.): Hundert Jahre Aral.
181 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
182 Unter Klopffestigkeit versteht man die Eigenschaft eines Treibstoffs, in einem Motor nicht

unkontrolliert durch die Kompression zu verbrennen, sondern nur ausgelöst durch die Zünd‐
kerze.
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1937 und Kriegsende waren Aral-Kraftstoffe ein reines Kohleprodukt. Das Benzol
stammte aus den Kokereien, das Benzin aus der Kohlehydrierung.183 Anfang der
1960er Jahre endete die Ära der Benzolgemische, die zwar bleifrei, aber ebenfalls ge‐
sundheitsschädlich waren. Superbenzin wird seither mit Additiven produziert. Mitte
der 1980er Jahre begann die Zeit des bleifreien Benzins.

Aral-Werbebroschüre 1937184Abb. 16:

183 Siehe Kapitel 3.1.8.
184 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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Benzol wurde seit Anfang der 1950er Jahre durch die hydrierende Druckraffination
zu diversen Produkten verarbeitet, darunter neben Motorenbenzol die Lösungsmittel
und Chemieausgangsprodukte Toluol und Xylol. Wie weitere Inhaltsstoffe wurden sie
in den 1960er Jahren zur Grundlage der Kunststoffproduktion, darunter das Vinyl‐
benzol, das auch als Styrol bezeichnet wird und in Form von Polystyrol einen der
heute wichtigsten Kunststoffe überhaupt darstellt. Die zentrale Anlage des Ruhrge‐
biets befand sich in der Raffinerie der Scholven Chemie AG185 in Gelsenkirchen.
Mittlerweile werden Benzole aus Erdöl gewonnen. Bis in die 1970er Jahre besaß je‐
doch das Ruhrgebiet eine überragende Position in diesem Bereich der chemischen
Industrie.

Aral-Tanklager am Rhein-Herne-Kanal, 1958186Abb. 17:

185 Siehe Kapitel 3.1.9.
186 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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Benzolgewinnung in Kokereien im Ruhrgebiet, im Deutschen Reich187 und in der Bundesre‐
publik in 1.000 Tonnen sowie Anteil des Ruhrgebiets 1913–1980188

Jahr Rohbenzolgewinnung
Kokereien Ruhrgebiet

Rohbenzolgewinnung
Kokereien Reich/BRD Anteil Ruhrgebiet (%)

1913 129 194 66,5

1929 341 -189  

1936 301 326190 92,3

1950 271 290 93,4

1955 437 473 92,4

1960 403 556 72,5

1965 401 518 77,4

1970 290 438 66,2

1975 360  

1980   316  

1985   257  

1990   187  

1995   115  

2000   76  

Tab. 16:

187 Wert 1913 ohne Oberschlesien.
188 Alle Werte gerundet. Werte 1950 und 1955 ohne Saarland. Ohne Ortsgaswerke. Ab 1975 keine

Einzelausweis des Ruhrgebiets mehr. Fehlende Werte nicht verfügbar. Eigene Zusammenstel‐
lung und Berechnung nach: Bergbau-Verein (Hg.): Statistisches Heft 22, Dezember 1924, S. 13;
dsgl., Ausgabe 33, Juli 1933, S. 18; dsgl., Ausgabe 40, Juli 1939, S. 31–32; Statistisches Jahrbuch
für das Deutsche Reich 1931, S. 98; Jahrbuch des deutschen Bergbaus 1966, S. 894; Statistik
der Kohlenwirtschaft (Hg.): Jahresbericht 1980, S. 43; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.):
Zahlen zur Kohlenwirtschaft, Nr. 35, Februar 1957, S. 36; dsgl., Nr. 59, Februar 1963, S. 41–42;
dsgl., Nr. 93, Februar 1972, S. 46–47; dsgl., Nr. 119, April 1981, S. 30–31; dsgl., Nr. 142, Juni 1995,
S. 21; dsgl., Nr. 147, Juni 2000, S. 21; dsgl., Nr. 155, Juni 2008, S. 21; Statistisches Jahrbuch der
Bundesrepublik Deutschland, diverse Jahrgänge.

189 (327,4) Wert aufgrund geänderter Erhebungsmethode nicht vergleichbar, daher hier nicht
genannt.

190 Gebiet der späteren Bundesrepublik.
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3.1.8 Wasserstoff – Wachstumstreiber der Kohlechemie

Nach kriegsbedingten Verzögerungen gewann die kohlechemische Entwicklung ab
Mitte der 1920er Jahre auch im Ruhrgebiet wieder an Fahrt. Die Grundlage dafür
bildeten die durch die technische Rationalisierung der Montanindustrie perspekti‐
visch freiwerdenden großen Kokereigasmengen. Außerdem suchten die Bergwerks‐
gesellschaften weitere Möglichkeiten, um ihren Absatz zu steigern und gleichzeitig
eine Wertverbesserung der Kohle zu erzielen. Den ausschlaggebenden Faktor bildete
zunächst die wachsende Konkurrenz der Braunkohle im Energiesektor und der
BASF bzw. der ab 1924 neu gegründeten IG Farben bei der Stickstofferzeugung durch
das Haber-Bosch-Verfahren. Wie in Kapitel 3.1.6 beschrieben, stand der Bergbau
außerdem vor einem Sortenproblem, verfügte also über große Mengen Kohlen, die
aufgrund ihrer Konsistenz bzw. ihrer chemischen Beschaffenheit schlecht verkäuflich
waren. Diese eignen sich jedoch hervorragend zur weiteren Verarbeitung durch
die unterschiedlichen Syntheseverfahren oder aber durch die sogenannte Kohlever‐
flüssigung oder Hydrierung. Mit dieser verband sich ein weiterer Quantensprung
der Kohlechemie, der schließlich während des Nationalsozialismus zu ungeahnter
Bedeutung aufsteigen sollte.
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Die mittlerweile etablierte Stickstoffsynthese machte den Anfang, denn es lag
nahe, die dafür benötigten enormen Wasserstoffmengen aus dem Kokereigas zu
gewinnen. Aus dem anfänglichen Nebenprodukt Stickstoff wurde nun ein Hauptpro‐
dukt. Da das bei diesem Prozess anfallende Restgas wegen seines hohen Brennwerts
von der Eisen- und Stahlindustrie nachgefragt wurde, entstand hierdurch zudem
ein Stoffverbund mit der bald aufkommenden Stickstoffindustrie. Zwischen 1926
und 1939 wurden im Ruhrgebiet fünf Stickstoffwerke gegründet, von denen aller‐
dings nicht alle die Weltwirtschaftskrise überlebten.191 Auch wenn die Produktion
im Ruhrgebiet auf 130.000 t in 1938 anstieg, erwies sich das Stickstoffgeschäft auf‐
grund der harten Konkurrenz der chemischen Industrie und von Überangeboten
auf dem Weltmarkt als durchgängig problematisch. Mit den Stickstoffwerken der
Gewerkschaft Victor in Castrop-Rauxel, der Ruhrchemie AG in Oberhausen-Holten
in der Hibernia AG in Gelsenkirchen-Scholven sollen an dieser Stelle drei erwähnt
werden, da diese Unternehmen später auch im Bereich der Kohlehydrierung aktiv
wurden. Hervorzuheben ist, dass der auf diese Art und Weise produzierte Stickstoff
synthetisch war und damit in gewisser Weise sowohl technisch als auch gedanklich
den Grundstein für die Einführung der ebenfalls synthetischen Herstellung von
Kohlenwasserstoffen aus Steinkohle bildete.

1913 meldete der Chemiker Friedrich Bergius das weltweit erste Verfahren zur
Erzeugung von flüssigen oder löslichen organischen Verbindungen aus Steinkohle
zum Patent an.192 Bei der Hydrierung wird, wie oben erwähnt, Wasserstoff anderen
chemischen Elementen oder Verbindungen hinzugefügt. Feste Kohle, die anders als
Rohöl sehr wasserstoffarm ist, kann auf diesem Weg direkt in flüssige Kohlenwas‐
serstoffverbindungen umgewandelt werden. Dabei wird die komplexe Struktur der
Steinkohle aufgebrochen und zu einfacheren Molekülen umgebaut. Unabhängig von
der Ölraffination existierte damit ein zweiter Weg zur Erzeugung von Kraftstoffen.
Und anders als bei dieser liegt der Ursprung der Hydrierung im Ruhrgebiet. Bergius
hatte zwar seine grundlegenden Versuche in seinem Labor in Hannover gemacht,
wechselte dann aber zum Metallurgieunternehmen Th Goldschmidt AG nach Es‐
sen. Das Unternehmen sah im kriegsbedingt anwachsenden Kohlenwasserstoffbedarf
eine gute Geschäftsgelegenheit und plante den Bau einer Erzeugungsanlage, die sich
allerdings nicht realisieren ließ. Zu groß waren die technischen Schwierigkeiten, zu
hoch die Kosten. Erfahrungen im Bereich der Hochdrucksynthesen besaß eben bis
dahin nur die BASF über das Haber-Bosch-Verfahren. Und wie bei diesem waren in
der Anfangsphase der Hydrierung vor allem die Katalysatoren das große Problem.
1926 war es schließlich kein Ruhrgebietsunternehmen mehr, das die Forschungen
von Bergius fortsetzte und das Verfahren zur großtechnischen Reife entwickelte,
sondern die finanzstarke IG Farben, in der die BASF mittlerweile aufgegangen war.
Wenig überraschend wurde dazu das Stickstoffwerk Merseburg umgebaut, wo 1927

191 Broich: Petrochemie, S. 7.
192 Umfassend dazu: Rasch Bergius; Peters/Zehnter: 150 Jahre Th. Goldschmidt, S. 42–51.
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die erste Hydrieranlage nach dem Bergius-Pier-Verfahren in Betrieb ging. Als zweiter
Namensgeber fungierte hier der IG Farben-Chemiker Matthias Pier.

Dieses direkte Hydrierverfahren von Steinkohle verlief im Wesentlichen in drei
Verfahrensschritten.193 Zunächst wurde die leichtflüchtige Kohle getrocknet, dann
gemahlen und mit im Verfahrensverlauf gewonnenem Öl zu einem pumpfähigen
Kohlebrei vermischt. Die eigentliche Hydrierung zerfiel in zwei Phasen. In der soge‐
nannten „Sumpfphase“, in Grafik 7 in der Mitte zu sehen, wurde der Kohlebrei mit
Wasserstoff unter einem Druck von rund 300 bar bei über 400 °C aufgespalten. Das
Verfahren erforderte große Mengen Wasserstoff, die aus Kokereigas und in besonde‐
ren Wasserstoffanlagen aus heißem Koks und Wasserdampf gewonnen wurden. Auf
die Hydrierung folgte in der nachfolgenden Abstreifer-Destillation, hier unten in
der Mitte, die Zerlegung der verflüssigten Kohle in verschiedene Zwischenprodukte
wie Benzin, Mittelöl und Schweröl. Das Mittelöl gelangte danach in die „Gasphase“,
wurde dort ebenfalls zu Benzin aufhydriert und anschließend destilliert.

Kohlehydrierung nach dem Bergius-Pier-Verfahren194

Die Hydrierung war äußerst energieintensiv und daher in marktwirtschaftlicher
Perspektive völlig unrentabel. Für eine Tonne Kraftstoff wurden etwa zwei Tonnen
Einsatzkohle, zur Erzeugung von Energie und Wasserstoff aber weitere fünf Tonnen
benötigt. In technischer Perspektive allerdings schuf das Hydrierverfahren wichtige

Grafik 7:

193 Krönig: Kohlehydrierung, Theimer: Öl und Gas aus Kohle, S. 40–55.
194 Quelle: Wikipedia, gemeinfrei.
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Grundlagen für spätere Verfahren der Mineralölraffination wie etwa bei der Ent‐
schwefelung und den beim Hydrocracken eingesetzten Katalysatorsystemen.195 An
solche Synergie-Effekte dachte zu dieser Zeit natürlich niemand. Hatte der wissen‐
schaftliche und technische Nachweis eines funktionsfähigen Verfahrens bei der Stick‐
stoffsynthese noch mit konkreten wirtschaftlichen Perspektiven zusammengehangen,
verbanden sich mit der Hydrierung zunächst hypothetische Zukunftshoffnungen.
Diese wurden etwa durch die weitverbreitete Meinung beflügelt, dass die weltweiten
Ölvorräte bald erschöpft seien, sodass sich die teure Kohleverflüssigung auf lange
Sicht rentieren würde. Außerdem ging man davon aus, dass die technische Entwick‐
lung den Energiebedarf des Prozesses massiv reduzieren würde.

Hinter den Erfolgen der Chemieindustrie wollte und konnte der Ruhrbergbau
nicht zurückstehen. Sollten sich die Prognosen bewahrheiten, muss man in diesem
zentralen Perspektivfeld konkurrenzfähig sein, um nicht auf die Rolle des Kohlelie‐
feranten degradiert zu werden. Es ging um das Prestige und damit war eigenes
Know-how notwendig. Bereits 1912 hatte die Branche in Mülheim an der Ruhr das
Kaiser-Wilhelm-Institut (KWI) für Kohlenforschung gegründet, das seither allein
von ihm finanziert wurde.196 Solche Forschungseinrichtungen existierten in vielen
Bereichen der Grundlagenforschung und firmieren heute unter dem Namen Max-
Planck-Institute (MPI). Im Ruhrgebiet war das Institut die erste und lange Zeit einzi‐
ge Einrichtung im Bereich der naturwissenschaftlichen Großforschung. Es existiert
bis heute. 1981 wurde es um das MPI für Chemische Energiekonversion ergänzt. Das
Schwesterinstitut für Eisenforschung entstand dagegen nicht im Ruhrgebiet, sondern
1917 in Düsseldorf am Sitz des Vereins Deutscher Eisenhüttenleute.

Mit der Einrichtung des KWI gewannen die Kohlewissenschaften eine neue Qualität.
Anfang der 1920er Jahre nahm Institutsleiter Franz Fischer zusammen mit dem Che‐
miker Hans Tropsch die Forschung im Bereich der Kokereigasverwertung auf. 1925
gelang den beiden die Entwicklung der nach ihnen benannten Fischer-Tropsch-Syn‐
these.197 Bei dieser wird als Synthesegas eine Mischung aus Wasserstoff und Kohlen‐
monoxid eingesetzt, die sich aus praktisch allen kohlenstoffreichen Rohstoffen wie
Kohle, Erdgas oder auch Biomasse gewinnen lässt. Damit besitzt das Fischer-Tropsch-
Verfahren eine erheblich größere Grundstoffbasis als das Bergius-Pier-Verfahren. Da
das Verfahren außerdem mit geringeren Temperaturen und Drücken arbeitete, ver‐
sprach es zudem bessere Wirkungsgrade und damit eine bessere Rentabilität. Der dritte
Vorteil  liegt  in der  enorm breiten Produktpalette,  die  neben Benzinen bis  hin zu
diversen Gasen und sogar Wachsen reicht. Am vergleichsweise geringeren Benzinanteil
und weiteren verfahrensbedingten Besonderheiten, auf die im weiteren Verlauf noch
zurückgekommen wird, lag es aber dann schließlich, dass das Fischer-Tropsch-Verfah‐
ren bei seiner späteren großtechnischen Umsetzung hinter dem Bergius-Pier-Verfahren

195 Siehe hierzu umfassend und gemeinverständlich erläutert: Mineralölwirtschaftsverband (Hg.):
Mineralöl und Raffinerien.

196 Umfassend dazu: Rasch: Kaiser-Wilhelm-Institut.
197 Frohning u. a.: Fischer Tropsch-Synthese; Theimer: Öl und Gas aus Kohle, S. 72–89.
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zurückblieb. Es sollte erst in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre große Erfolge feiern, als
im Ruhrgebiet mehrere solcher Anlagen in Betrieb gingen. Insgesamt waren beide
Verfahren während der 1920er Jahre durch die Konkurrenz des billigen Kraftstoffes der
internationalen Ölkonzerne zunächst aber völlig ungeeignet für einen kommerziellen
Betrieb. So blieb das 1927 in Leuna von der IG Farben nach dem IG-Verfahren, einer
Weiterentwicklung des Bergius-Pier-Verfahrens, in Betrieb genommene Hydrierwerk
für fast zehn Jahre die einzige Anlage ihrer Art in Deutschland, die allerdings wasser‐
stoffreiche Braunkohle verwendete. Sie besaß eine Kapazität von 100.000 t Benzin pro
Jahr. Die noch nicht völlig ausgereifte Technik sowie vor allem die Kapitalarmut der
deutschen Wirtschaft in den 1920er Jahren und die anschließende Weltwirtschaftskrise
verhinderten schließlich ebenfalls einen früheren Bau weiterer Werke. Vorerst konzen‐
trierte der Ruhrbergbau sich auf die oben beschriebene Stickstoffgewinnung, bei der
man ebenfalls eigenständige Entwicklungen verfolgte, um die Patente der IG Farben zu
umgehen. Festzustellen bleibt jedoch bereits jetzt, dass das Ruhrgebiet heute über eine
annähernd hundertjährige  Tradition  im Bereich  der  Forschung und Entwicklung
synthetischer Kraftstoffe auf Wasserstoffbasis verfügt und auch die Produktionserfah‐
rungen nur wenig jünger sind.

Während des Nationalsozialismus änderte sich die Situation dann grundlegend.
Nach der Machtsicherung orientierte sich die Wirtschaftspolitik recht bald auf die
Aufrüstung, um das Deutsche Reich innerhalb weniger Jahre kriegsfähig zu machen.
Eine zentrale Rolle spielte dabei die sogenannte „Autarkie“, die Unabhängigkeit
Deutschlands von Importen aus dem Ausland. Und gerade im Bereich der Kraft-
und Schmierstoffe lag angesichts der geringen einheimischen Ölvorkommen eines
der größten Probleme. Die wenigen in Norddeutschland gelegenen Raffinerien pro‐
duzierten vor allem Schmierstoffe, während nahezu die gesamte Kraftstoffversorgung
auf dem Import von Fertigprodukten basierte. Man setzte folglich auf den Ausbau
der vorhandenen Strukturen im Bereich der Schmierstoffproduktion und bei der
Kraftstoffproduktion unter Berücksichtigung der Autarkieziele auf den in großen
Mengen verfügbaren Rohstoff Kohle. Dies galt neben der Steinkohle ebenso für die
Braunkohle. Auch die Kraftstoffwirtschaft zeigte sich grundsätzlich einverstanden
mit dieser Entscheidung. Die internationalen Mineralölkonzerne sahen in einem
möglichen Kapazitätsaufbau im Raffineriesektor eine erhebliche Gefahr für ihre
lukrativen Fertigprodukte, während der Ruhrbergbau und die IG Farben im Gegen‐
zug von der kohlenbasierten Treibstoffproduktion eine Verbesserung der Geschäfte
erwarteten. Schließlich wurde bis Kriegsbeginn in Deutschland in Hamburg nur eine
einzige neue Erdölraffinerie errichtet.198

Trotz der grundsätzlichen Einigkeit war an ein gemeinsames Vorgehen der bei‐
den großen Branchen der deutschen Industrie nicht zu denken.199 Schon in den
ausgehenden 1920er Jahren waren Verhandlungen der Ruhrgas und der Vereinigte

198 Karlsch/Stokes, S. 166–169.
199 Siehe zum Folgenden umfassend: Bleidick: 90 Jahre Energie, S. 24–43.
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Stahlwerke AG mit den IG Farben über eine Übernahme des Hydrierverfahrens
an unterschiedlichen Vorstellungen über die Konditionen gescheitert. Und auch die
Wiederaufnahme der Gespräche 1933 brachte keine entscheidende Änderung. Der
Chemiekonzern befand sich in einer besseren Ausgangslage, hatte er doch bereits
1932 mit dem Reichswirtschaftsministerium Verhandlungen über den Ausbau der
synthetischen Kraftstofferzeugung in Leuna aufgenommen und setzte diese nun
fort. Den endgültigen Bruch mit dem Ruhrbergbau markierte der im Dezember
1933 ohne Kenntnis der Zechengesellschaften abgeschlossene sogenannte „Benzin‐
vertrag“. Hierin verpflichteten sich die IG Farben gegen umfangreiche Preisgarantien
des Reiches zur Erweiterung der Erzeugungskapazitäten von Braunkohlebenzin im
Leunawerk auf 300.000 t pro Jahr.200 Dies entsprach dem mehr als Dreifachen der
bisherigen Leistung. Und auch der nächste Schritt verlief ohne Beteiligung des Ruhr‐
bergbaus, denn angesichts der gut funktionierenden und mittlerweile etablierten
Braunkohlenhydrierung entwickelten die Nationalsozialisten weitere Aktivitäten in
diesem Bereich.

Im Herbst 1934 eröffnete das Reichswirtschaftsministerium den überraschten Ma‐
nagern der Braunkohlenindustrie, dass sich die zehn wichtigsten Unternehmen der
Branche am Aufbau eines Gemeinschaftsunternehmens beteiligen müssten, das jähr‐
lich bis zu 500.000 t Braunkohlenbenzin produzieren sollte. Diese lehnten eine frei‐
willige Mitwirkung an dem Projekt kategorisch ab, da sie es für unwirtschaftlich und
technisch einengend hielten. Die Reichsregierung ordnete daraufhin eine „Pflichtge‐
meinschaft der Braunkohlenindustrie“ an, die unter Aufsicht eines Reichskommis‐
sars im Oktober die Braunkohle-Benzin AG (Brabag) gründete. Auch die Brabag er‐
hielt später Reichsgarantien, doch wurden die beteiligten Unternehmen zu umfang‐
reichen Investitionen gezwungen. Bis 1939 wurden vier Benzinwerke errichtet, von
denen drei nach dem IG-Verfahren und eines nach dem Fischer-Tropsch-Verfahren
arbeiteten, dessen weltweite Generallizenz seit Herbst 1934 bei der Ruhrchemie AG
und damit im Ruhrgebiet lag.201

Auch im deutschen Steinkohlenbergbau fehlte anfangs das Interesse an einem Ein‐
stieg in die synthetische Benzinproduktion. Ausschlaggebend dafür waren einerseits
die absehbar hohen Kosten für Betriebsanlagen, andererseits aber die scharfe Kon‐
kurrenz zur IG-Farben, der man als Lizenzinhaberin des Hydrierverfahrens nicht
nur wegen der hohen Lizenzkosten mehr als skeptisch gegenüberstand. Dazu fehlten
aussagekräftige Erfahrungen mit dem brancheneigenen Fischer-Tropsch-Verfahren.
Viel wichtiger war jedoch, dass der Bergbau mit dem Benzol-Verband und seiner
Marke Aral über eine florierende Tankstellengesellschaft verfügte, die das in den Ko‐
kereien in großen Mengen anfallende Benzol absetzte. Und auch die Teerdestillatio‐
nen der Zechen lieferten prinzipiell Grundstoffe, die zu Treibstoff weiterverarbeitet
werden konnten. Folglich zog der Ruhrbergbau allein aus Kostenaspekten diese in

200 Birkenfeld: Der synthetische Treibstoff, S. 26–34.
201 Rasch: Ruhrchemie, S. 182.

3.1 Vom Standortfaktor Steinkohle zur Energieverbundlandschaft

121

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748918257-57
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


bereits bestehenden Standardanlagen erzeugten Nebenprodukte sämtlichen anderen
Erzeugungsvarianten vor.

Die Kammerstraße des Hydrierwerks Scholven, 1938202

Allerdings waren die Unternehmen durch die Entwicklungen im Braunkohlensektor
gewarnt, dass ein zu starker Widerstand gegen eventuelle Forderungen der Reichsre‐
gierung zu einer ähnlichen Situation würde führen können. Für eine gewisse Entspan‐
nung sorgte daher die Entscheidung der Hibernia AG, als erste Vertreterin des Ruhr‐
bergbaus in die Steinkohlenhydrierung einzusteigen. Diese fiel wahrscheinlich bereits
Anfang 1935, nachdem entsprechende Großversuche mit Steinkohle im IG Farben-
Werk Ludwigshafen erfolgreich abgeschlossen worden waren. Für die Vorreiterrolle der
Hibernia und den Standort Scholven sprachen zahlreiche Gründe. Zunächst ging es wie
bereits 1929 beim Bau des Scholvener Stickstoffwerks um die Verwertung schlecht
absetzbarer flüchtiger Steinkohlensorten. Außerdem konnten hier die bestehenden
Werksanlagen kostensparend umgebaut und weiter genutzt werden, während mit dem
Kraftwerk Scholven die notwendige Energieinfrastruktur zur Verfügung stand. Aller‐
dings hätte die Hibernia wahrscheinlich auch ohne diesen Hintergrund die Vorreiter‐
rolle übernommen. Als einziges Staatsunternehmen im Ruhrbergbau war sie zwangs‐
läufig prädestiniert für willfähriges Verhalten und einen vorauseilenden Gehorsam
gegenüber dem Regime. Die Leitungsgremien des Unternehmens ließen sich nicht nur
willig für dessen Ziele einspannen, sondern förderten sie nach Kräften. Und folglich gab
der Staat nicht nur eine Kostendeckungsgarantie, sondern anders als bei der Brabag

Abb. 18:

202 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral.
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auch eine Anschubfinanzierung. Wirtschaftliche Argumente waren angesichts dieser
Konstellation aber von vergleichsweise geringer Bedeutung.

Im Juli 1935 wurde der Bau der Hydrieranlage beschlossen und gleichzeitig als
Betriebsgesellschaft die Hydrierwerk Scholven AG gegründet. Nach nur knapp ein‐
jähriger Bauzeit ging am 7. Juli 1936 in Gelsenkirchen die weltweit erste großindustri‐
elle Steinkohlenhydrierung mit einer Erzeugungskapazität von 125.000 t Autobenzin
und 12.000 t Treibgas pro Jahr in Betrieb. Als Absatzorganisation fungierte der
Benzol-Verband, der über das Aral-Tankstellennetz ab 1937 nur noch Kraftstoff aus
einheimischer Erzeugung vertrieb.

Die Chemischen Werke Hüls 1967203

Da die Anlagen des Hydrierwerks Scholven bereits im ersten Betriebsjahr ausgelastet
waren, begannen 1937 die Planungen zum Ausbau auf eine Kapazität von 200.000 t pro
Jahr. Im Frühjahr 1939 nahm der neue Betriebsteil die Produktion auf, und im Juni
wurde das Werk auf die Erzeugung von Flugkraftstoffen umgestellt. Zu dieser Zeit liefen
bereits die Vorarbeiten zu einem neuen Großprojekt, das ebenfalls nicht zufällig bei der
Hibernia  angesiedelt  wurde.  Das  Hydrierwerk  Scholven  sollte  zum  mit  Abstand
größten Benzinproduzenten auf  Steinkohlenbasis  erweitert  werden und mit  einer
Kapazität von dann bis zu 600.000 t pro Jahr das Niveau der beiden Spitzenanlagen
Leuna  und  Pölitz  im  mitteldeutschen  Braunkohlenrevier  erreichen.  Da  sich  dies
kriegsbedingt nicht realisieren ließ, verblieb das Hydrierwerk Scholven bis zum Kriegs‐
ende auf dem Produktionsvolumen von 1939, das mit annähernd 200.000 t Kraftstoffen

Abb. 19:

203 Quelle: Evonik Industries AG, Konzernarchiv Marl.
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pro Jahr bis 1943 auch weitgehend ausgeschöpft werden konnte. Erst 1944 halbierte sich
die Erzeugung wegen der Stilllegung des Werkes infolge des Bombenkrieges.

Dazu kamen erhebliche Mengen an „Treibgas“, das beim Betrieb von Lastkraftwa‐
gen Verwendung fand, vor allem aber per Pipeline als Chemiegrundstoff zur Produk‐
tion des synthetischen Kautschuks „Buna“ an die in direkter Nachbarschaft liegenden
neu gegründeten Chemischen Werke Hüls in Marl geliefert wurde.204 Im Gegenzug
erhielt das Hydrierwerk Scholven von dort reinen Wasserstoff. Die Standortwahl
des ab 1938 errichteten Buna-Werkes, an dem die Hibernia neben der IG-Farben
beteiligt war, resultierte maßgeblich aus dieser Nähe. Naturkautschuk war ebenfalls
ein Mangelprodukt, das importiert werden musste, im Kriegsfall folglich nicht zur
Verfügung stand und daher aus Sicht der Nationalsozialisten dringend zu ersetzen
war. Die Lösung bot das Buna, zu dem hier nicht mehr gesagt sei, außer dass es
ebenfalls auf Grundlage des Steinkohlengases mit hoher Energieintensität erzeugt
wurde. Das Werk besteht als Chemiepark Marl mit erweiterter Ausrichtung bis heute.

Der Fall der Brabag und die Entwicklungen um die Hibernia wurden vom Ruhr‐
bergbau als das verstanden, was sie waren: ein deutliches Signal, sich den Wünschen
des Regimes zu beugen und eigenständig Aktivitäten im Kraftstoffsektor zu entfalten.
Bereits im Herbst 1935 gründeten die Aktionäre der Ruhrchemie AG nach deren
Vorbild die Ruhrbenzin AG, die umgehend mit der Erweiterung ihrer in Oberhausen
seit 1934 arbeitenden Fischer-Tropsch-Versuchsanlage begann. Außerdem nahmen
weitere Unternehmen des Ruhrbergbaus die Projektierung eigener Anlagen auf.205

Bis 1939 wurden im Ruhrgebiet so sechs von insgesamt neun deutschen Fischer-
Tropsch-Anlagen in Betrieb genommen. Die anderen arbeiteten mit Braunkohle. Der
Anteil des Ruhrgebiets an den Gesamtkapazitäten von 686.000 t/a lag bei mehr als
der Hälfte, womit die Region auch hier zum bedeutenden Kraftstofferzeuger aufstieg.

Hydrierwerke nach dem Fischer Tropsch-Verfahren206

Jahr207 Standort Betreiber Einsatzstoff Kapazität
1943/44 in t/a

1936 Schwarzheide Braunkohle-Benzin AG Braunkohle 180.000

1936 Oberhausen Ruhrchemie AG Steinkohle 75.000

1936 Moers Gewerkschaft Rheinpreußen Steinkohle 73.000

1936 Castrop-Rauxel Gewerkschaft Victor Steinkohle 40.000

1937 Wanne-Eickel Krupp Treibstoffwerke GmbH Steinkohle 61.000

1937 Bergkamen Chemische Werke Essener
Steinkohle AG Steinkohle 85.000

1939 Dortmund Hoesch-Benzin AG Steinkohle 48.000

Tab. 17:

204 Lorentz/Erker: Hüls, S. 21–134.
205 Mollin: Montankonzerne, S. 66–67.
206 Eigene Zusammenstellung nach: Rasch: Kohlechemie im Revier, S. 190.
207 Jahr des Produktionsbeginns.
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1939 Deschowitz Schaffgotsch Benzin GmbH Braunkohle 34.000

1939 Lützkendorf Mitteldeutsche Treibstoff- und Oel‐
werke AG Braunkohle 90.000

      686.000

Eingang und Belegschaftshaus des Hydrierwerks der Gelsenberg Benzin AG, 1940208

Auch bei  der  Gelsenkirchener  Bergwerks  AG (GBAG),  der  größten europäischen
Bergbaugesellschaft, kam es schon im Herbst 1935 zu weitreichenden Überlegungen, in
die  Fischer-Tropsch-Synthese  einzusteigen.  Sie  stellte  diese  jedoch  zunächst  noch
zurück. Mit dem „Treibstoffprogramm“ und schließlich dem „Vierjahresplan“ erhöhte
das nationalsozialistische Regime 1936 den Druck. Alle Zechengesellschaften standen
damit  vor  der  Alternative,  Herr  im eigenen Haus zu bleiben oder  aber  staatliche
Interventionsmaßnahmen unklaren Ausmaßes zu provozieren. Letztlich ging es ihnen
aber nicht um irgendeine Form des Widerstandes, sondern allein um die Finanzie‐
rungsfrage, denn die Zustimmung zum Regime war wohl in keiner Branche derart hoch
wie in der Montanindustrie. Und hier kam der Staat allen am Vierjahresplan beteiligten
Unternehmen weit entgegen. Er gab nicht nur die geforderten Preisgarantien, sondern
öffnete ihnen auch den seinerzeit für Privatgesellschaften weitgehend verschlossenen
Kapitalmarkt, sodass über die Emission von Aktien und Anleihen wieder Geld aufge‐

Abb. 20:

208 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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nommen werden konnte. Während die meisten Unternehmen sich für die Fischer-
Tropsch-Synthese entschieden, musste die GBAG umdisponieren. Sie hatte zwar ihr
ursprünglich auf eine Kapazität von 50.000 t Autobenzin pro Jahr ausgelegtes Projekt
auf  150.000  t  erweitert,  wurde  aber  nun  vom  Reichswirtschaftsministerium  dazu
veranlasst, die Anlage auf die Erzeugung von Flugbenzin auszulegen. Da die mit der
Fischer-Tropsch-Synthese erzeugten Kraftstoffe jedoch eine vergleichsweise geringe
Klopffestigkeit besaßen und sich damit nicht für den Einsatz in Flugzeugen eigneten,
wurden die Planungen geändert. Der Bau eines Hydrierwerks nach dem IG-Verfahren
ermöglichte beides, erst die Erzeugung von Autobenzin und dann die Umstellung auf
Flugbenzin.

Ende 1936 gründete die GBAG die Tochtergesellschaft Gelsenberg Benzin AG als
Trägergesellschaft des Hydrierwerks. Als Standort der Anlage bot sich ein Gelände in
Gelsenkirchen-Horst nordöstlich der unternehmenseigenen Zeche Nordstern 3/4 an.
Koks wurde von der neuen Zentralkokerei Nordstern am Rhein-Herne-Kanal bezogen.
Strom und Dampf lieferte das werkseigene Kohlekraftwerk. Der Bau des Hydrierwerks
begann im März 1937 und konnte nach knapp zweieinhalb Jahren im August 1939
abgeschlossen werden,  nachdem die  ersten Anlagen bereits  Mitte  1939 in  Betrieb
gegangen waren. Dies bedeutete eine Überschreitung des ursprünglich angesetzten
Fertigstellungstermins um mehr als ein Jahr. Bereits während der Planung des Werkes
wurde die ursprüngliche Kapazität auf 200.000 t/a Autobenzin erhöht. Mitte 1938 folgte
die Auflage zur Umstellung der Anlage auf Flugbenzin und Erhöhung der Kapazität auf
250.000 t/a. Bis Ende 1942 wurde das Werk in der vierten, abschließenden Ausbaustufe
auf  340.000  t/a  erweitert.  Die  Produktion  lag  während  des  Zweiten  Weltkrieges
aufgrund von Zerstörungen und Wasserstoffversorgungsengpässen teilweise erheblich
unter  den  Anlagenkapazitäten.  Dies  galt  für  die  gesamte  Kraftstoffproduktion  im
Ruhrgebiet, die allerdings bis zum Sommer 1944 insgesamt auf hohem Niveau weiterlief
und erst dann nach massiven Bombardements zusammenbrach. Ausschlaggebend für
die Aufrechterhaltung des Betriebs war ein bedingungsloser Einsatz von Zwangsarbei‐
tern und Kriegsgefangenen. Mit dem Krieg endete auch die rüstungspolitisch induzierte
Sonderkonjunktur der Kohlechemie in Deutschland.

Bis 1939 wurde der Bau von zwölf Hydrierwerken nach dem IG-Verfahren begonnen,
die bis 1941 in Betrieb gingen. Neun davon befanden sich im mitteldeutschen Braun‐
kohlerevier bzw. in Oberschlesien und im „Sudetenland“ und drei im Ruhrgebiet.
Neben Scholven und Gelsenberg betrieb die Ruhröl in Bottrop eine Anlage. Diese war
mit einer Kapazität von 130.000 t/a erheblich kleiner und verarbeitete Teer.209 Der
Anteil  des  Ruhrgebiets  an den Hydrierkapazitäten erreichte  rund 18 %.  Insgesamt
existierten im Deutschen Reich Kohleverflüssigungskapazitäten im Umfang von knapp
5 Mio. t/a. Davon entfielen etwas mehr als 1 Mio. t/a oder 21 % auf das Ruhrgebiet.

209 Karlsch/Stokes, S. 189.
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Hydrierwerke nach dem IG-Verfahren210

Jahr Standort Betreiber Einsatzstoff Kapazität
1943/44 in t/a

1927 Leuna I.G. Farbenindustrie AG Braunkohle 650.000

1936 Böhlen Braunkohle-Benzin AG Braunkohlenteer 250.000

1936 Magdeburg Braunkohle-Benzin AG Braunkohlenteer 220.000

1936 Gelsenkirchen Hibernia AG Steinkohle 280.000

1937 Bottrop Ruhröl GmbH Pech 130.000

1939 Gelsenkirchen Gelsenberg-Benzin AG Steinkohle 340.000

1939 Tröglitz/Zeitz BRABAG Braunkohlenteer 280.000

1940 Lützkendorf Mitteldeutsche Treibstoff- und
Oelwerke AG Teer, Öl 50.000

1940 Pölitz Hydrierwerke Pölitz AG Steinkohle, Öl 700.000

1941 Wesseling Union Rheinische Braunkohlen
Kraftstoff AG Braunkohle 260.000

1943 Brüx Nordböhmische Kohlenwerks-AG Braunkohlenteer 600.000

1943 Blechhammer Oberschlesische Hydrierwerke
AG

Steinkohle, Teer 420.000

        4.230.000

Geschmückter Kesselwagen zum Betriebsbeginn des Hydrierwerks, 1939211

Tab. 18:

Abb. 21:

210 Zusammengestellt nach: Birkenfeld: Der synthetische Treibstoff.
211 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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3.1.9 Von der Kohlechemie zur Petrochemie – das Ruhrgebiet als Raffineriestandort

Nachdem Zweiten Weltkrieg sollte sich die Funktion des Ruhrgebiets als mit Abstand
bedeutendste deutsche Energieregion noch einmal verstärken. Aus dem Kohlerevier
wurde ein Kohle-Öl-Revier, jedoch mit dem Unterschied, dass diese Position allein
auf der Weiterverarbeitung beruhte. Den Hintergrund der Entwicklung bildeten die
in der Vorkriegszeit aufgebauten kohlechemischen Strukturen. Und bis heute spielt
das Ruhrgebiet als Raffineriestandort eine wichtige Rolle für die Versorgung mit
Kraftstoffen und petrochemischen Produkten.212

Dabei hatte es zunächst völlig anders ausgesehen. Die Hydrier- und Synthesewerke
waren gegen Kriegsende stark zerstört und auch die Nebenproduktenanlagen der Ze‐
chen trugen deutliche Zeichen des Bombenkrieges. Während hier der Wiederaufbau
parallel lief und mit der Förderung auch der Ausstoß an Gas, Teer, Benzol und Am‐
moniak schon Anfang der 1950er Jahre wieder auf dem Niveau von 1936 lag, standen
die Hydrierwerke zunächst still. Wie kaum ein anderer Wirtschaftszweig galten sie
als herausragendes Beispiel für die deutsche Rüstungsindustrie. Die Erzeugung von
Kraftstoffen aus Kohle wurde daher von den Alliierten im August 1945 verboten und
viele Anlagen beschlagnahmt. Trotz des ab 1947 beginnenden Kalten Krieges und der
sich nun abzeichnenden Westintegration der westlichen Besatzungszonen standen sie
auch weiterhin auf den Demontagelisten der Alliierten und sollten abgebaut werden.
Und tatsächlich bestand zunächst auch kein Bedarf an Hydrierprodukten, gab es
doch kaum Kraftfahrzeuge oder andere Verbraucher. Im Gegenteil erschienen die
energieintensiven Hydrierwerke den energiewirtschaftlich bereits erheblich stärker
in Richtung Öl orientierten Briten und Amerikanern zurecht als autarkiebedingte
Sonderentwicklung Deutschlands. Dabei hatten sie aber auch als Mutterstaaten der
weltweit dominierenden sieben großen Ölkonzerne eigene wirtschaftliche Interes‐
sen im Blick. Die spätere Bundesrepublik war mangels eigener Vorkommen und
Verarbeitungskapazitäten schon in den 1920er Jahren ein Fertigproduktimportland
und es bestand kein Grund, dies zu ändern. 1949 betrug der Gesamtverbrauch an
Mineralölen 1,7 Mio. t, wovon 850.000 t aus einheimischer Förderung stammten und
weitgehend zu Schmierstoffen verarbeitet wurden.213 Dazu führte die Bundesrepublik
rund 1 Mio. t Fertigprodukte wie Benzin ein.

Allerdings zeichnete sich bereits zu dieser Zeit die rasante Entwicklung des
Verbrauchs in den 1950er Jahren am Horizont ab, denn im Vergleich zu anderen
Industrienationen hatte Westdeutschland einen immensen Nachholbedarf. Schon
Ende der 1940er Jahre kam es daher zu einer ersten Neuorientierung der alliierten
Ölpolitik. Die alliierte Militärregierung berücksichtigte neben den Raffinerien nun
auch einige westdeutsche Hydrierwerke bei ihren Planungen zur Umstellung der
deutschen Mineralölwirtschaft auf die Verarbeitung von Rohöl im Rahmen des Mar‐

212 Siehe zum Folgenden umfassend: Bleidick: 90 Jahre.
213 Thümen: Die deutsche Mineralölwirtschaft, S. 595.
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shall-Plans. Fertigprodukte wie Benzine sollten nicht mehr wie bisher vorrangig im‐
portiert, sondern im Inland erzeugt werden. Hierin ist sicherlich die wichtigste quali‐
tative Veränderung zu sehen, denn sie zog durch ihre konsequente Umsetzung die
Entstehung einer eigenständigen deutschen Raffineriewirtschaft nach sich. Wie be‐
deutsam dieser Wandel war, zeigte sich schnell, denn bereits 1954 bezogen sich fast
90 % der Einfuhren in die Bundesrepublik auf Rohöl. Mit dem Wirtschaftswunder
hatte der Ölboom auch in der Bundesrepublik begonnen. Deckte das Erdöl 1950 ge‐
rade 4 % des Primärenergiebedarfs, waren es 1957 bereits 11 % und 1964 dann 36 %.
Die Verarbeitungskapazitäten erreichten jetzt 70 Mio. t. Der Rohöldurchsatz der
deutschen Raffinerien stieg von 3,3 Mio. t auf 63 Mio. t, der Inlandsabsatz von Mine‐
ralölprodukten von 4 Mio. t auf rund 70 Mio. t.214 Die jährlichen Steigerungsraten la‐
gen bei teilweise mehr als 20 %. Wichtigste Verbraucher waren neben dem Straßen‐
verkehr die Industrie und die Bundesbahn, wo Fertigungsprozesse und Antriebe um‐
gestellt wurden, sowie die nun aufkommende Ölheizung. Dazu begann auch in der
chemischen Industrie die Abkehr von der Kohle und der Umstieg auf den neuen
Rohstoff Mineralöl.

Die ersten Rohöldestillationstürme der Raffinerie Scholven, 1952215Abb. 22:

214 Alle Werte Elfert/Schürmann (Hg.): 60 Jahre Energie Informationsdienst, S. 64–65; Jahrbuch
des deutschen Bergbaus 1965, S. 930.

215 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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Dass die Hydrierwerke des Ruhrgebiets am Anfang dieser Entwicklung standen, lag
an ihrer spezifischen Anlagentechnik, die relativ einfach auf die Verarbeitung von
Mineralöl umgebaut bzw. ergänzt werden konnte, sodass keine kompletten Neuanla‐
gen errichtet werden mussten. Im Grunde waren Kohlehydrierwerke Mineralölraffi‐
nerien sehr ähnlich, nur mit dem Unterscheid, dass sie das zur Produktion von Kraft‐
stoffen benötigte Öl aus Kohle zunächst selbst herstellten. Dazu wurde die wasser‐
stoffarme Kohle durch die Anlagerung von Wasserstoff in flüssige Produkte umge‐
wandelt und dann weiterverarbeitet. In Raffinerien ist dieser Schritt nicht nötig, da
Erdöl in der Regel einen erheblich höheren Wasserstoffgehalt besitzt. Es kann daher
nach der Erhitzung direkt in Destillationstürme geleitet und in unterschiedliche Pro‐
duktgruppen zerlegt werden. Bei dieser Fraktionierung steigen die verdampften An‐
teile des Öls in den Türmen empor, kühlen sich dabei ab und gehen nach und nach
wieder in flüssigen Zustand über. Die dabei entstehenden Fraktionen werden über
Zwischenböden in den Türmen seitlich abgeleitet. Es verbleibt ein auf diesem Weg
nicht zu verarbeitender Rückstand, der in modernen Raffinerien in einer Vakuumde‐
stillation unter vermindertem Druck und dadurch erheblich reduzierten Siedepunk‐
ten erneut destilliert wird. Es folgen verschiedene Crack-Verfahren zur weiteren Zer‐
legung der erzeugten Produkte. Diese Schritte übernahm nun im Ruhrgebiet zu‐
nächst die Hydrierung, sodass dieser nur noch Destillationsanlagen vorgeschaltet
werden mussten. Das Verfahren war in dieser Hinsicht äußerst anpassungsfähig. Die
Fahrweise der Anlagen vereinfachte sich zudem durch den Wegfall spezieller Kohle‐
betriebe, während die Leistung wuchs und der Wasserstoffverbrauch sank.216

Die Raffinerie und das Kraftwerk Scholven, um 1975217Abb. 23:

216 Pier: Hydrierung, S. 691.
217 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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Anfang der 1950er Jahre wurden die beiden Gelsenkirchener Hydrierwerke der
Scholven-Chemie AG und der Gelsenberg Benzin AG als Raffinerien wieder in
Betrieb genommen. Der Staat unterstützte die im Vergleich zu reinen Raffinerien teu‐
rere Produktion bis 1964 durch ermäßigte Steuersätze, die sogenannte Hydrierpräfe‐
renz. Dazu kamen die beiden Fischer-Tropsch-Anlagen der Krupp Treibstoffwerke in
Wanne-Eickel und der Chemischen Werke Bergkamen, während bei allen anderen
die Produktion nicht mehr aufgenommen wurde. Scholven und Gelsenberg gehör‐
ten von Beginn an zu den größeren der in der Bundesrepublik 1951 existierenden
Mineralölwerke. Mit einer Kapazität von 800.000 t pro Jahr lag Gelsenberg zusam‐
men mit dem ehemaligen Hydrierwerk Wesseling an der Spitze.218 Gelsenberg sollte
seine Position für rund zwei Jahrzehnte halten und Scholven nach wenigen Jahren
ebenfalls in die Spitzengruppe der fünf leistungsstärksten Raffinerien vorstoßen.
Gelsenberg erreichte Ende der 1950er Jahre eine Kapazität von 3,3 Mio. t, Scholven
von 1 Mio. t.219 Bis in die 1970er Jahre wurden beide Werke auf 7 bzw. 10 Mio. t/a
systematisch erweitert. Scholven war nun die größte bundesdeutsche Anlage. Die
frühe Spitzenstellung der beiden Gelsenkirchener Unternehmen entstand auch da‐
durch, dass sich die Muttergesellschaften GBAG und Hibernia bald zu sogenannten
„Zebras“ entwickelten, Zechengesellschaften mit maßgeblichen Mineralölinteressen,
die in dem zweiten Standbein schon früh ein ertragreiches Geschäft sahen und es
entsprechend mit hohen Investitionen förderten. So gelang es, mit der Expansion
der Branche nicht nur Schritt zu halten, sondern noch Marktanteile auszubauen.
Innerhalb des Ruhrbergbaus führte diese den Brancheninteressen teilweise zuwider‐
laufende Orientierung zu regelmäßigen Spannungen.

Während die Gelsenberg-Raffinerie von Beginn an mehr auf die Kraftstofferzeu‐
gung ausgelegt war, ging die Raffinerie Scholven schließlich stärker in Richtung der
Produktion chemischer Grundstoffe. Dies war wenig verwunderlich, denn die Mut‐
tergesellschaft Hibernia besaß traditionell starke Interessen im Chemiesektor und
hielt weiterhin 25 % an den Chemischen Werken in Hüls. Ein zentraler Faktor für
die Standortwahl in Marl war seinerzeit die Nähe zum Scholvener Werk als Lieferant
der Ausgangschemikalien Ethylen und Acetylen gewesen.220 Auch die Gelsenberg
Benzin AG war nach Inbetriebnahme des Werkes 1939 in diesen Verbund integriert
worden. Nun verstärkte sich die Nachfrage durch die Weiterentwicklung des Hülser
Produktionsspektrum und die sukzessive Umstellung auf die Petrochemie durch
die verstärkte Einbindung von Erdgas und Ölprodukten.221 Neben synthetischem
Kautschuk gewannen jetzt Kunststoffe, Lösungsmittel und Waschmittelrohstoffe an
Bedeutung und mit ihnen die Ausgangsstoffe Ethylen und Propylen zur Herstellung
von Polyethylen und Polypropylen, den heute weltweit wichtigsten Kunststoffen mit

218 Gensch: Verarbeitungsstätten.
219 Die Rohölverarbeitungskapazität der westdeutschen Raffinerien, in: Erdöl und Kohle 11 (1958),

S. 209.
220 Lorentz/Erker: Hüls, S. 40–54.
221 Kränzlein: Chemie, S. 175–176.
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einem Anteil von mehr als 50 Prozent an der Gesamterzeugung. Für die Umstellung
der Verarbeitungsverfahren von Kohle auf Öl wurden außerdem olefinische Neben‐
produkte benötigt, ungesättigte Kohlenwasserstoffe mit hoher Reaktionsfreudigkeit,
die im Erdöl nicht vorhanden sind, sondern durch Verarbeitungsprozesse wie das
Cracken (Aufspalten) gewonnen werden müssen. Dieser enge Chemieverbund im
nördlichen Ruhrgebiet existiert bis heute.

Daneben entstanden im Ruhrgebiet weitere Raffinerien, darunter die Anlagen
der Ruhrchemie AG in Oberhausen, der Ruhrbau GmbH in Mülheim/Ruhr, der
Kleinholz Mineralöl GmbH in Essen, der Fina in Duisburg und schließlich am
bedeutendsten die der BP Benzin und Petroleum AG in Bucholtwelmen bei Hünxe
mit einer Maximalkapazität von 9,9 Mio. t/a. Die Region avancierte hierdurch zum
mit Abstand bedeutendsten Raffineriestandort der Bundesrepublik, der 1960 knapp
ein Drittel der Gesamtkapazitäten beherbergte. Zusammen mit dem Raum Köln
verfügte Nordrhein-Westfalen über fast 60 % der Kapazitäten. Norddeutschland als
ursprüngliches Zentrum verlor dagegen an Bedeutung. Schon in den 1960er Jahren
verstärkte sich die Tendenz nach Süden in den Großraum Frankfurt-Ludwigshafen-
Karlsruhe und nach Bayern in den Raum Ingolstadt. Heute ist Nordrhein-Westfalen
weiterhin der wichtigste Standort. Gelsenkirchen rangiert knapp hinter Karlsruhe
und Köln mit rund 12 % der Gesamtkapazität auf Rang 3.

Die BP Ruhr-Raffinerie in den 1960er Jahren222Abb. 24:

222 Quelle: Historisches Archiv BP/Aral, Bochum.
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Raffineriekapazitäten im Ruhrgebiet und in der Bundesrepublik Deutschland, 1950–2017,
sowie Anteil des Ruhrgebiets an der Gesamtkapazität in Mio. t/a223

Jahr Kapazitäten
BRD

Kapazitäten
Ruhrgebiet

Anteil des Ruhrgebiets an der
Gesamtkapazität (%)

Anzahl der Raffinerien
im Ruhrgebiet/BRD

1950 5,2 0,7 13,5 1/18

1953 8,1 2,3 28,4 6/23

1957 16,6 5,1 30,7 6/23

1960 40,5 12,7 31,3 7/28

1963 62,4 16,8 27,0 7/37

1966 88,7 19,8 22,3 7/36

1969 115,0 25,3 22,0 6/37

1972 133,2 22,7 17,0 6/35

1975 153,9 28,9 18,8 4/35

1978 159,4 28,9 18,1 3/32224

1981 143,4 21,0 14,6 3/32

1984 105,3 12,5 10,8 2/22

1987 81,5 12,5 15,3 2/17

1990 80,6 10,5 13,0 1/16

1993 111,9 11,3 10,1 1/19

1996 104,8 11,3 10,8 1/16

1999 111,5 12,3 11,0 1/14

2002 113,9 12,3 10,8 1/12

2005 115,6 13,0 11,2 1/12

2008 117,8 12,7 10,7 1/12

2011 104,0 12,8 12,3 1/11

2014 103,1 12,8 12,4 1/11

2017 102,7 12,8 12,5 1/11

Tab. 19:

223 Rohölverarbeitungskapazitäten, ab 1993 inkl. neue Bundesländer. Eigene Zusammenstellung
und Berechnung nach: Erdöl und Kohle 4 (1951), S. 313, dsgl. 6 (1953), S. 299; dsgl. 11 (1958),
S. 209; Mineralölwirtschaftsverband (Hg): Jahresbericht 1960; dsgl. 1964; dsgl. 1967, dsgl. 1971,
jeweils Tabellenanhang; dsgl. 2005, S. 28; dsgl. 2009, S. 27; dsgl. 2018, S. 45; dsgl. 2020, S. 46;
Mineralölwirtschaftsverband (Hg): Mineralölzahlen 1990, S. 10; dsgl. 1993, S. 12; dsgl. 2000,
S. 8; Jahrbuch für Bergbau, Energie, Mineralöl und Chemie 1974, S. 940; dsgl. 1977/78, S. 948;
dsgl.1980/81, S. 868; dsgl. 1983/84, S. 902; dsgl. 1985/86, S. 995.

224 Zusammenfassung der beiden Gelsenkirchener Standorte durch die Veba, daher Einzelzählung.
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Die Aufstellung verdeutlicht eindrucksvoll den Aufstieg des Öls zum wichtigsten
Primärenergieträger mit einem Anteil von mehr als 50 % Anfang der 1970er Jahre
und den damit korrespondierenden Aufbau der Verarbeitungskapazitäten. Dieser lief
auch nach der ersten Ölkrise von 1973 in dem Glauben an eine nur kurzfristige
Störung noch weiter. Es folgte der jähe Umbruch nach der zweiten Ölkrise 1979,
der noch durch das Erdgas und die Kernenergie als neue Konkurrenzenergieträger
beschleunigt wurde. In den 1980er Jahren sollten sich die Kapazitäten halbieren,
während die Branche immense Verluste verzeichnete. Nachdem die kleineren Raffi‐
nerien im Ruhrgebiet schon die 1970er Jahre nicht überstanden hatten, schloss mit
der BP-Raffinerie in Bucholtwelmen 1984 nach nur 25 Betriebsjahren der zweite
Großstandort. In vielen anderen Raffinerien kam es zu einem Kapazitätsabbau,
darunter auch in Gelsenkirchen, wo heute noch 12,8 Mio. t/a in Betrieb sind.

Die Umbrüche der Mineralölwirtschaft im Ruhrgebiet begannen jedoch schon
vor den Ölkrisen. In den 1960er Jahren kam es zu einem Ausverkauf der deutschen
Erdgas- und Ölförderer vor allem an ausländische Gesellschaften. Außerdem waren
die Hibernia als Tochter der mehrheitlich staatseigenen Veba AG und die GBAG
massiv von der Kohlenkrise betroffen und gingen 1969 in der Ruhrkohle AG auf.
Beide Branchen befanden sich damit in einem umfassenden Neustrukturierungspro‐
zess. Die Bundesregierung verfolgte nun das Ziel, die Veba durch eine Zusammenfas‐
sung mehrerer Unternehmen unter ihrem Dach international konkurrenzfähig zu
machen. 1969 wurde die Hibernia mit der Scholven-Chemie AG verschmolzen und
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in Veba-Chemie AG umbenannt. Das Unternehmen verfügte nun über Beteiligungen
an Aral, an der Phenolchemie AG in Gladbeck, die 1954 von der Scholven-Chemie
und der Hibernia gegründet worden war, an diversen Ölleitungsgesellschaften so‐
wie den Chemischen Werken Hüls.225 Bis Mitte der 1970er Jahre folgten weitere
Angliederungen, darunter als wichtigste die der Gelsenberg. Damit verfügte das
Unternehmen auch über die Mehrheit an der Aral AG. 1978 gaben dann die Veba
und die Deutsche BP zur Überraschung von Öffentlichkeit und Politik eines der
aufsehenerregenden Geschäfte der Nachkriegszeit bekannt, mit denen die Veba ihre
kränkelnde Mineralölsparte sanieren wollte. BP übernahm diverse Raffineriebeteili‐
gungen in Süddeutschland, Handelsgesellschaften, ein Tankstellennetz und vor allem
die von der Gelsenberg stammende 25prozentige Beteiligung an der Ruhrgas AG. Im
Gegenzug sicherte sich die Veba-Chemie preisgünstige Öllieferungen.226 Der Ölbe‐
reich wurde nun in der Veba Oel AG zusammengefasst. 1983 wurde die Werksgruppe
Ruhr mit den Raffinerien in die Ruhr Oel GmbH eingebracht.

In den ausgehenden 1990er Jahren setzte ein grundlegender Veränderungsprozess
im Ölgeschäft ein. Eine Fusionswelle erfasste alle schon zuvor großen internationalen
Konzerne. Auch in der deutschen Energiewirtschaft kam es Ende der 1990er Jahre zu
einer solchen Entwicklung. Nach der Verschmelzung von RWE und VEW entstand
im Sommer 2000 die E.ON AG als Zusammenschluss der ehemals mehrheitlich
staatlichen Mischkonzerne VIAG und Veba. Die neue Muttergesellschaft der Veba
Oel konzentrierte sich auch aufgrund von Kartellamtsauflagen auf den Elektrizitäts-
und Gassektor und verkaufte seine nicht zu dem neuen Kerngeschäft passenden wei‐
teren Beteiligungen. Dazu gehörte auch die Veba Oel, für die sich mit BP schnell ein
passender Interessent fand. Im Mittelpunkt des Geschäfts stand die BP-Beteiligung
an der Ruhrgas, die E.ON für die geplante vollständige Integration des Gasversorgers
dringend benötigte. BP lockte dagegen die Möglichkeit, durch die Angliederung der
mittlerweile vollständigen Veba Oel-Tochter Aral zum Marktführer im deutschen
Tankstellensektor und auch bei den Raffineriekapazitäten zur Nummer 1 aufzustei‐
gen. Seit 2002 gehören damit die beiden Gelsenkirchener Raffinerien und Aral als
größte deutsche Tankstellengesellschaft zum BP-Konzern.227

3.1.10 Elektrizitätswirtschaft an der Ruhr

Die Anfänge der Elektrizitätsversorgung in Deutschland liegen in den frühen 1880er
Jahren. Damit kam rund sechs Jahrzehnte nach dem Gas ein zweiter Sekundärener‐
gieträger auf den Markt, der sich rasch etablierte und in diversen Anwendungsberei‐
chen bald eine bedeutende Position erlangte. Bedingt durch die Netzabhängigkeit,

225 Radzio: Veba, S. 216–224.
226 Bleidick: Ruhrgas, S. 368–375.
227 Ebd., S. 480–502; Weiand: BP übernimmt Veba; Veba Oel AG (Hg.): Veba Oel.
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setzte sich die Elektrifizierung im dicht besiedelten und industrialisierten großstädti‐
schen Raum erheblich schneller durch als in ländlichen Gebieten. Abnehmer waren
im ausgehenden 19. Jahrhundert zunächst insbesondere die öffentliche Beleuchtung
und die Straßenbahnen. Bei den gewerblichen Antriebsmaschinen konkurrierte der
Gasmotor noch erfolgreich mit dem Elektromotor.228 In Privathaushalten bestimmte
dagegen bis in die 1920er Jahre die Petroleumlampe das Bild. Erst in der Zwischen‐
kriegszeit eroberte die Elektrizität auch diesen Bereich, während das Gas dort nun
rasch an Bedeutung verlor. Gleichzeitig wurde die Elektrizität zu einer festen Größe
innerhalb der Industrie, wo die Dampfkraft ihre absolute Vorrangstellung bei der
Bereitstellung direkter Antriebsenergie einbüßte. Den ausschlaggebenden Faktor für
die Entwicklung der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft bildete neben der Steinkoh‐
lenverstromung die rasante Expansion der Braunkohlenverstromung zwischen 1913
und 1929. Diese stellte große Mengen günstiger Elektrizität gerade im Grundlastbe‐
reich bereit.

Auch im Ruhrgebiet begann die Elektrizitätsversorgung in den 1880er Jahren. Den
Anfang machten Zechen und Industriebetriebe, die Generatoren an Dampfmaschi‐
nen anschlossen. Daneben entstanden wie überall in Deutschland kleine private
Blockstationen zur Versorgung meist nur weniger Abnehmer im engeren Umfeld. Die
Stadtwerke entschlossen sich dagegen nur langsam, eigene Kraftwerke zu errichteten.
Das erste kommunale Elektrizitätswerk ging 1892 in Bochum in Betrieb. Dortmund
folgte 1897 mit dem zu dieser Zeit drittgrößten Kraftwerk des Deutschen Reiches
nach Berlin und Leipzig, das bereits in den folgenden Jahren erheblich erweitert
wurde. Wegweisend wurde jedoch bald die 1898 in Essen gegründete Rheinisch-
Westfälische Elektrizitätswerk AG (RWE), die nach der Übernahme der Aktienmehr‐
heit durch die Industriellen August Thyssen und Hugo Stinnes 1902 dazu ansetze,
die Region und ihr Umland großräumig und flächendeckend zu erschließen.229 Die
Stammzentrale des RWE in Essen verfügte mit der Stinnes-Zeche Victoria Matthias
über eine eigene Kohlengrundlage und besaß damit beste Voraussetzungen zur Um‐
setzung der ambitionierten Pläne. Heftiger Widerstand gegen diese privatwirtschaft‐
lichen Aktivitäten kam aus Westfalen, wo 1906 als kommunale Gegengründung die
Elektricitätswerk Westfalen AG mit Sitz in Bochum entstand. Alles drehte sich um
die Frage nach der zukünftigen Organisation der Elektrizitätsversorgung, die bis
in die 1920er Jahre heiß diskutiert wurde. Beide Seiten bauten vor dem Ersten Welt‐
krieg Ihre Versorgungskapazitäten im Ruhrgebiet durch den Bau weiterer Kraftwerke
aus. Während sich die mittlerweile drei Großanlagen im östlichen Gebiet um die
Erschließung des westfälischen Raumes bemühten, orientierte sich das RWE in Rich‐
tung Rheinland. 1914 wurde mit dem Goldenbergwerk in Hürth-Knapsack das erste
deutsche Großkraftwerk auf Braunkohlenbasis direkt im rheinischen Braunkohlen‐

228 Braun: Gas oder Elektrizität: Herzig: Wirtschaftsgeschichtliche Aspekte, S. 123–132.
229 Umfassend zur Unternehmensentwicklung: Schweer/Thieme: RWE. Siehe hierzu auch Ab‐

schnitt 3.1.6.
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revier errichtet. Damit zielte das Unternehmen eindeutig auf die Entwicklung des In‐
dustriestrombedarfs.

Die RWE-Stammzentrale an der Zeche Victoria Mathias in Essen, 1930230Abb. 25:

230 Quelle: Historisches Konzernarchiv RWE, Essen.
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Im Ruhrgebiet dominierte die Steinkohlenverstromung. Immer mehr Zechen errich‐
teten eigene Erzeugungsanlagen, da die öffentlichen Kraftwerke ihren hohen Bedarf
nicht decken konnten, die Eigenerzeugung billiger als der Fremdstrombezug war und
zudem eine gewisse Versorgungssicherheit garantierte. Außerdem konnten die Syner‐
gien des unternehmenseigenen Energieverbundes genutzt werden, der vor allem Ab‐
wärme und Gase aus Hochöfen und Kokereien einsetzte. Ähnlich handelten Unter‐
nehmen aller Branchen, sodass vor dem Ersten Weltkrieg in Deutschland die indus‐
trielle Eigenstromversorgung absolut dominierte. Diese Situation veränderte sich nur
langsam. Zwischen den 1920er und 1950er Jahren entfielen durchgängig zwischen 40
und 50 % der installierten Kraftwerkskapazität in Deutschland auf die Industriekraft‐
werke. Dieser sank erst in den 1960er Jahren mit dem weiteren Anstieg der Braun‐
kohlenverstromung und dann im folgenden Jahrzehnt mit dem Ausbau der Kern‐
energie, die den Fremdstrombezug massiv vergünstigten, in den Bereich von 30 %
und schließlich von 20 %. In den vergangenen 20 Jahren pendelte sich der Anteil bei
rund 10 % ein. In etwa parallel dazu ging der Anteil der Industrieerzeugung an der
Gesamterzeugung zurück. Entfielen Anfang des 20 Jahrhunderts noch über 90 % des
Gesamtstrombrauchs auf die Industrie, sank dieser Wert zunächst langsam, um nach
dem Zweiten Weltkrieg mit dem Aufstieg des Dienstleistungssektors und dann der
elektrischen Haushaltsgeräte weiter zu verlieren. Heute erreicht er immer noch etwa
45 %.231

Standorte der Zechenkraftwerke im Ruhrgebiet, 1932232

Der lange Zeit relativ stabile Industrieanteil war das Ergebnis umfassender Kapazi‐
tätserweiterungsmaßnahmen, die mit denen der öffentlichen Versorger schritthielten.

Abb. 26:

231 Umfassend dazu: Bleidick: Eigenerzeugung.
232 Quelle: Weddige: Ruhrkohlenbergbau und Elektrizitätswirtschaft, S. 1148.
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Diese profitierten wiederum davon, dass die Industrie ihren Spitzenbedarf von ihnen
bezog. Im westfälischen Raum war das vor allem die Vereinigte Elektrizitätswerke
AG (VEW), zu der sich 1925 mehrere Kraftwerke der Region zusammengeschlossen
hatten.233 Ihr Versorgungsgebiet veränderte sich jedoch zunächst nicht. Dafür sorgten
die bis in die 1990er Jahre geltenden strengen Demarkationen, Gebietsabgrenzungen,
innerhalb derer ein Versorger das Monopol besaß. Erst später stieß die VEW bis ins
Emsland vor. Wichtige Grundlagen für diese Expansion bildeten u. a. das Gerstein‐
werk in Werne und das Gemeinschaftswerk in Hattingen. Das RWE gewann dagegen
im Laufe der Zeit weite Teile Westdeutschlands, wofür neben der Steinkohlen- die
ausgedehnte Braunkohlenverstromung die Grundlage bot. Das Gebiet des späteren
Nordrhein-Westfalens war schon in den 1920er Jahren mit großem Abstand führend
im deutschen Elektrizitätssektor und behielt diese Funktion bis heute. Noch in den
1960er Jahren lag dabei die Steinkohle in etwa gleichauf mit der Braunkohle.

Das Steag-Kraftwerk Lünen, 1940234

Seit den 1930er Jahren stieß dann der Ruhrbergbau verstärkt in den Bereich der
öffentlichen Stromversorgung vor. Die Grundlage dafür war die 1937 gegründete
Steinkohlen-Elektrizitäts-AG (Steag) als Gemeinschaftsunternehmen nahezu aller
Bergwerksgesellschaften.235 In den 1950er Jahren beschleunigte sich diese Entwick‐

Abb. 27:

233 Zur VEW siehe: VEW AG (Hg.): Mehr als Energie.
234 Quelle: Historisches Konzernarchiv RWE, Essen.
235 Steag AG (Hg.): 75 Jahre Steag.
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lung. Angesichts der nun lebhaften Nachfrageentwicklung begannen umgehend die
Planungen zum Ausbau der Kraftwerke und des Leitungsnetzes. Von elementarer Be‐
deutung war in diesem Kontext jedoch die Einigung von RWE und VEW mit dem
Ruhrbergbau über die zukünftige Organisation der Stromversorgung im Großraum
des Ruhrgebietes. Die Bergbaugesellschaften hatten über die Steag den Aufbau eines
eigenständigen Stromversorgungssystems in Konkurrenz zu den etablierten Anbie‐
tern geplant. Über die „Ruhrsammelschiene“ sollten alle bergbaueigenen Kraftwerke
zusammengeschlossen werden. Nachdem das RWE bereits 1950 eine Kooperation
mit den Zechen vereinbart und damit diese Gefahr beseitigt hatte, schloss auch die
VEW 1951 einen entsprechenden Vertrag ab. Der Bergbau verzichtete nun sowohl auf
den Bau eigener Leitungen zur Versorgung Dritter als auch auf einen eigenständigen
Stromvertrieb. Dies behinderte allerdings nicht den weiteren Ausbau der Kapazitä‐
ten. Bis in die 1960er Jahre errichteten viele Bergwerksgesellschaften, aber auch das
RWE und die VEW neue Kraftwerke.236 So wurde das Ruhrgebiet zur wohl dichtesten
Kraftwerkslandschaft Europas. Anfang des Jahrzehnts existierten in der Region fast
100 Anlagen, darunter 75 Zechenkraftwerke und 18 der öffentlichen Versorger, die
Steinkohle verfeuerten.237 Der Bergbau produzierte seinen Strom seit Mitte der
1950er Jahre nicht mehr vorrangig für den Eigenbedarf, sondern zum Absatz auf dem
Markt und erschloss sich so in dieser Zeit eine neue Einnahmequelle. Diese blieb
auch nach der Schließung vieler Zechen erhalten. Zwar reduzierte sich zwangsläufig
die Gesamtmenge, doch wuchs zugleich der Anteil des auf diesem Weg vertriebenen
Steinkohlenstroms. Die Verstromung von Ruhrkohle in eigenen und fremden Kraft‐
werken wurde damit zum wohl wichtigsten Geschäftsfeld der Branche. Ähnlich
agierten auch die anderen Steinkohlenreviere.

Anfang der 1960er Jahre wurden 14 % des bundesdeutschen Stroms im Ruhrgebiet
auf Steinkohlenbasis erzeugt. Nur knapp unter diesem Maximalwert lagen die Anteile
in den 1950er Jahren. Mit der Kohlenkrise und dem beschriebenen Aufstieg der
neuen Konkurrenzenergien sank die Bedeutung des Steinkohlenbergbaus ab Anfang
der 1970er Jahre rapide auf noch ca. 5 %, um danach weiter zurückzugehen. Ein ver‐
gleichbares Bild zeigt die Entwicklung der Engpassleistung der Bergbaukraftwerke.

236 Zu den RWE-Anlagen siehe: Wehling: Das RWE und seine Kraftwerke.
237 „Zu blauen Himmeln“, in: Der Spiegel 33/1961, S. 22.
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Stromerzeugung gesamt und der öffentlichen Versorgungsunternehmen, Stromabgabe so‐
wie Anteil des Ruhrbergbaus bzw. des deutschen Bergbaus an der Gesamterzeugung im
Deutschen Reich bzw. der Bundesrepublik, 1928–2016238
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1928 27870 14145 1994 364 18,3 4,8 7,2

1932 23459 13423 1837 416 22,6 5,4 7,8

1936 42487 23664 2462 670 27,2 5,1 5,8

1940 72000 40000          

1944              

1948 32836 20434 3850        

1952 56208 34315 6382 2689 42,1 7,8 11,4

1956 84267 52023 10633 5385 50,6 10,4 12,6

1960 114889 70391 16330 10546 64,6 14,5 14,2

1964 162354 103149 21945 15181 69,2 14,7 13,5

1968 199796 131994 20794 14827 71,3 11,2 10,4

1972 269879 196509 14217 11093 78,0 5,6 5,3

1976 328483 267958 15659 10974 70,0 4,1 4,7

1980 362390 298345 20156 16370 81,2 5,5 5,6

1984 388756 331187 20175 16554 82,1 5,0 5,2

1988 424988 367314 18663 15306 82,0 4,2 4,4

1992 530908 460930 21540 18123 84,1 3,9 4,1

1996 550309 492577 15043 13236 88,0 2,7 2,7

Tab. 20:

238 Fehlende Werte nicht ermittelbar. Wert 1948 für das spätere Bundesgebiet. Ab 1973 keine
gesonderte Ausweisung des Anteils des Ruhrbergbaus am gesamten Steinkohlenbergbau, daher
Werte ab 1976 für den deutschen Steinkohlenbergbau. Werte für Gesamtaufkommen und
Erzeugung ab 1991 inkl. neue Bundesländer. Zusammenstellung und eigene Berechnung nach:
Wiel: Wirtschaftsgeschichte, S. 282; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Zahlen, diverse Jahr‐
gänge; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Energiewirtschaft, diverse Jahrgänge; Statistisches
Bundesamt (Hg.): Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart/Köln,
diverse Jahrgänge.

239 Ohne Erzeugung der Bundesbahnkraftwerke und ohne Einspeisung, etwa erneuerbarer Energi‐
en.
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2000 567450 516277 12937 11383 88,0 2,2 2,3

2004 582511 533273 13359 12006 89,9 2,3 2,3

2008 572175 522778 8928 7967 86,2 1,5 1,6

2012 511330 467128 223        

2016 487291 432430 160        

Installierte Engpassleistung der Kraftwerke gesamt sowie des Ruhrbergbaus bzw. des deut‐
schen Steinkohlenbergbaus, 1928–2012240

Jahr
Installierte Engpassleis‐
tung der Kraftwerke ge‐

samt (MW)

Installierte Engpassleistung der Kraftwerke
des Ruhrbergbaus bzw. des deutschen Stein‐

kohlenbergbaus (ab 1976) (MW)

Anteil des Berg‐
baus (%)

1928 3474 - -

1932 4312 - -

1936 4696 1397 29,7241

1940 - - -

1944 - - -

1948 6497 - -

Tab. 21:

240 Fehlende Werte nicht ermittelbar bzw. statistisch nicht mehr ausgewiesen. Wert 1948 für das
spätere Bundesgebiet. Ab 1973 keine gesonderte Ausweisung des Anteils des Ruhrbergbaus
am gesamten Steinkohlenbergbau, daher Werte ab 1976 für den deutschen Steinkohlenberg‐
bau. Werte für Gesamtaufkommen und Erzeugung ab 1991 inkl. neue Bundesländer. Zusam‐
menstellung und eigene Berechnung nach: Wiel: Wirtschaftsgeschichte, S. 282; Statistik der
Kohlenwirtschaft (Hg.): Zahlen, diverse Jahrgänge; Statistik der Kohlenwirtschaft (Hg.): Ener‐
giewirtschaft, diverse Jahrgänge; Statistisches Bundesamt (Hg.): Statistisches Jahrbuch für die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart/Köln, diverse Jahrgänge.

241 Der auffällig hohe Wert resultiert aus der Berücksichtigung aller Beteiligungen des Ruhrberg‐
baus, also auch bei öffentlichen Versorgern.
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1952 13329 1301 9,8

1956 18373 2029 11,0

1960 26755 3597 13,4

1964 36069 4497 12,5

1968 45843 6222 13,6

1972 56326 4349 7,7

1976 79964 4956 6,2

1980 85683 4535 5,3

1984 93542 4525 4,8

1988 100877 4092 4,1

1992 102041 4466 4,4

1996 118789 2713 2,3

2000 120856 2561 2,1

2004 115222 2347 2,0

2008 117606 - -

2012 114292 - -
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In der bundesdeutschen Gesamtschau ist das Ruhrgebiet heute insbesondere ange‐
sichts der mittlerweile starken Position der Erneuerbaren Energien als Stromerzeuger
längst unbedeutend, was jedoch nicht heißt, dass sie im näheren Umfeld nicht noch
eine gewisse Rolle spielt. 2021 waren in Deutschland Erzeugungskapazitäten im Um‐
fang von ca. 220.000 MW installiert.242 Im Ruhrgebiet waren es nur noch 4.600 MW,
was einem Anteil von gerade 2,1 % entsprach. (vgl. Tab. 22) Zugleich hat auch hier
ein Wandel bei den Energieträgern stattgefunden, was vor allem darauf zurückzufüh‐
ren ist, dass ältere Anlagen in den vergangenen 40 Jahren vermehrt durch neue er‐
setzt wurden, sodass sich der Kraftwerkspark stark verjüngte. (vgl. Tab. 23) Während
sich die Position der Steinkohle zusehends reduzierte, dominiert längst das Erdgas.
Bedeutsam ist im Raum Duisburg auch die Nutzung von Gichtgasen der Stahlindus‐
trie. Vereinzelt kommen Öl und Müll zum Einsatz. Allerdings wurde 2020 aber durch
Uniper noch ein neuer Steinkohleblock im Kraftwerk Datteln mit einer Leistung von
mehr als 1.000 MW in Betrieb genommen. Die Erneuerbaren Energien wie Wind
und Biomasse spielen im Ruhrgebiet dagegen bislang nur eine untergeordnete Rolle.
Auch die auf die Ruhr konzentrierte Wasserkrafterzeugung ist kaum nennenswert.243

Entsprechend gering ist heute die Anzahl der in der Energiewirtschaft des Ruhrge‐
biets Beschäftigten. Zum 30. Juni 2019 waren es knapp 22.000, dazu kamen im Berg‐
bau und der Steine und Erden-Industrie 4.000.244

Kraftwerke im Ruhrgebiet in Betrieb, 2021245

Stadt Kraftwerk Energieträger MW246 Eigentümer
Betreiber

Betrieb
seit

Bergkamen Bergkamen Steinkohle 780 Steag 1981

Bochum Bochum Erdgas 44 Stadtwerke Bochum 2013

Bochum Heizkraftwerk Hil‐
trop Erdgas 44 Stadtwerke Bochum 1975

Bochum Blockheizkraft-werk
Kornharpen Deponiegas 21 Stadtwerke Bochum 1994

Castrop-Rauxel Kekulestraße Erdgas 10 Westnetz GmbH 1991

Datteln Datteln Block 4 Steinkohle 1100 E.ON/Amprion GmbH 2020

Dortmund „Dortmund“ Erdgas 16 Dortmunder Netz
GmbH 1984

Tab. 22:

242 https://www.umweltbundesamt.de/bild/kraftwerksleistung-in-deutschland, letzter Abruf
26.8.2021.

243 Bleidick: Alte Mühlen, neue Kraftwerke.
244 https://www.rvr.ruhr/daten-digitales/regionalstatistik/erwerbstaetige/, letzter Abruf 1.9.2021.
245 Ohne Batteriespeicherkraftwerke. Quelle: https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Do

wnloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Versorgungssicherheit/Erzeug
ungskapazitaeten/Kraftwerksliste/Kraftwerksliste_CSV.html;jsessionid=16545DA4A88D6698D
A6C93ACF8B9C4FF?nn=266908, letzter Aufruf 1.8.2021.

246 Teilweise inkl. Wärmeleistung; Werte gerundet.
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Stadt Kraftwerk Energieträger MW Eigentümer
Betreiber

Betrieb
seit

Dortmund „Dortmund“ Erdgas 26 Westnetz GmbH 2004

Duisburg Huckingen Gichtgas
Erdgas 610 HKM/Amprion GmbH 1975

Duisburg Walsum, Block 10 Steinkohle 725 Amprion GmbH 2013

Duisburg Heizkraftwerk
Hamborn

Gichtgas
Erdgas 400 ThyssenKrupp Steel

Europe 1952

Duisburg „Duisburg“ Braunkohle
Erdgas 27,5 Netze Duisburg GmbH 1964

Duisburg HKW III Erdgas
Heizöl

280 +
255 Netze Duisburg GmbH 2002

Duisburg Hermann Wenzel Gichtgas
Kokereigas 315 ThyssenKrupp Steel

Europe 1955

Essen Karnap Müll 38 RWE 1938
1987

Gelsenkirchen Scholven Steinkohle
Öl 760247 Amprion GmbH 1968

Hamm GuD-Kraftwerk
Hamm-Uentrop Erdgas 820 Amprion GmbH 2008

Hamm Am Lausbach Müll 14,6 Westnetz GmbH 1986

Herdecke Pumpspeicher-
kraftwerk Herdecke Wasser 165 Amprion GmbH 1989

Herdecke H 6 Erdgas 417 Enervise AssetNetWork
GmbH 2007

Herne Herne, Block 4 Steinkohle 460 Steag
Amprion GmbH 1989

Herten Im Emscherbruch Müll 27 Hertener Stadtwerke
GmbH 1982

Kamp-Lintfort Graftstraße Müll
Heizöl 21 Westnetz GmbH 1997

Lünen Stummhafen Steinkohle 735 Amprion GmbH 2013

Lünen Biomassekraft-werk
Lünen Biomasse 20 Steag

Remondis 2006

Marl Gaskraftwerk Marl Erdgas 270 Evonik ab 2022

Marl Hüls, div. Blöcke
Steinkohle
Erdgas
Müll

500 Infracor GmbH 1938
1956

Moers TG 7/8 Erdgas 24 Westnetz GmbH 1995

Moers   Wind 12 Westnetz GmbH 2017

Oberhausen Otto-Roelen-Straße Erdgas
Heizöl 38 OXEA GmbH

Westnetz GmbH 1929

247 2.640 MW in Altblöcken stillgelegt.
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Stadt Kraftwerk Energieträger MW Eigentümer
Betreiber

Betrieb
seit

Oberhausen Heizkraftwerk Alt-
Oberhausen Erdgas 23 Oberhausener Netzge‐

sellschaft mbH
1896
1971

Oberhausen Liricher Straße Müll
Heizöl 62 Oberhausener Netzge‐

sellschaft mbH 1991

Recklinghausen   Biomasse
Altholz 15 Westnetz GmbH 2004

Werne Gersteinwerk Erdgas 980
RWE
Westnetz GmbH
Amprion GmbH

1973

      4603    

Stillgelegte Leistung öffentlicher Kraftwerke im Ruhrgebiet248

Ort Kraftwerk MW
(max.)

Eigentümer
Betreiber

Betrieb

Bochum Prinz Regent 327 RWE 1905–2018

Bochum Springorum 300 Veba 1951–1986

Castrop-Rauxel Rauxel 295 E.ON 1958–2001

Datteln Datteln, Block 1–3 300 E.ON/Uniper 1964–2014

Dortmund Dortmund 106 RWE 1897–1995
-2022 (neu)

Dortmund Gustav Knepper 360 E.ON 1951–2014

Dortmund Kruckel   VEW/RWE 1908-

Duisburg Hochfeld 300 Stadtwerke Duisburg 1967–2018

Duisburg Walsum 410249 Steag 1928–2021

Essen Stammzentrale 70 RWE 1899–1969

Essen Überland- und Zechen‐
zentrale Kupferdreh 11

Bergische Elektrizitäts-
Vers. Ges. GmbH Elber‐
feld

1911–1977

Gelsenkirchen Westerholt 300 Veba 1959–2003

Gelsenkirchen Gelsenberg 145 Veba Oel 1940–1981

Gelsenkirchen Scholven 2640250 Uniper 1968–2014

Gevelsberg Agfu 52 Ennepe-Ruhr-Kreis 1890–1976

Hamm Westfalen 1400 RWE 1963–2021

Tab. 23:

248 https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Untern
ehmen_Institutionen/Versorgungssicherheit/Erzeugungskapazitaeten/Kraftwerksliste/Kraftw
erksliste_CSV.html;jsessionid=16545DA4A88D6698DA6C93ACF8B9C4FF?nn=266908, letzter
Aufruf 1.8.2021; Zusammenstellung aus diverser Literatur, insb. Wiel: Wirtschaftsgeschichte,
S. 283.

249 Neuer Block 10 in Betrieb.
250 Mehrere Altblöcke stillgelegt, weiter in Betrieb Block mit 760 MW.
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Ort Kraftwerk MW
(max.)

Eigentümer
Betreiber

Betrieb

Hattingen Gemeinschaftswerk Hat‐
tingen 360 VEW

Stadtwerke Wuppertal 1911–1984

Herdecke Pumpspeicherkraft-werk
Herdecke (alt) 132 RWE 1930–1994

Herdecke Cuno 417 Mark-E 1908–2004

Herne Herne, Block 1–3 450 Steag 1962–2017

Herne Shamrock 130 E.ON 1957–2013

Lünen Kellermann 500 Steag 1938–2018

Voerde Voerde 2234 Steag/RWE 1971–2017

Werne Gersteinwerk 1400 RWE 1917–2018

Wesel Niederrhein 15 RWE 1911–1946

    7090    

Das RWE-Gersteinwerk in Werne, 1991251Abb. 28:

251 Quelle: Historisches Konzernarchiv RWE, Essen.
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3.1.11 Verbundlandschaft Ruhrgebiet – Netzwerke Chemie und Energie

Wie bereits mehrfach erwähnt, entwickelte sich das Ruhrgebiet nach ersten Anfän‐
gen in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg seit den 1920er Jahren zu einer Verbund‐
landschaft, in der sowohl Energie in ihren unterschiedlichen Erscheinungsformen als
auch Vor-, Zwischen- und Endprodukte der chemischen Industrie ausgetauscht wur‐
den. Dieser Austausch erfolgte zunächst innerhalb einzelner Betriebe und zwischen
mehreren Standorten eines Unternehmens. Darüber hinaus ergänzten bald regiona‐
le und überregionale Sammel- und Verteilungsnetze das System. Im Vordergrund
stand prinzipiell die bestmögliche Verwertung aller Stoffe und Energieträger und
damit ihr wirtschaftlichster Einsatz. Dies war häufig nur durch umfangreiche Koope‐
rationen erreichbar, denn bei allen Erzeugungs- und Verarbeitungsprozessen fielen
überschüssige Mengen an, die den eigenen Bedarf überstiegen. Dazu kamen Neben‐
produkte, deren eigenständige Nutzung entweder aufgrund zu geringer Volumina
oder zu hoher Kosten nicht in Frage kam, bei anderen aber die Geschäftsgrundlage
darstellten. Im Laufe der Zeit entstand eine gewisse Aufgabenteilung mit starken
Spezialisierungstendenzen gerade im Chemiebereich. Eine besondere Rolle spielte
auch die Tendenz zu größeren, kapazitätsstarken Erzeugungseinheiten, die kleinere
ergänzten oder ersetzten und als übergeordnete Verarbeitungs- und Versorgungszen‐
tren fungierten. Der Austausch erfolgte anfangs bevorzugt per Schiff und Bahn, bis
seit den 1930er Jahren vermehrt Rohrleitungen verlegt wurden. Dazu überspannte
ein dichtes Stromleitungsnetz das Ruhrgebiet.

Die typische innerbetriebliche Energieverbundwirtschaft der Eisen- und Stahlin‐
dustrie wurde bereits in Abschnitt 3.1.3 dargestellt, das zentrale Ruhrgas-Netz in
Abschnitt 3.1.6. Die zahlreichen sonstigen Verbundsysteme sind zu komplex, um da‐
rauf im Einzelnen einzugehen, daher sollen zunächst zwei idealtypische Beispiele die
Arbeitsweise und Funktion verdeutlichen. Aufgrund ihrer Bedeutung sind dies die
schon mehrfach erwähnten Großkonzerne GBAG und Hibernia. Im Anschluss daran
werden noch einige besondere Netzwerke von teilweise überregionaler Bedeutung
vorgestellt.

Die GBAG war Anfang der 1950er Jahre noch Teil der Vereinigte Stahlwerke
AG, dem mit Abstand größten europäischen Montankonzern. Die im Bild gezeigte
Planung ist folglich nach der von den Alliierten veranlassten Entflechtung des Unter‐
nehmens nur teilweise realisiert worden. Wichtig ist hier jedoch der Grundgedanke
zur Bildung eines übergeordneten Stromnetzwerkes für alle Betriebe unter Nutzung
der Überlandleitungen des RWE und der VEW. Ein solches hatte in der Vorkriegszeit
nicht bestanden. Vielmehr waren die Werksgruppen im westlichen, mittleren und
östlichen Ruhrgebiet mit ihren zahlreichen Produktionsanlagen und sonstigen Ver‐
brauchern im Elektrizitätssektor untereinander noch nicht oder nur unzureichend
verbunden. Es existierten jedoch mehrere kleinere Verbundnetze. Ähnlich sah es bei
der GBAG mit ihren zu dieser Zeit 27 Zechen aus. Der Konzern betrieb außerdem
21 Kraftwerke. Das Gesamtsystem verfügte zwar über einen Anschluss an die Netze
der öffentlichen Versorger, doch wurde von diesen kaum Strom bezogen. Diese
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Situation entsprach der der gesamten Branche im Ruhrgebiet, nur dass die Netze der
anderen Unternehmen erheblich kleiner waren. In der Vorkriegszeit hatte der Ruhr‐
bergbau und die Montanindustrie weitgehend auf die Selbstversorgung gesetzt und
mit RWE und VEW in anhaltenden Auseinandersetzungen gestanden, da man sei‐
nerseits Überschussmengen einspeisen wollte.

Geplanter Verbundbetrieb zwischen den Zechenkraftwerken der Gelsenkirchener
Bergwerks-AG, den Kraftwerken und Hüttenwerken der Vereinigte Stahlwerke AG sowie
den öffentlichen Versorgern RWE und VEW, 1951252

1951 standen die Zeichen, wie oben dargestellt, schließlich auf Einigung. Die Ver‐
sorger öffneten ihre Netze und übernahmen den Vertrieb der Überschussmengen,
verzichteten aber im Ruhrgebiet auf den Ausbau ihrer Kapazitäten und überließen
dies dem Bergbau.253 Zu diesem Zweck wurde die Bergbau-Elektrizitäts-Verbundge‐
meinschaft gegründet, deren Geschäftsführung die Steag übernahm und in der sich
bald der größte Teil der Zechen engagierte.254 Es war die Zeit des beginnenden
organisierten Verbundbetriebs, der im Stromsektor zwar seit 1930 schon überregional
betrieben wurde, sich nun aber auch grenzüberschreitend intensivierte. Auf Initiative
des RWE hatten schon 1948 die sieben größten deutschen Elektrizitätserzeuger, zu

Abb. 29:

252 Geschäftsbericht der GBAG, 1951, Anlage 1.
253 Döring: Ruhrbergbau und Elektrizitätswirtschaft, S. 380–477.
254 Gesellschaft für Stromwirtschaft (Hg.): GfSt 1953–2003, S. 17–22.
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denen auch die VEW gehörte, für die Planung und den Betrieb von Höchstspan‐
nungsnetzen die Deutsche Verbundgesellschaft gebildet.255 Ab Mitte der 1950er Jahre
beschleunigte sich der Übergang von kleinen, älteren Kraftwerken zu größeren Ein‐
heiten. Bis 1964 entstanden so 16 neue leistungsstarke Zechenkraftwerke, was sogar
dazu führte, dass selbst das RWE begann, unrentable Anlagen zu schließen und die
Versorgung des westlichen Ruhrgebiets zwischenzeitlich weitgehend den Zechen zu
überlassen. Der Ruhrbergbau forcierte seinerseits den Übergang von der Dampfkraft
zur stärkeren Nutzung von Elektrizität, sodass auch hier Synergien entstanden. Da
die Eisen- und Stahlindustrie der neuen Situation aufgeschlossen gegenüberstand
und ihre Hüttenkraftwerke integrierte, war der Stromverbund nun allumfassend,
denn mit dem Bergbau war bereits die Kohlechemie mit im Boot. Es ist hervorzuhe‐
ben, dass diese Entwicklung einzigartig für Deutschland war, denn sie brach mit der
bis Ende der 1990er Jahre üblichen energiewirtschaftlichen Praxis von Produktion,
Netz und Vertrieb in einer Hand. Damit wurden in gewisser Weise rund 50 Jahre vor
der durch die EU animierten Liberalisierung der Energiemärkte, die gerade diese
Leitlinie als oberste Maxime verfolgte, im Ruhrgebiet äußerst moderne Gedanken
vorweggenommen.256 Das RWE arbeitete auf ähnliche Art und Weise auch mit den
Saarzechen zusammen.

Das Verbundnetz der Eisen- und Stahlindustrie im Ruhrgebiet, 1967257Abb. 30:

255 Deutsche Verbundgesellschaft (HG.): Entwicklung des Verbundbetriebes.
256 Bleidick, Eigenerzeugung, S. 67.
257 Quelle: Schäff: Verbund, S. 95. Das Bild zeigt in der Mitte auch die Demarkation der Versor‐

gungsgebiete von RWE und VEW.
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Das aufgrund der vielfältigen Austauschprodukte erheblich komplexere und schließ‐
lich durch den Anschluss des Großraums Köln auch überregional wirksame System
betrieb die Hibernia. Ihr Energie-Chemie-Verbund entstand bereits in den 1920er
Jahren und wurde stetig erweitert. Dies lag vor allem an ihren vielfältigen Aktivitäten
im Chemie-Sektor, den sie maßgeblich mitbegründet hatte und in dem kein anderes
Unternehmen des Ruhrgebiets über eine ähnliche Spannbreite verfügte. Folglich be‐
saß die Hibernia auch die größten Erfahrungen in diesem Bereich. Sie verfügte Mitte
der 1950er Jahre über zehn Großzechen und drei Zentralkokereien sowie fünf Hoch‐
druckkraftwerke. Zwischen diesen wurde ein umfassender Energieverbund errichtet,
der im Wesentlichen Dampf-, Elektrizitäts- und Druckluftleitungen umfasste.258 Im
kohle- bzw. petrochemischen Bereich stand die Raffinerie Scholven an der Spitze.
Dazu kamen das Stickstoffwerk in Wanne-Eickel sowie bedeutende Beteiligungen an
den Chemischen Werken Hüls (CWH) und der Phenolchemie in Gladbeck. Auch
zwischen diesen Anlagen existierten schon zu dieser Zeit weitreichende Verbindun‐
gen, die auf den hohen verbundwirtschaftlichen Entwicklungsstand des Unterneh‐
mens verweisen. Im Mittelpunkt stand hier die Verteilung von gasförmigen Kohlen‐
wasserstoffen, Stickstoff und Sauerstoff. Das Bild zeigt die besondere Bedeutung des
Chemiesektors und insbesondere der Raffinerie und des Stickstoffwerks als klares
Zentrum des Verbundes.

Der Chemie-Elektrizitäts-Verbund der Hibernia, 1954259Abb. 31:

258 Hibernia AG (Hg.): Energie-Verbund, S. 26–27.
259 Quelle: Geschäftsbericht der Hibernia AG 1952/53, Anlage 3.
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Beide verarbeiteten das in den Zentralkokereien Shamrock, Scholven und Hassel
anfallende Überschussgas, das außerdem zur Phenolchemie und nach Hüls geliefert
wurde. Zugleich befand sich in Scholven seit 1951 die zentrale Aufbereitungsanlage
des Ruhrgebiets für Benzol. Die CWH erhielten weiterhin von beiden über Pipelines
Ethylen und andere Gase zur Weiterverarbeitung und schickten ihrerseits nicht be‐
nötigte Produkte zurück. Der Standort des 1938 gegründeten Werkes war gerade auf‐
grund der Nähe zum Scholvener Hydrierwerk gewählt worden, die einen problemlo‐
sen Austausch auf kurzen Wegen ermöglichte.260 Ab 1939 war auch das Hydrierwerk
Gelsenberg in den Verbund integriert. Die CWH produzierten den synthetischen
Kautschuk Buna durch die Spaltung von Kohlenwasserstoffen, zunächst mithilfe von
Hydriergasen, in den 1950er Jahren dann auch mit Raffineriegasen im energieintensi‐
ven Lichtbogenverfahren. Als Vorprodukte wurden zunächst Acetylen und Ethylen
erzeugt und diese dann zu Buna und Styrol weiterverarbeitet. Die Erzeugung des
Kunststoffs Styrol erforderte wiederum Benzol. Beim Lichtbogenverfahren fiel als
Nebenprodukt Wasserstoff an, der neben Kohle wichtigste Ausgangsstoff der Hydrie‐
rung.

Die CWH besaßen auch den ersten Erdgasanschluss im Ruhrgebiet. 1944 wurde
zur Versorgung des Werkes die mit 80 km nach den Kokereigasleitungen der Ruhrgas
bis dahin längste Pipeline Deutschlands zwischen Bentheim und Hüls in Betrieb
genommen, um den hohen Bedarf zu decken. Anfang der 1950er Jahre erfolgte dazu
die Umstellung auf die Erdölbasis und damit in Richtung Petrochemie. Dies ermög‐
lichte die Ausdehnung des Produktionsspektrums auf zahlreiche weitere Produkte,
darunter diverse Kunststoffe und Waschmittel. 1958 wurde eine neue Buna-Anlage
errichtet. Die CWH kooperierten bereits jetzt eng mit der chemischen Industrie,
darunter mit der BASF, der Bayer AG und der Hoechst AG, die nicht nur hier Anteile
hielten, sondern auch an der Phenolchemie in Gladbeck. Aus dieser Zusammenar‐
beit entstanden diverse gemeinsame Tochtergesellschaften. Ende der 1970er Jahre
stieg die Veba-Chemie AG, zu der auch die Raffinerie Scholven gehörte, mit knapp
90 % zum wichtigsten Aktionär der CWH auf, die 1985 in Hüls AG umbenannt
wurde. Heute ist das Gelände als Chemiepark Marl mit zahlreichen dort ansässigen
Unternehmen der drittgrößte Chemieverbundstandort Deutschlands. Auch wenn der
Verbund durch die Schließung der Zechen und der mit ihnen verbundenen Anlagen
wichtige Teile verlor, sind die Verbindungen zu den Gelsenkirchener Raffinerien
weiterhin eng.

Die Gründung der Phenolchemie 1952 durch die Hibernia, die Scholven-Che‐
mie und weitere Bergbauunternehmen folgte dem stark anwachsenden Bedarf an
Phenolen, ebenfalls ein Ausgangsstoff der Kunststoff- und Kunstfaserindustrie.261

Produziert wurde aus Cumol, das wiederum die CWH aus Benzol erzeugten und
anlieferten, vor allem Aceton. Hier nicht verwertbare Rückstände wurden bei den

260 Siehe zum Folgenden: Kränzlein: Hüls, S. 174–181; Broich: Petrochemie, S. 25–27; Nedelmann:
Chemie, S. 40–44; Hibernia AG (Hg.): Chemie-Verbund.

261 Broich: Petrochemie, S. 27–28; Nedelmann: Chemie, S. 38–39.
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Rütgerswerken in Castrop-Rauxel weiterverarbeitet und bei den CWH zu Kunsthar‐
zen umgesetzt. Auch an diesem Beispiel wird die Kreislaufwirtschaft des Ruhrgebiets
deutlich.

Den ersten größeren überregionalen Chemieverbund etablierte die BP Benzin-
und Petroleum GmbH.262 Sie gründete 1957 zusammen mit Bayer in Dormagen die
Erdölchemie GmbH, die heute zum britischen Konzern INEOS gehören. Auch dieses
Unternehmen war im Bereich der Ethylen-, Kunststoff- und Ammoniakchemie tätig.
Die Versorgung mit dem für die Produktion benötigte Leichtbenzin übernahm die
BP-eigene Ruhr-Raffinerie in Bucholtwelmen bei Hünxe. Diese schickte das als Ne‐
benprodukt anfallende, stark aromatische, also benzol- und toluolhaltige Pyrolyse‐
benzin zur Weiterverarbeitung zurück. Der Austausch erfolgte von Beginn an über
Pipelines, die bis zu den Esso-Raffinerien im Kölner Raum weiterliefen.

Daneben existierten weitere wichtige Chemiestandorte im Ruhrgebiet, die hier
nur kurz erwähnt werden sollen. Im linksrheinischen Meerbeck gründete die Rhein‐
preußen AG 1936 ein Fischer-Tropsch-Werk mit angegliederten Chemiebetrieben.263

Auch nach Stilllegung der Steinkohlehydrierung 1945 lief dieser Geschäftszweig wei‐
ter. Die Erzeugung umfasste bevorzugt petrochemische Grundstoffe verschiedenster
Art. Daneben existierte bis zur Übernahme durch die Deutsche Erdöl AG (DEA)
Ende der 1960er Jahre eine eigene Tankstellenkette unter dem Namen Rheinpreußen.
Heute gehört der Standort ebenfalls zur INEOS. Die Ruhrchemie AG entstand 1928
zur Produktion von Düngemitteln, gehörte also zum Stickstoffsektor der Region.264

1936 wurde hier die erste Fischer-Tropsch-Anlage der Region in Betrieb genommen.
Die notwendigen Gase, insbesondere Wasserstoff, stammten zunächst aus dem Ko‐
kereigasverbund der Ruhrgas und später ebenfalls von den CWH. Besonders hervor‐
zuheben ist hier die ab 1938 entwickelte Oxo-Synthese, bei der Olefine mit einem
Gemisch aus Kohlenoxid und Wasserstoff zu Aldehyden umgesetzt werden, einem
wichtigen Vorprodukt für Waschmittel, Farben, Lacke und Kunststoffe.265 Die Um‐
stellung auf den Rohstoff Öl begann erst in den 1960er Jahren. Anfang des Jahrzehnts
bewies das Unternehmen erneut seine Innovativität, als es ein neues Verfahren zur
Polyethylenerzeugung zur großtechnischen Reife weiterentwickelte. 1984 wurde die
Ruhrchemie von Hoechst übernommen. Heute gehört das Werk zur Monheimer
OQ Chemicals. Auch zwei weitere Standorte basierten auf Fischer-Tropsch-Anlagen,
so das ursprünglich zum Stinnes-Konzern gehörende Werk der Ruhröl GmbH in
Bottrop, das als einziges nicht Steinkohle, sondern Teere verarbeitete.266 Seit den
1950er Jahren wurden Ammoniakverbindungen und diverse Säuren erzeugt. Ende
der 1970er Jahre übernahmen die CWH das Werk, das 1995 stillgelegt wurde. Eben‐

262 Broich: Petrochemie, S. 29–30.
263 Rheinpreußen AG (Hg.): Hundert Jahre Bergbau, S. 90–97; Broich: Petrochemie, S. 27; Nedel‐

mann: Chemie, S. 27–28.
264 Rasch: Ruhrchemie; Nedelmann: Chemie, S. 22–25, Broich: Petrochemie, S. 17–19.
265 Umfassend dazu: OXEA (Hg.): 75 Jahre Oxo-Synthese, Essen 2013.
266 Neuhoff: Bottrop, S. 33; Broich: Petrochemie, S. 16–17.
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falls nicht mehr existent ist das Stickstoffwerk der Gewerkschaft Victor in Castrop-
Rauxel, das zwischenzeitlich zur BASF gehörte und 1990 schloss.

Nachdem das Ruhrgebiet bereits in den 1920er Jahren insbesondere durch die
Aktivitäten der Ruhrgas AG über eine dichte Pipelinestruktur verfügt hatte, über die
Kokereigase zwischen Produzenten und Verbrauchern aller Art ausgetauscht wurden,
sorgten die davon ausgehenden Impulse in Richtung Kohlechemie nach Entwicklung
dieses Sektors auch für die Entstehung eines entsprechenden Versorgungsystems.
Den Ursprung des im Zeitalter der Petrochemie weiter ausgebauten Netzes bildete
der Verbund der CWH in Marl mit den Hydrierwerken Scholven und Gelsenberg
in Gelsenkirchen.267 Die Stickstoffwerke der Hibernia und der Gewerkschaft Victor
lieferten Ethylen nach Hüls und zur Phenolchemie nach Gladbeck, die wiederum mit
der Bottroper Ruhröl verbunden war. Von hier gingen Restkohlenwasserstoffe zur
CWH. Bis 1940 entstand so ein Pipelineverbundnetz mit einer Länge von 154 km.

Der kohlechemische Pipelineverbund im Ruhrgebiet, 1943268

Nach dem Krieg folgte vor allem ein rascher Ausbau des Wasserstoffleitungsnetzes,
sodass dieses einschließlich der anderen Produktenleitungen den Hauptteil des 1967
bereits auf 677 km angewachsenen Systems ausmachte. Nach zunächst acht Werken

Abb. 32:

267 Zur Entwicklung siehe umfassend: Banken/Stokes: Wasserstoff-Pipelinenetz; Broich: Petroche‐
mie, S. 32–40; Isting: Rohrleitungstechnik.

268 Quelle: Broich: Petrochemie, S. 34.
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waren nun bereits 21 integriert. Das starke Anwachsen des Netzes resultierte vor al‐
lem aus der Ausdehnung ins Rheinland nach Krefeld, Düsseldorf, Leverkusen und
Köln. Zwischen 1956 und 1962 wurden hier u. a. die Bayerwerke und die Henkelwer‐
ke angeschlossen. Eine Verbindung zur Kölner Esso-Raffinerie ermöglichte die Ein‐
speisung zusätzlicher Mengen. Damit wurde aus dem alten Petrochemieverbund
Ruhr der neue Petrochemieverbund Rhein-Ruhr.

Der petrochemische Pipelineverbund im Rhein-Ruhrgebiet, 1967269Abb. 33:

269 Quelle: Broich: Petrochemie, S. 36.
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Die Bedeutung des Ruhrgebiets für die bundesdeutsche Wasserstoffwirtschaft war
immens. Die Region war das absolute Produktions- und Verteilungszentrum und
suchte selbst in weltweiter Perspektive ihresgleichen. Auch in den 1970er Jahren
scheint es keine auch nur annähernd vergleichbaren Wasserstoffnetze gegeben zu ha‐
ben, weshalb es die in dieser Zeit verstärkt einsetzende wissenschaftliche Diskussion
um die künftigen Nutzungsperspektiven des ersten Elements des Periodensystems
regelmäßig als Blaupause für weitere Projekte hervorhob und seinen beispielhaften
Charakter betonte. Dies galt selbst für die USA als führende Pipelinenation mit
den ältesten Erfahrungen beim Betrieb von Öl- und Erdgasleitungen und dem mit
Abstand größten Netz.270 Und bis heute nimmt der Wasserstoffverbund neben US-
amerikanischen Systemen an der Golfküste und dem Verbund der Air Liquide zwi‐
schen Nordfrankreich und Belgien bei überregionalen Netzen eine führende Rolle
ein.271 Die Pionierleistung des Ruhrgebiets unterstreichen auch seine Anteile an der
bundesdeutschen Wasserstofferzeugung. Hüls erreichte 1966 eine Maximalleistung
von rund 425 Mio. m3, während der Gesamtwert bei gerade 450 Mio. m3 lag, was
knapp 95 % entsprach. Zu diesem Zeitpunkt endete die Netzerweiterung und zu‐
gleich wurden kaum noch neue Abnehmer angeschlossen. Dies lag einerseits an den
nun zurückgehenden Mengen, verdeutlich aber zudem andererseits, dass sich die
wirtschaftlichen Bedingungen für den Bau und Betrieb von Leitungen verschlechter‐
ten, deren wichtigste Prämisse der Durchsatz ist.272 Heute wird das Wasserstoffnetz
von Air Liquide, dem größten deutschen Anbieter technischer Gase, betrieben und
erreicht als umfangreichstes System eine Länge von 240 km.273

In den 1960er Jahren entstand im Rhein-Ruhr-Gebiet ein zweiter Rohstoffgroßver‐
bund im Bereich der Ethylenversorgung. Dessen Anfänge lagen in den späten 1950er
Jahren, als zwischen der Kölner Esso-Raffinerie und der Hibernia-Raffinerie Schol‐
ven eine erste Leitung gebaut wurde, die über Abzweige auch die CWH und die
Ruhrchemie anschloss, vor allem aber im Kölner Raum einen Ethylenverbund eta‐
blierte. 1968 beschlossen aufgrund der wachsenden Bedeutung des Ethylens und
der ständig erweiterten Kapazitäten die Bayer AG, Hüls, Scholven-Chemie und BP,
die Leitungskapazitäten zu erweitern und gründeten zu diesem Zweck die Aethylen-
Rohleitungs-GmbH & Co. KG.274 Außerdem beteiligten sich die NV Nederlandse
Staatsmijnen, sodass der Chemieverbund des Ruhrgebiets sich erstmals internationa‐
lisierte. Dazu boten sich weitere Anschlussmöglichkeiten, die schon bald genutzt
wurden. 1973 besaß die Leitung eine Länge von 370 km und reichte bis ins belgische

270 Bockris/Justi: Wasserstoff, S. 223–226. Bockris gilt als Pionier der modernen Wasserstofffor‐
schung. Gregory: A hydrogen-energy system, S. IV-4 bis IV-7; MacAuliff: Hydrogen and Ener‐
gy, S. 48–49; Cox/Williamson: Hydrogen, S. 8–9.

271 Gillette/Kolpa: Overview, S. 2; Winter/Nitsch: Wasserstoff als Energieträger, S. 265–267.
272 Banken/Stokes: Wasserstoff-Pipelinenetz, S. 211–212.
273 https://de.airliquide.com/unser-equipment/wasserstoffanlagen, letzter Aufruf 16.8.2021.
274 Kränzlein: Chemie, S. 180–182; Broich: Petrochemie, S. 38–40; Jahrbuch Bergbau, Öl und Gas,

Elektrizität, Chemie 1988/89, S. 307–308.
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Antwerpen. Stichleitungen und Anschlüsse an Netze im Raum Frankfurt/Ludwigs‐
hafen und Rotterdam ergänzten das System, das mit einer Ausdehnung von fast
500 km das mit Abstand größte seiner Art in Deutschland ist.275 2009 wurde mit
der PRG-Propylenpipeline eine weitere Grundstoffleitung in Betrieb genommen, die
auf einer Strecke von 60 km die oben genannten Chemiestandorte in Moers, Ober‐
hausen, Gelsenkirchen und Marl mit dem Duisburger Hafen verbindet. Daneben
existierten seit den 1950er Jahren längere Fertigproduktleitungen für Kraftstoffe von
Scholven zum Aral-Tanklager am Rhein-Herne-Kanal sowie zum Duisburger Hafen.
Letztere ist seit einigen Jahren nicht mehr in Betrieb.276

Mit dem Aufkommen des Sauerstoffblasverfahrens277 in der Eisen- und Stahlin‐
dustrie 1957 wuchs der Sauerstoffbedarf in eine Größenordnung, die auf klassischem
Wege mit Tankwagen nicht mehr bewältigt werden konnte. Umgehend begann aus
Gründen der Versorgungssicherheit bei allen Unternehmen der Bau von Luftzerle‐
gern und eines Sauerstoffleitungsnetzes, das bis in die 1970er Jahre ständig erweitert
wurde.278 Auch wenn dieses Netz durch den Niedergang der Branche in dieser Form
nicht mehr erhalten ist, existieren im Ruhrgebiet noch Sauerstoffleitungen, darunter
die von Air Liquide zwischen Grevenbroich und Dortmund. Air Liquide besitzt wie
Linde, der zweite große Produzent, zudem in der Region mehrere Standorte.

Auch Rohöl erhält das Ruhrgebiet über Großpipelines. 1956 gründeten zwei der
drei großen Ölverarbeiter des Ruhrgebiets, die Esso AG für ihre Raffinerie in Wesse‐
ling sowie einige kleinere Interessenten die Nord-West Oelleitung GmbH (NWO).
Ziel dieser ersten Mineralölfernleitung in Europa war die Deckung des anwachsen‐
den Bedarfs in der Industrieregion. 1958 wurde der Betrieb zwischen Wilhelmshaven
und dem Ruhrgebiet aufgenommen. Die Länge der Leitung beträgt 391 km. Heute
wird neben den beiden Gelsenkirchener Raffinerien und Wesseling auch die Raffi‐
nerie Lingen versorgt. Außerdem bezieht das Ruhrgebiet weitere Mengen über die
Rohölleitung Wesel-Gelsenkirchen/Horst. Die Gelsenberg Benzin AG hatte sich für
einen eigenständigen Weg entschieden und nicht an der NWO beteiligt, sondern
bereits 1957 den Anschluss an den Rhein fertiggestellt. Seit 1960 ist sie mit der
Rotterdam-Rhein-Leitung verbunden, die ebenfalls bis Wesseling läuft. Die beiden
Gelsenkirchener Raffinerien und die Ruhrchemie in Oberhausen wurden bereits seit
1952 über Leitungen zum Duisburger Hafen versorgt. Diese sind wahrscheinlich die
ersten Ölpipelines Deutschlands.

275 Jahrbuch der europäischen Energie- und Rohstoffwirtschaft 2014, S. 270–271.
276 Mineralölwirtschaftsverband (Hg.): Mineralölversorgung mit Pipelines 2021, S. 24–25; Jahr‐

buch Bergbau, Öl und Gas, Elektrizität, Chemie 1981/82, S. 515; Jahrbuch der europäischen
Energie- und Rohstoffwirtschaft 2014. Einen Überblick über den ungefähren Verlauf weiterer
größerer Pipelines im Ruhrgebiet bietet: https://www.chemieatlas.de/standort-infrastruktur/ve
r-und-entsorgung/pipelines, letzter Aufruf, 4.9.2021.

277 Vgl. Abschnitt 3.1.3.
278 Siehe umfassend: Banken/Stokes: Sauerstoffleitungsnetz.
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3.1.12 Die erste Renaissance des Wasserstoffs

Wenn wir heute über die Perspektiven des Wasserstoffs als wichtiger Baustein
einer umweltfreundlichen und zukunftsgerechten Energieversorgung sprechen, dann
klingt dies mitunter wie die Neuerfindung des Rades. Tatsächlich ist jedoch die
Wasserstoffwirtschaft im Ruhrgebiet seit rund 100 Jahren bekannt, wenn auch auf
Basis fossiler Energieträger und nicht als Produkt des Einsatzes von aus Erneuerba‐
ren Energieträgern erzeugter Elektrizität. Wie oben beschrieben, waren aus Kohle
gewonnene Gase und hier vor allem der Wasserstoff vor dem Zweiten Weltkrieg von
enormer Bedeutung. Nach einer Pause von rund drei Jahrzehnten gewann dieses
Energiekonzept in den 1970er und 1980er Jahren erneute Aufmerksamkeit. Und es
war eine Krisensituation, die diese Rückbesinnung auslöste. In dieser grundsätzli‐
chen Hinsicht unterscheiden sich die damaligen Aktivitäten nicht von der heutigen
Situation, wenngleich sich Ursachen, Motive und Ziele mittlerweile völlig verändert
haben. Unverändert blieb dagegen die Bedeutung des Ruhrgebiets als die Wasser‐
stoffregion Deutschlands, denn sowohl in der ersten Phase der Wasserstoffwirtschaft
als auch der zweiten und nun in der dritten besitzt sie die besten Voraussetzungen
als Zentrum einer Wasserstoffwirtschaft. War es zunächst der Energieträger Kohle,
sind es nun die immer noch vorhandenen Infrastrukturen der älteren Entwicklungen
und vor allem das langjährige Know-how in Verbindung mit der dichten Forschungs‐
landschaft, die das Ruhrgebiet mittlerweile auszeichnen. Dies belegen eindrücklich
die Ergebnisse der jüngsten Studie zur regionalen Wertschöpfungskette als auch das
aktuelle nationale Wassersstoffranking.279

Anfang der 1970er Jahre war Erdöl das Nonplusultra der bundesdeutschen Ener‐
gieversorgung. Sein Anteil lag bei mehr als 50 % und mit Uran und Erdgas standen
zwei weitere Energieträger in den Startlöchern, die das Spektrum erweiterten und
damit auch für die Zukunft eine ausreichende und sichere Bedarfsdeckung verspra‐
chen. Schon wenige Jahre später sah die Situation ganz anders aus. Mit der ersten
Ölkrise von 1973 geriet das System ins Wanken, denn die bisherigen Spottpreise
für Öl als Auslöser, Motor und schließlich wichtigstes Kennzeichen des Aufstiegs
gehörten nun der Vergangenheit an. Dazu kam die Sorge vor weiteren Preissprüngen,
nachdem sich die Notierungen für Öl innerhalb kurzer Zeit vervierfacht hatten.
Angesichts dieser Entwicklungen kam es bei der Bundesregierung als auch in wei‐
ten Kreisen der Energiewirtschaft zu einer Rückbesinnung auf die einheimischen
Primärenergieressourcen. Damit rückte die Steinkohle, aber auch die Braunkohle,
wieder stärker in den Vordergrund. Im Mittelpunkt des Interesses standen nun
auf einmal neben der forcierten Verstromung mit der Hydrierung und Vergasung
die altbekannten Methoden der Kohlechemie. Innerhalb kurzer Zeit erfasste diese
Bewegung alle Industrienationen, galt doch ein verstärkter Einsatz von Kohle bzw.

279 IW Consult: Wasserstoffranking, Dezember 2020; EnergyEngineers TÜV Nord Group: Kurz‐
gutachten regionale Wertschöpfungsketten, Januar 2021.
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von Produkten der Kohleveredelung als probates Mittel zur Vermeidung künftiger
Versorgungsengpässe beim Öl und Linderung der Preiseskalation.280 Es ging vor
allem um Wasserstoff, mit dessen vielfältigen Einsatzmöglichkeiten sich große Hoff‐
nungen verbanden. Wenn auch der verstärkte Ausbau der Kernenergie zunächst die
vorherrschende Rolle in den neuen energiepolitischen Versorgungskonzepten spielte,
verband die Bundesregierung mit der Entwicklung neuer Verfahren zur Steinkohlen‐
verwendung eine wirksame Unterstützung der Kohlenvorrangpolitik.

Eine konsistente und an langfristigen Zielen orientierte Energiepolitik hatte es in
der Bundesrepublik bis dahin nicht gegeben. Bundes- und Landesregierung hatten
die Entwicklungen vielmehr laufen lassen und sich bei Bedarf situationsbedingt
eingeschaltet. Deutlich wurde dies insbesondere im Rahmen der Kohlenkrise, deren
Bewältigung lange Zeit von einem dilatorischen Krisenmanagement bestimmt war.
Eine Ausnahme bildeten allein die seit den 1960er Jahren aufgelegten Atomprogram‐
me, deren Kern im forcierten Aufbau von Kapazitäten lag. Mit dem Energiepro‐
gramm vom September 1973 legte die Bundesregierung dann erstmals ein Konzept
zur Sicherung der Energieversorgung vor, das jedoch allenfalls bei den Zielen zur
Energieeinsparung zukunftsweisend war. Dies lag auch daran, dass es am Vorabend
der Ölkrise erschien.281 Schon Ende 1974 war damit eine Fortschreibung des Energie‐
programms notwendig, die die Forschungsförderung im Bereich der Vergasung und
Verflüssigung von Kohle als wichtigste Maßnahme hervorhob. Das abschließende
Fazit klingt äußerst modern, gilt es doch unverändert: „Darüber hinaus wird auch an
der Entwicklung neuer gasförmiger Sekundärenergieträger, wie z. B. Wasserstoff oder
Kohlenwasserstoff in geschlossenen Kreisläufen, gearbeitet, um den Anforderungen
einer flexiblen, ökonomischen und umweltfreundlichen Energieversorgungsstruktur
der Zukunft gerecht zu werden.“282

Dementsprechend legte auch das erste „Rahmenprogramm Energieforschung
1974–1977“ den Schwerpunkt auf die Kohlenforschung.283 Somit entwickelten sich
in der Bundesrepublik Deutschland verschiedene vom Bundesministerium für For‐
schung und Technologie (BMFT) geförderte Programme, die in ihrer Ausrichtung
stark an die Bemühungen der Vorkriegszeit erinnerten. Unter anderem ging es
um die Gewinnung von Synthesegasen zur Herstellung von Treibstoffen mittels
des Fischer-Tropsch-Verfahrens und von anderen Kohlenwertstoffen durch Druck‐
hydrierung sowie den relativ modern anmutenden Gedanken des Einsatzes von Was‐
serstoff als Brenngas.284 Auch die weiteren Energieprogramme der Bundesregierung,
für die nun nach dem BMFT das Bundeswirtschaftsministerium verantwortlich
zeichnete, trugen dieser Zielsetzung Rechnung. Nachdem die zweite Fortschreibung
1977 noch relativ allgemein gehalten war, konkretisierte die dritte Fortschreibung

280 Umfassend zur Weltsituation: Schmitt/Schulz: Renaissance der Kohle?
281 BMFT (Hg.): Energieprogramm 1973.
282 Ebd., S. 58.
283 BMFT (Hg.): Rahmenprogramm Energieforschung 1974–1977, S. 4.
284 BMFT (Hg.): Auf dem Wege zu neuen Energiesystemen: Wasserstoff.
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von 1981 die Thematik, indem das Anfang 1980 beschlossene Kohlenveredelungspro‐
gramm nun explizit um die Förderung „großtechnischer Anlagen zur Demonstration
moderner und besonders aussichtsreicher Verfahren der Kohlenvergasung“ erweitert
wurde.285 Eine Rückkehr zum Koppelprodukt Kokereigas kam dabei in der Bundes‐
republik allerdings ebenso wenig in Frage wie die direkte Verwendung zu Heizzwe‐
cken oder in der verarbeitenden Wirtschaft, fehlte doch neben der Vertriebsinfra‐
struktur längst die entsprechende Anlagentechnik und -kapazität. Die Maßnahmen
zielten daher vorrangig auf einen Einsatz zur Elektrizitätserzeugung und als Erd‐
gasersatz, diskutierten dazu jedoch auch umfassend die Rolle von Fernwärme und
Wasserstoff sowie insgesamt der Produktion von Kraftstoffen und Chemierohstoffen
aus Kohle.

Möglichkeiten einer Synthesegas-Chemie, 1981286

Innerhalb kurzer Zeit entstanden zahlreiche Projekte und Versuchsanlagen, die
schnellstens die Umsetzung der Vergasungsverfahren in marktreife großtechnische
Maßstäbe erlauben sollten und in Anlehnung an die allgemeinen energiewirtschaftli‐

Abb. 34:

285 BMWi (Hg.): Energieprogramm 1977, S. 26–27; dsgl. 1981, S. 37–38.
286 Verband der Chemischen Industrie e. V. (Hg.): Rohstoffsicherung durch Kohleveredelung,

S. 39.
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chen Tendenzen teilweise auf die Nutzung nuklearer Prozesswärme setzten.287 Im
Vordergrund des Interesses stand die vollständige Vergasung von Kohle mit nach‐
folgender Methanisierung zu hochkalorigem Heizgas, dem Synthetic Natural Gas
(SNG). Gegenüber den herkömmlichen Verfahren bot eine solche Kombination auf‐
grund der Wirkungsgradverbesserung erhebliche energetische Vorteile, eine erhöhte
Gasausbeute und damit insgesamt eine Verbilligung der Erzeugung. Außerdem lie‐
ßen sich mit dem aus Wasserstoff und Kohlenoxid bestehenden Synthesegas diesel‐
ben Prozesse betreiben wie mit anderen fossilen Energieträgern.

In diesem Bereich arbeitete die in Essen ansässige Bergbau-Forschung GmbH
bereits seit 1969 in Kooperation mit der Kernforschungsanlage Jülich GmbH und der
RWE-Tochter Rheinische Braunkohlenwerke AG zusammen. Anfang 1974 gründeten
diese unter Beteiligung weiterer Stahlunternehmen und Reaktorbauer die „Arbeitsge‐
meinschaft Nukleare Prozesswärme“, denn zunächst musste die energietechnische
Grundlage geschaffen werden. Und diese sollte in der Entwicklung eines Thorium-
Hochtemperaturreaktors (THTR) bestehen, dessen Temperatur von bis zu 750 °C
die der klassischen Siede- und Druckwasserreaktoren um mehr als das Doppelte
übertraf.288 So liefen ab 1975 mit finanzieller Unterstützung des BMFT Planungen
zum Bau einer Prototypanlage, die ab 1985 zum Einsatz kommen sollte. Der dafür
vorgesehene Kugelhaufen-Reaktor der VEW in Hamm-Uentrop ging schließlich erst
vier Jahre später als vorgesehen 1983 in den Versuchsbetrieb und avancierte aufgrund
seiner schlecht handhabbaren und störanfälligen Technologie zur einer der größten
Investitionsruinen des bundesdeutschen Kernenergiesektors überhaupt.289 Der Reak‐
tor war im Übrigen der einzige nennenswerte Ausflug des Ruhrgebiets in diesen Be‐
reich, nachdem die Atomeuphorie der 1950er Jahre auch hier zu gerade fantastischen
Zukunftsvisionen geführt hatte.290 Solche Szenarien beeinträchtigten die technikeu‐
phorische Stimmung allerdings selbst nach dem Unfall 1979 im US-Kernkraftwerk
Three-Mile-Island in Harrisburg kaum. Die direkte Koppelung von Kernenergie-
und Gaserzeugung bildete von nun an weltweit den Ausgangspunkt zahlreicher For‐
schungsvorhaben, während zugleich die Prüfung konventioneller Verfahren boomte.
Allein in der Bundesrepublik entstanden bis 1980 insgesamt 15 Projekte, die die
drei traditionellen Vergasungstechnologien weiterentwickelten oder neue Ansätze
verfolgten, darunter zwei auf Kernenergiebasis und mit acht mehr als die Hälfte im
Ruhrgebiet.291

287 Siehe zum Folgenden auch: Bleidick: Ruhrgas, S. 375–383. Brügel: Nukleare Prozesswärme;
Eickhoff/Kugeler: Nukleare Prozeßwärme für die Wasserstofferzeugung; Haus der Technik
(Hg.): Kohle und Kernenergie.

288 Jüntgen: Arbeitsgemeinschaft Nukleare Prozesswärme.
289 Michaelis/Salander (Hg.): Handbuch Kernenergie, S. 85–89.
290 Dudde: Atomprojekte.
291 Umfassend zu den Vergasungsverfahren, Projekten und Konzepten: Brecht/Hoffmann: Verga‐

sung von Kohle, S. 7–24; Ruhrgas AG (Hg.): Vergasung und Hydrierung von Kohle; Verband
der Chemischen Industrie e. V. (Hg.): Rohstoffsicherung durch Kohleveredelung, S. 53–60.
Siehe auch: Steinmetz: Kohle und Kernenergie.
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Die RWE-Rheinbraun-Tochter Union Rheinische Braunkohlenkraftstoff AG in
Wesseling errichtete eine halbtechnische Anlage zur Vergasung von Rohbraunkohle
mit dem Hintergrund, dass durch die verstärkte Verlagerung der Stromerzeugung
auf Kernenergie große Mengen Braunkohle zur Verfügung stehen würden und ab
1985 Braunkohlengas in Konkurrenz zum Erdgas zu verkaufen sei. Eine ähnliche
Anlage betrieb die Bergbau-Forschung auf der Essener Zeche Königin Elisabeth.292

Dieses utopisch anmutende Vorhaben fand eine gewisse Parallele in den nicht einmal
ansatzweise umgesetzten Plänen der VEW, die selbst ein großes Ferngasnetz im west‐
fälischen Raum betrieb. Dazu gehörte der Bau eines gigantischen und alle bisherigen
anlagen übertreffenden Kraftwerks auf Steinkohlenbasis mit einer Leistung von 4.800
MW, in dem der Thorium-HTR die Prozesswärme zur Erzeugung von zusätzlich 15
Mrd. m3/a Steinkohlengas bereitstellen sollte.293

Bei der Ruhrgas AG wurde die sich abzeichnende nachhaltige Renaissance der
Kohle angesichts der zwangsläufigen Einbindung des Unternehmens schon früh
aufgegriffen, wenn auch wenig euphorisch mit dem Ziel einer Beobachtung der Ent‐
wicklungen. Das Unternehmen wollte sich dem Trend nicht entziehen, blieb aber in
seinen Zukunftsprognosen erheblich moderater als die Politik und die Elektrizitäts‐
wirtschaft und beurteilte das wirtschaftliche Potenzial der Kohlenvergasung in der
Bundesrepublik vor allem mit Blick auf das Preisniveau der Ruhrkohle sowie die In‐
vestitions- und späteren Erzeugungskosten äußerst skeptisch. Das galt insbesondere
für den Einsatz von Kernreaktoren. Folglich beteiligte sich die Ruhrgas zunächst nur
verhalten, auf politischen Druck und unter Umsetzung von Bundesmitteln. Bereits
1973 hatte das Unternehmen mit der Steag und der Ruhrkohle AG die Arbeitsgemein‐
schaft „Druckvergasung“ gebildet, um die technische Weiterentwicklung des bei der
Steinkohlengas AG in Dorsten seit Mitte der 1950er Jahre angewandten Lurgi- bzw.
Lurgi-Ruhrgas-Verfahrens zu prüfen. Als weltweit einziges Unternehmen verfügte die
Lurgi Kohle und Mineralöl GmbH dank ihrer seit den 1920er Jahren ununterbroche‐
nen Tätigkeit auf diesem Gebiet über verschiedene kommerziell erprobte und stetig
modernisierte Verfahren zur Erzeugung verschiedener Gase auf Kohlenbasis.294

1978 begannen die Vorbereitungen der Arbeitsgemeinschaft zum Bau der Ver‐
suchsanlage „Ruhr 100“ zur Vergasung nicht- oder schwachbackender Ruhrkohle in
Dorsten, als mit Abstand bedeutendstes Projekt. Zwischen Sommer 1979 und 1983
lief der Versuchsbetrieb mit dem Ziel, nach einem modifizierten Verfahren mit dem
weltweit höchsten Betriebsdruck Kohle restlos zu vergasen und die Grundlagen
dafür zu schaffen, das Produkt nach weiterer Behandlung für das Stadtgasnetz bzw.
in SNG-Qualität bereitstellen zu können. Im Herbst 1981 erreichte die „Ruhr 100“
nach über 3.000 Betriebsstunden erstmals einen regelmäßigen Betriebsdruck von 95
bar und bewies mit der erstrebten Verdoppelung der Durchsatzleistung ihre Funkti‐

292 Schulten: Nukleare Prozesswärme für die Kohlenvergasung.
293 Schwarz: Die VEW von 1948–1989, S. 242.
294 Gratkowski: Kohlevergasung.
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onsfähigkeit.295 Schon jetzt bewahrheitete sich jedoch die anfängliche Skepsis, denn
die Betriebserfahrungen hatten auch die unzureichende Wettbewerbsfähigkeit der
Produktion von Kohlengas in einer bundesdeutschen Großanlage gegenüber dem
Erdgas aufgezeigt. Zwar hatten sich die Hoffnungen auf technischer Ebene durchaus
erfüllt, doch überstiegen die Kosten das Niveau der Marktpreise um mehr als 200 %.

Die „Ruhr 100“ wurde nach Abschluss umfangreicher Versuche mit verschiedenen
Kohlensorten Ende 1983 stillgelegt und 1985 abgerissen. Ausschlaggebend war die
bereits 1980 aufgrund der prekären Haushaltslage des Bundes nicht mehr vollständig
erfüllte Förderungszusage und die unzureichende Mittelbereitstellung für die zweite
Betriebsphase.296 Damit starb auch ein weiteres, auf Veranlassung der Bundes- und
Landespolitik initiiertes Projekt noch im Erörterungsstadium. Im September 1979
hatte der Vorstand der Ruhrgas AG eine Absichtserklärung mit der Ruhrkohle AG
mit dem Ziel abgeschlossen, die sogenannte „Industrieanlage Ruhr“ gemeinsam zu
planen, zu errichten und zu betreiben. Das Konzept entsprach einer Synthese der
vorhandenen Projekte und sah den dreistufigen Bau einer Kohlevergasungseinheit
mit einer Endkapazität von 3 Mio. t SKE Steinkohleeinsatz pro Jahr vor. Die Anlage
sollte mit einem 700-MW-Steinkohlenkraftwerk kombiniert werden, um auf diesem
Weg Synergien durch die direkte Verstromung des im Lurgi-Vergaser nicht einsetzba‐
ren Feinkohlenanteils zu erzielen. Weitere Perspektiven bot die optionale Ergänzung
eines Reaktors. Nach diesem rund zehnjährigen Ausflug in ein längst aufgegebenes
Geschäftsfeld beendete die Ruhrgas AG die Aktivitäten im Bereich der Kohleverga‐
sung endgültig und widmete sich nur noch dem Erdgas.

Die Ruhrchemie AG und die Ruhrkohle Öl und Gas GmbH ließen sich von
diesem Ergebnis nicht abschrecken und errichteten ab 1984 nach ebenso erfolgrei‐
chen Versuchen mit einem Texaco-Verfahren in Oberhausen-Holten die „Synthese‐
anlage Ruhr“ mit einer Kapazität von 250.000 t Kohle pro Jahr. Aus wirtschaftlichen
Gründen wurde der Betrieb im Winter 1991/92 jedoch auf Öl umgestellt. Insgesamt
entstanden in der Bundesrepublik acht Pilotanlagen zur Kohlevergasung darunter
drei im Ruhrgebiet, eine im Saarland, eine im Aachener Revier, zwei im rheinischen
Braunkohlerevier und eine in Hamburg.297 Bei der Hydrierung wurden dagegen
nur drei Pilotanlagen errichtet, davon je eine im rheinischen Braunkohlerevier, im
Saarland und im Ruhrgebiet. In Bottrop arbeitete seit 1982 die Kohleölanlage der
Ruhrkohle AG und der Veba-Oel AG.298 Auch diese bewies ihre Funktionsfähigkeit
bei einem täglichen Einsatz von 200 t Steinkohle, um danach dasselbe Schicksal wie
die Ruhr 100 zu erfahren.

Insgesamt wurden zwischen 1974 und 1981 von der Bundesregierung und den
Landesregierungen 61 Projekte aufgelegt, wobei die Förderung der öffentlichen Hand

295 Lohmann: Kohlevergasung.
296 „In Dorsten ging das Feuer aus“, in: gasette 10 (1983), H. Oktober, S. 9.
297 Verband der Chemischen Industrie e. V. (Hg.): Rohstoffsicherung durch Kohleveredelung, S. 11.
298 Umfassend dazu: Specks: Kohlenvergasung und Kohlenverflüssigung.
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Anteile von teilweise bis zu 85 % erreichte.299 Anders waren die von der kriselnden
Wirtschaft der 1970er Jahre zunehmend beeinträchtigten Unternehmen der Energie‐
wirtschaft auch kaum zu Aktivitäten zu animieren. Der Steinkohlenbergbau war da‐
gegen sowieso daran gewöhnt, sich vorrangig über Subventionen zu finanzieren, und
sonnte sich im Licht des neuen öffentlichen Interesses. Aus seiner Perspektive ging
die Entwicklung nun endlich wieder in die richtige Richtung, nachdem man lange
Zeit vor einer übermäßigen Abhängigkeit von Energieimporten gewarnt hatte. Nun
sah man sich bestätigt und hoffte auf eine neue Zukunft. Die seit 1982 amtierende
neue christlich-liberale Bundesregierung sah das jedoch anders und führte die Politik
der sozial-liberalen Vorgängerregierung nicht fort. Es wurden keine neuen Projekte
aufgelegt und die bestehenden liefen nach und nach aus. Dazu trug sicherlich auch
die bald veränderte Situation auf den weltweiten Energiemärkten bei, die nun wieder
preisgünstigeres Öl anboten. Der eindeutig an wirtschaftlichen Aspekten orientierte
fossile Pfad der Energiewirtschaft wurde jedoch weiter beschritten, sodass auch die
Pfadabhängigkeit bestehen blieb.

Damit endeten die Ansätze zu einer Wasserstoffwirtschaft, die schon zu dieser
Zeit als großer Hoffnungsträger gefeiert wurde, auch wenn sie noch auf fossiler Basis
entstehen sollte. Zugleich wurde der damit verbundene Forschungssektor, der zu
dieser Zeit bereits stark entwickelt war, mehr oder weniger aufgegeben. Wahrschein‐
lich trugen vor diesem Hintergrund auch die negativen Prognosen dazu bei, die
die Anfänge einer nennenswerten Bedeutung des Wasserstoffs im Energiemix auf
das neue Jahrtausend verlegten und zugleich die Bedeutung der Kernenergie zu
dessen Erzeugung hervorhoben, falls diese aus Umweltschutzgründen aus Wasser
erfolgen sollte.300 Damit verbanden sich regelmäßig Hinweise auf zu hohe Kosten.
Dies galt auch für die Stahlindustrie, wo der Einsatz von Wasserstoff für unterschied‐
lichste Zwecke ebenfalls heiß diskutiert und schon zu dieser Zeit insgesamt als
technisch möglich erachtet wurde.301 Gleichzeitig herrschte in internationaler Pers‐
pektive Einigkeit, dass die Technik längst kein Hindernis mehr darstellte, sondern
umfangreiche Möglichkeiten zur Wasserstoffnutzung bestanden.302 Das galt selbst für
Kraftfahrzeuge und hier sogar in Kombination mit Elektroantrieben.303 Zahlreiche
populäre Sachbücher brachten der Öffentlichkeit das Thema näher, sorgten damit
für ein breites Verständnis der Materie und fanden ein Publikum in der in den 1980er

299 Verband der Chemischen Industrie e. V. (Hg.): Rohstoffsicherung durch Kohleveredelung,
S. 53–60.

300 Siehe etwa: Kalenda/Ruckelshauß: Marktpotenzial.
301 Z. B. Europäische Kommission (Hg.): Wasserstoff in der Eisen- und Stahlindustrie.
302 Beghi, G.: Hydrogen. Energy Vector of the Future, London 1983. Der Band referiert die Er‐

gebnisse einer Tagung, die 1981 im Essener Haus der Technik stattgefunden hatte. Bracha:
Wasserstoff im Aufwind.

303 Technischer Überwachungs-Verein Rheinland: Alternative Energien für den Straßenverkehr.
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Jahren erstarkenden Ökologiebewegung. Dabei wurden umfassend Erzeugungsvari‐
anten mithilfe der Solar- und Windenergie diskutiert.304

Prozessschema der Wasserstoffnutzung, 1986305

Die Bundesregierung antwortete mit Lippenbekenntnissen. So bekannte sie sich
beispielsweise 1986 im Jahr der Gründung des Bundesumweltministeriums zwar in
einer Studie einleitend zum Umweltschutz und stellte nicht nur dessen Notwendig‐
keit fest, sondern auch dass Wasserstoff eine „ganz wesentliche Systemkomponente“
werden könne. Daher stehe sie diesem Sekundärenergieträger „grundsätzlich positiv
gegenüber“. Auf der letzten Seite der Studie relativierte sie dann mit Blick auf eine
frühestens in 20 Jahren zur Verfügung stehende ausgereifte Solartechnik, dass sie
daran orientiert sei, „Probleme im richtigen Rahmen und in der richtigen Reihen‐
folge zu lösen“. Die Bundesregierung habe für „diese Strategie“ nicht nur „hohe
Priorität und viel Geld eingesetzt, sie ist auch bereit, diesen Weg langfristig und
stetig fortzusetzen.“306 Hinsichtlich der Solartechnik sollte sie Recht behalten, doch
bedeutete diese Aussage nicht weniger als das Ende der Wasserstoffforschung. Es

Abb. 35:

304 Siehe z. B.: Weber: Der sauberste Brennstoff; Getoff/Hartig: Wasserstoff als Energieträger;
Hoffmann: Wasserstoff. Energie mit Zukunft; Tributsch: Rückkehr zur Sonne. Wasserstoff, die
Energie der Zukunft.

305 Quelle: Winter/Nitsch: Wasserstoff als Energieträger, S. 57.
306 BMFT (Hg.): Wasserstoff – Energieträger mit Zukunft, S. 3, 19.
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blieb aus dieser Zeit jedoch die nun wiederentdeckte Erkenntnis, was mit Wasserstoff
alles machbar sein könnte.

3.1.13 Wissenschaft und Forschung

Heute ist das Ruhrgebiet eine Bildungs- und Forschungsregion. Die Dichte an Uni‐
versitäten, Hochschulen und sonstigen Einrichtungen in diesem Sektor sucht in
Deutschland ihresgleichen und auch in europäischer Perspektive steht das Ruhrge‐
biet an der Spitze. Diese Situation ist das Ergebnis der Entwicklung in den vergange‐
nen 60 Jahren. Den Anfang machte die Ruhr-Universität Bochum, die 1962 gegrün‐
det wurde und 1965 den Lehrbetrieb aufnahm. Ihr folgten rasch die Universität Dort‐
mund und mit der Entstehung des Gesamthochschulwesens Anfang der 1970er Jahre
die beiden Gesamthochschulen in Essen und Duisburg, die später zur Universität
Duisburg-Essen fusioniert wurden. Nun kam es zu einer ersten Gründungswelle,
der sich eine zweite nach der Jahrtausendwende anschloss, sodass heute in einer
ausdifferenzierten Hochschulregion über 200.000 Menschen an 22 Einrichtungen
studieren. Aus dem Standortfaktor Kohle ist der Standortfaktor Wissen geworden.307

Die Tradition des Ruhrgebiets als Wissenschaftszentrum ist erheblich länger,
wenngleich auch mit völlig anderen Strukturen und Ausprägungen. Lange Zeit galt
das Kaiser Wilhelm II. zugeschriebene Diktum, dass in der Industrieregion Univer‐
sitäten und Kasernen nichts zu suchen hätten. Dahinter stand der Gedanke, dass
von einer Kombination aus Bildung und Militär potenziell revolutionäre Gefahren
ausgehen könnten. Die Bildung stand dabei im Vordergrund, waren doch die bür‐
gerlichen Freiheitsbewegungen der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts maßgeblich
von Professoren und Studenten getragen worden. Später verstärkte die seit den
1860er Jahren aufkommende Arbeiterbewegung, die Bismarck zwischenzeitlich mit
dem Sozialistengesetz bekämpfte, diese Haltung. Nach der Schließung der seit 1655
in Duisburg bestehenden Universität 1818 blieb das Ruhrgebiet in dieser Hinsicht
zunächst ein Niemandsland.

Mit der aufkommenden Industrialisierung entwickelte das Ruhrgebiet aber seit
den 1850er Jahren einen eigenen Wissenschaftsstil, der von der Industrieforschung
und der Gemeinschaftsarbeit des montanindustriellen Leitsektorenkomplexes aus
Hütten- und Bergwerksgesellschaften bestimmt wurde und anderen Industrieregio‐
nen weit voraus war. So wurde zwar „Bergbaukunde“ an den Universitäten in Ber‐
lin, Aachen, Freiberg und Clausthal gelehrt und damit sowohl die bergbaulichen
Leitungsgremien als auch die gehobene Beamtenschicht der Bergbehörden außerhalb
der Region ausgebildet.308 Und Ähnliches galt für die Eisenhüttenkunde. Dies kom‐
pensierte das Ruhrgebiet allerdings mit dem Aufbau eines regionalen Innovationssys‐

307 Stallmann: Vom Kohlenpott zur Wissenschaftsregion.
308 Bleidick: Entwicklung der Montanberufe, S. 414–419.
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tems, das maßgebliche Impulse bei der Weiterentwicklung zahlreicher technischer
Verfahren und im 20. Jahrhundert im Bereich der Kohlechemie setzte. Zugleich er‐
wies sich das Fehlen der Universitäten seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert, als die
Natur- und Technikwissenschaften im Rahmen der zweiten Industriellen Revolution
eine immer größere Bedeutung erlangten und forschungsintensive Branchen wie die
Elektrotechnik und die Chemieindustrie eine Führungsrolle einnahmen, als nicht
unproblematisch. Wissenschaft und Forschung konzentrierten sich im Ruhrgebiet
folglich zwangsläufig auf die beiden Leitsektoren Kohle und Stahl mit einem starken
Schwerpunkt im Bereich der Industrieforschung, denn alle großen Unternehmen
betrieben eine intensive Entwicklungsarbeit.309

Ergänzt wurde diese durch die Aktivitäten der Zulieferindustrie, die sich von
Beginn an parallel zu den beiden Leitbranchen entwickelte und mit hunderten
kleinen, vielen mittelgroßen und einigen großen Anbietern das produzierte, was
die Kunden nachfragten, aber nicht selbst erzeugten. Damit verbunden war eine
starke Innovativität, die durch eine heftige Konkurrenz beflügelt wurde. Am Markt
waren Qualität und angesichts der unterschiedlichen Bedingungen in den Zechen
spezifische Lösungen gefragt, die nicht nur eine hohe Sachkenntnis, sondern auch
umfangreiche Entwicklungsarbeiten erforderten. Die Bedeutung dieses Sektors ist
nicht hoch genug einzuschätzen, doch fehlen angesichts einer völlig unzureichenden
Quellenlage die Möglichkeiten zu einer genaueren Identifizierung und Konturierung
der Einflüsse. Vielfach bestanden zwischen Produzenten und Kunden enge Bezie‐
hungen, sodass auf beiden Seiten Klarheit über Angebote und Bedürfnisse herrsch‐
te.310

Dieser Innovationsstil wurde bereits recht früh von Gemeinschaftsorganisationen
getragen. Für den Bergbau ist zunächst die Westfälische Berggewerkschaftskasse
(WBK) zu nennen, die 1864 gegründet wurde und die Bochumer Bergschule betrieb.
In dieser mit Abstand wichtigsten deutschen Bergschule wurden mittlere Führungs‐
kräfte wie Steiger ausgebildet. Sie besaß Dependenzen in anderen Ruhrgebietsstäd‐
ten, war in ihrer Unterrichtskonzeption wegweisend für die Bergschulen in anderen
Revieren und erreichte in diesem Ausbildungsbereich lange Zeit Anteile von weit
mehr als 50 %. 1972 wurde sie nach rund zehn Jahren als Ingenieurschule zur
Fachhochschule umgewandelt und arbeitet heute als Technische Hochschule Georg
Agricola. Die Anfänge der Bochumer Bergschule reichen noch weiter zurück. Sie
entstand als erste im Ruhrgebiet bereits 1816, doch begann erst mit der Berggewerk‐
schaftskasse die Professionalisierung, denn gleichzeitig wurde die anwendungsorien‐
tierte Forschung aufgenommen.311 Im Zentrum standen die Kohlechemie, für die
ein Labor entstand, die Markscheiderei (Vermessungswesen), Messinstrumente ver‐

309 Maier/Berger: Wissenschaft im Ruhrgebiet, S. 47.
310 Bleidick/Weber: Bergbau-Zulieferindustrie.
311 Siehe zur WBK und der Bergschulausbildung: Bleidick: Entwicklung der Montanberufe, S. 419–

431; Kretschmann/Düppe: Technische Hochschule Georg Agricola.
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schiedenster Art, die Seilprüfung, das Grubenrettungswesen, die Materialprüfung
und die Geologie. Von diesem Bereich gingen maßgebliche Impulse für das Verständ‐
nis des Steinkohlengebirges aus, dessen Strukturen bis ins 20 Jahrhundert hinein
noch nicht abschließend geklärt waren.312 Unterstützt wurde die WBK vom 1858
als einer der ersten großindustriellen Verbände überhaupt gegründeten Verein für
die bergbaulichen Interessen (Bergbau-Verein), der nicht nur von Beginn an eine
wissenschaftliche Bibliothek aufbaute, die heute einen wichtigen Bestandteil der Bi‐
bliothek des Ruhrgebiets in Bochum darstellt, sondern sich ab der Jahrhundertwende
auch stärker selbst in der Forschung engagierte. So bildeten seine Aktivitäten im Be‐
reich der Dampfkesselüberwachung einen wichtigen Grundstein für die Entstehung
der modernen Technischen Überwachungs-Verein (TÜV). Dazu traten ebenfalls das
Grubenrettungswesen und schließlich der große Bereich der Produktnormierung.313

Im 20. Jahrhundert war es dann vor allem das 1913 in Mülheim gegründete
Kaiser-Wilhelm-Institut für Kohlenforschung, das als Leuchtturm mit landesweiter
Bedeutung den Forschungsstandort Ruhrgebiet stärkte.314 Dazu kamen 1918 die Ge‐
sellschaft für Kohlentechnik und 1932 die Forschungsstelle für Kohlenpetrographie
und Steinkohlenaufbereitung der WBK. Neuen Schwung gewann die Entwicklung
nach dem Zweiten Weltkrieg. Ab 1928 war zwar das Silikose-Forschungsinstitut der
Bergbauberufsgenossenschaft am Bochumer Bergmannsheil zur zentralen Instituti‐
on in diesem Sektor avanciert und hatte wichtige Impulse bei der Anerkennung
weiterer bergmännischer Berufskrankheiten gesetzt, doch begann nun eine wahre
Gründungswelle. Bis Ende der 1950er Jahren konnte das Ruhrgebiet zwölf technisch-
wissenschaftliche Vereinigungen gewinnen, die entweder neu gegründet wurden
oder aber ihren Sitz hierhin verlegten. Darunter das Staatliche Materialprüfungsamt
Nordrhein-Westfalen, das Elektrowärme- und das Gaswärme-Institut, die Versuchs‐
anstalt für Binnenschiffbau und das Forschungsinstitut für Hochofenschlacke.315

Außerdem wurde die Bergbauforschung 1958 im gleichnamigen Institut zusammen‐
gefasst und die Gemeinschaftsarbeit angesichts der wachsenden Herausforderungen
der Mechanisierung und später Automatisierung von Gewinnung und Förderung
noch stärker hervorgehoben.316 Zu erwähnen sind abschließend noch drei Einrich‐
tungen, die bis heute bestehen und nach wie vor eine wichtige Funktion besitzen.
Erstens der schon im Kaiserreich etablierte Forschungsbereich der heutigen Aral
AG in Bochum, der seit den 1920er Jahren zum Zentrum der Benzol- und Kraftstoff‐
forschung aufstieg und mittlerweile eines von drei weltweiten Forschungszentren
der BP ist. Und zweitens das 1927 in Essen gegründete Haus der Technik, Deutsch‐
lands ältestes unabhängiges technisches Weiterbildungsinstitut, das lange Zeit eine
einzigartige Scharnierfunktion zwischen Kohle und Stahl einnahm. Ebenfalls in

312 Zur Bochumer Forschung siehe umfassend: Moitra: Wissensrevier.
313 Przigoda: Unternehmensverbände im Ruhrbergbau, S. 104–126.
314 Siehe hierzu Abschnitt 3.1.7.
315 Maier/Berger: Wissenschaft im Ruhrgebiet, S. 40.
316 Bergbau-Forschung GmbH: 20 Jahre Gemeinschaftsforschung.
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Essen ansässig ist das RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, das ab 1926
zunächst als Ableger des Instituts für Konjunkturforschung arbeitete und 1943 als
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung verselbständigt wurde.317

Bei der Eisen- und Stahlindustrie sah die Situation anders aus. Die Zentren der
Ingenieurausbildung lagen zwar ebenfalls außerhalb des Ruhrgebiets, doch mit der
1882 in Bochum gegründeten und zehn Jahre später nach Duisburg gezogenen
Rheinisch-Westfälische Hüttenschule konnte die Branche nicht ansatzweise mit den
Erfolgen der Bergschule konkurrieren.318 Die heutige Universität Duisburg-Essen
geht auf diese, zwischenzeitlich zur Königlich-Preußischen Maschinenbau- und Hüt‐
tenschule weiterentwickelte Anstalt zurück. Die im Stahlsektor insgesamt schwächere
Bedeutung des Ruhrgebiets bei Wissenschaft und Forschung resultierte aus dessen
anderer Entwicklung. Aufgrund der vergleichsweise größeren Dezentralität der Bran‐
che entstand der Verein Deutscher Eisenhüttenleute (VDEh) nicht im Ruhrgebiet,
sondern 1880 in Düsseldorf. Der bereits 20 Jahre zuvor gegründete Technische Ver‐
ein für Eisenhüttenwesen wurde zwar auf maßgebliche Initiative der Ruhrindustrie
gegründet, schloss sich aber umgehend dem Verein Deutscher Ingenieure in Berlin
an, um dann im VDEh aufzugehen. Und so war es wenig verwunderlich, dass sich
auch die institutionalisierte Forschung im Rheinland konzentrierte. Vier Jahre nach
dem Kaiser-Wilhelm-Institut für Kohlenforschung entstand das Schwesterinstitut
für Eisenforschung dann 1917 ebenfalls in Düsseldorf.319 Erheblich höher als beim
Bergbau war beim Stahl aber auch weiterhin die Relevanz der innerbetrieblichen
Forschung, denn die Entwicklung neuer Produkte und Qualitäten gehörte seit dem
19. Jahrhundert zu den Aushängeschildern und Erfolgsgaranten der Unternehmen.
Sie ließen sich patentieren und mit Gewinn vermarkten, sodass Aspekte der Eigen‐
ständigkeit und Geheimhaltung eine erheblich wichtigere Rolle spielten als bei den
Zechengesellschaften.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Ruhrgebiet bis in die 1930er Jahre
auch bei der Forschung der montanindustriellen Monostruktur folgte. Diese wur‐
de allerdings bereits vor der Kohlenkrise aufgebrochen und um revierferne Berei‐
che erweitert. Eine weitere Abkehr vom klassischen Innovationssystem mit seiner
Ausrichtung auf die kohlespezifische Gemeinschaftsarbeit brachte die Gründung
der Universitäten. Seit den 1970er Jahren wurde der Umbruch zur Wissens- und
Bildungsregion durch die Fachhochschulen nochmals beschleunigt, während die
Landespolitik auf eine innovationsorientierte Regionalpolitik umschwenkte.320 Nun
atmete das Ruhrgebiet statt Rauch endlich auch Zukunft.

317 Pierenkemper/Fremdling: 75 Jahre RWI.
318 Friggemann: Hüttenschule.
319 Umfassend dazu die Aufsätze in: Maier/Rasch/Zilt: 150 Jahre Stahlinstitut VDEh.
320 Siehe dazu: Trischler: Wissenschaftslandschaft Ruhrgebiet; Stallmann: Wissenschaftsregion
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3.2 Was bleibt? Der Identitätsfaktor Steinkohle im Wandel

Das Ruhrgebiet ist ein seltsames Gebilde.321 Wir verwenden den Begriff im Sprach‐
gebrauch wie selbstverständlich, als ob es sich hierbei um ein eindeutig definiertes
Gebiet handele, dessen Grenzen und Raumzuschreibungen keinerlei Diskussion er‐
lauben. Dabei ist das Gegenteil der Fall, denn er ist nicht mehr als eine gedankliche
Konstruktion. Das Ruhrgebiet existiert nicht als übergeordnete Verwaltungseinheit
oder politische Konstruktion, und selbst das Gebiet des Regionalverbades Ruhr
(RVR) bzw. der Metropole Ruhr als einziger gesamtregionaler Akteur auf der politi‐
schen Ebene umfasst Bereiche, deren Einwohner wie in Xanten oder Hagen eine
Zugehörigkeit zum Ruhrgebiet wohl eher verneinen würden. Parteien und Handels‐
kammern, Gewerkschaften und Kirchen haben unterschiedliche Vorstellungen von
der Region, unterteilen sie nach Belieben, aber immer unterschiedlich. Regierungs‐
bezirke und Landschaftsverbände orientieren sich an historischen, mittlerweile mehr
als 200 Jahre alten und damit aus der vorindustriellen Zeit stammenden Grenzen.322

Dazu ist „Ruhrgebiet“ eine eher zufällige als absichtlich gewählte Bezeichnung, die
sich nach und nach im Sprachgebrauch durchsetzte, ohne dass dies zu begründen
wäre. Wie sollten hier die Menschen des Ruhrgebiets zurückstehen? Man weiß, wo
das Ruhrgebiet liegt, oder meint es zu wissen, abhängig vom Wohnort, von der
Perspektive außerhalb oder innerhalb der Region, von Ausbildung, Sozialisation und
politischer Gesinnung, also grundsätzlich von der persönlichen Einschätzung.323

Damit ist das Ruhrgebiet als typischer Erinnerungsort aufzufassen, als perspekti‐
visch unterschiedliches, ständig um- bzw. neugestaltetes und mit sich wandelnden
Bedeutungen belegtes Konstrukt. Als Erinnerungs- und Deutungsgegenstand mit
zahlreichen Facetten, individuellen Zuschreibungen und Vorstellungen von Vergan‐
genheit, Gegenwart und auch Zukunft. Als heterogener Raumbegriff für etwas nicht
wirklich Fassbares, aber gedanklich immer Vorhandenes, als konkret Abgegrenztes
und zugleich Grenzenloses, als eigener Erfahrungsraum oder Projektion des Frem‐
den. Als etwas Positives und vielleicht sogar heimatlich Verklärtes, als etwas weitge‐
hend emotionslos Hingenommenes oder als Prototyp und Negativbeispiel für alle
Entwicklungsprobleme der modernen Welt.

Aber an was erinnern wir uns? Es ist die durch Kohle und Stahl geprägte Montan‐
region Ruhrgebiet, die diese Bezeichnung jedoch erst seit den 1920er Jahren trägt.
Zuvor war es das „Rheinisch-Westfälische Industriegebiet“, der „Industriebezirk“
oder „Industriedistrikt“. Von Beginn an orientierte man sich bei der Raumkonstrukti‐
on also an Produktions-, Hauptabsatz- und Interessengebieten der Industrie sowie –
vielleicht noch erheblich bedeutsamer – am Zuständigkeitsbereich des Oberbergamts
Dortmund, der weite Teile des späteren Ruhrgebiets umfasste. Die regionale Identi‐
tätsbildung besaß damit eine von Seiten des Staates und seiner für die Leitbranche

321 Siehe hierzu umfassend: Bleidick: Ort ohne Ort.
322 Eindrücklich hierzu: Goch: Im Dschungel des Ruhrgebiets.
323 Vgl. die Umfragen in: Briesen: Vom Kohlenpott zum Ruhrgebiet, S. 158–187.
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des Ruhrgebiets bedeutendsten Behörde vorgegebene Prägung. Das Ruhrgebiet ist
folglich ein Wahrnehmungsraum, der sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts im Rah‐
men der Industriellen Revolution als Wirtschaftsregion bildete und damit den mit
Abstand wichtigsten Standortfaktor, die Steinkohle, zum zentralen Merkmal erhob.
Das Ruhrgebiet war eben da, wo Kohle gefördert wurde, daher auch die Bezeichnung
„Kohlenpott“.

Bis zu diesem Zeitpunkt zeigte das Land zwischen Ruhr und Lippe, zwischen
Dortmund und Duisburg noch nicht einmal Ansätze einer Region. Es existierten
weder naturräumliche noch kulturelle Gemeinsamkeiten und auch keine tieferen
gewerblichen Kontakte innerhalb des Gebietes.324 Eine gewisse Ausnahme bildete
das Ruhrtal mit der seit den ausgehenden 1770er Jahren schiffbaren Ruhr. In ihrem
Verlauf bildete der Transport der im Umfeld von Witten, Bochum und Sprockhövel
durch den frühen Ruhrbergbau geförderten Kohle in Richtung Rhein ein erstes
überörtliches Geflecht wirtschaftlicher Beziehungen. Die Streitigkeiten um den Auf‐
bau einer Ruhrschifffahrt verdeutlichten zugleich die fehlende politische Einheit,
verfolgten doch acht weltliche und geistliche Herrschaften vor 1815 eigene Interessen
im Gebiet des späteren Ruhrgebiets, davon fünf im Bereich der Ruhr. Mit dem
Übergang der gesamten Region zu Preußen bestand dann zwar eine einheitliche
Landeshoheit, doch erfolgte die übergeordnete staatliche Administration durch zwei
Ober- und drei Regierungspräsidien. Diese saßen weder in der Region noch in deren
Peripherie, sondern weit entfernt in Düsseldorf, Arnsberg und Münster, sodass sich
aus der räumlichen Distanz eine bis heute mit Unkenntnis, Missverständnissen, aber
auch Unwillen begründete vielfach kritisierte Distanz der Wahrnehmung entwickel‐
te. Allein die Kohle sorgte bereits zu diesem frühen Zeitpunkt für eine regionale
Klammer, denn die preußische Bergverwaltung schuf für das Bergbaugebiet mit dem
Oberbergamt Dortmund eine zusammenfassende übergeordnete Verwaltung.325

Mit der Industrialisierung begann in den 1840er Jahren die Nordwanderung des
Ruhrbergbaus aus seiner Wiege im Ruhrtal in die Hellwegzone und erreichte damit
die alten Städte entlang der namensgebenden mittelalterlichen Handelsstraße wie
Bochum, Dortmund und Essen. Gleichzeitig entstanden in den Hellwegstädten die
ersten Werke der Eisen- und Stahlindustrie. Das Erz wanderte zur Kohle, da der
vergleichsweise hohe Energiebedarf der Hüttenwerke nun den Ausschlag für die
Standortwahl gab.326 Bereits in den 1860er Jahren wurde die Emscherzone erreicht,
kurz darauf das Vest Recklinghausen und bis zur Jahrhundertwende auch die Lip‐
pezone erschlossen, sodass die Kohlenregion bzw. Energieregion Ruhrgebiet jetzt
ihre über mehrere Jahrzehnte bis zur Kohlenkrise größte Ausdehnung erreichte. Die
Eisen- und Stahlindustrie folgte diesem Wanderungstrend jedoch nur bedingt, sodass
nördlich des Emscherraums keine Werke gegründet wurden.

324 Bleidick: Gewerbe an der Schwelle zu Industrialisierung.
325 Kroker: Artikel „Bergverwaltung“, S. 517–519.
326 Detailliert hierzu weiter unten in diesem Abschnitt. Siehe auch Kapitel 3.1.2.
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Mit der Nordwanderung des Bergbaus verbanden sich für das Ruhrgebiet zahlrei‐
che strukturprägende Aspekte. Bedingt durch die bergrechtlichen Regularien zur
Gestalt von Grubenfeldern und die Möglichkeiten der Bergtechnik legte sich ein
dichtes Netz von Schachtanlagen über das Land. Mit einem Abstand von rund 1,5
Kilometern zueinander wurden die Fördergerüste das sichtbare Gliederungsmerkmal
des Ruhrgebiets. Bergwerke entstanden ausschließlich nach bergwirtschaftlichen
Kriterien, vielfach unabhängig von bestehenden Siedlungsstrukturen, und verwan‐
delten innerhalb von 50 Jahren die dünnbesiedelte Agrarlandschaft in eine über-
und vernutzte Industrielandschaft. Oftmals planlos und zufällig entwickelte sich ein
ungeordnetes Geflecht von Industrieanlagen und Wohngebieten, diese wiederum
durchmischt von Kleingewerbe und Handwerk, beides durchschnitten durch die In‐
frastruktur der Eisenbahnen, Straßen und Kanäle. Dazwischen Abraumhalden, nicht
nutzbare, sumpfige Bergsenkungsflächen und von der Landwirtschaft aufgrund der
Luft- und Bodenverschmutzung mehr schlecht als recht genutzte landwirtschaftliche
Flächen.

Das rasante Bevölkerungswachstum – zwischen 1850 und 1905 von 400.000 auf
2,6 Mio. – führte zur völligen Überlastung der alten Kernstädte, die zu Großstäd‐
ten heranwuchsen.327 Hier lebten mitunter mehr als 10.000 Menschen auf einem
Quadratkilometer. Ehemalige Dörfer hatten sich in Städte mit teilweise mehr als
100.000 Einwohnern verwandelt, waren wie Hamborn oder Borbeck verwaltungs‐
rechtlich jedoch auf dem Stand eines Dorfes verblieben und wurden daher auch als
„Industriedörfer“ bezeichnet.328 Arbeits- und Siedlungsflächen wucherten schon jetzt
ineinander, machten keinen Halt vor Verwaltungsgrenzen und damit den Übergang
zwischen den Städten fließend. Die Region wuchs in der Industrialisierungsphase
polyzentrisch und behielt diese Gestalt auch nach den Eingemeindungswellen des
ausgehenden Kaiserreiches und der 1920er Jahre. Über dem Ruhrgebiet schwebte als
wohl wichtigstes Kennzeichen der Region eine gelb-braune Dunstglocke aus Tausen‐
den von Schornsteinen, deren unaufhörliche Emissionen die wirtschaftliche Kraft
symbolisierten. Kohle verhieß Arbeit, und dass sie mit entsprechenden Wirkungen
verbrannt wurde, galt als zwangsläufige Begleiterscheinung, auch als die Förderung
1913 mit 114 Mio. Tonnen das Vierfache der 1880er Jahre und fast das Doppelte des
Jahres 1900 erreichte. Das schwarze Revier war geboren – der Rauch verband die
Städte zu einer Region.

Nach dem Ersten Weltkrieg verstärkte sich der Trend nochmals. Die Urbanisie‐
rung erfolgte nun auch durch die Tätigkeit des 1920 gegründeten „Siedlungsverbands
Ruhrkohlenbezirk“329 (SVR) zwar etwas geordneter, doch sorgte der Bevölkerungs‐
anstieg auf 4 Mio. im Jahr 1933 nochmals für entsprechende Effekte bei der Flächen‐

327 Siehe umfassend: Köllmann: Bevölkerungsgeschichte.
328 Vonde: Revier der großen Dörfer.
329 Später Kommunalverband Ruhr (KVR), heute Regionalverband Ruhr. Auch diese Namensge‐

bung bezog sich wie selbstverständlich auf die Kohle.
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nutzung. Ähnliches gilt für die beiden Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg, denn
das Ruhrgebiet erreichte 1961 einen Bevölkerungshöchststand von 5,1 Mio., den es
bis Anfang der 1970er Jahre hielt. Der Bergbau blieb in diesem Zeitraum der mit
Anstand wichtigste Arbeitgeber, denn mit Ausnahme der Kriegs- und Krisenjahre
beschäftigte die Branche zwischen ausgehendem Kaiserreich und früher Kohlenkrise
regelmäßig mehr als 400.000 Menschen. Unter Berücksichtigung der Zulieferindus‐
trie waren es noch erheblich mehr, sodass davon ausgegangen werden kann, dass in
dieser Phase rund die Hälfte der Ruhrgebietsbevölkerung direkt vom Bergbau lebte,
nachdem die Werte im 19. Jahrhundert lokal teilweise noch höher gelegen hatten.330

Die Prägekraft des Energieträgers Steinkohle für die innere wie äußere Identitäts‐
bildung des Ruhrgebiets war folglich äußerst stark. Der Bergbau bestimmte die
Entwicklung, indem er seine wirtschaftlichen Belange durchsetzte und die Region
nach seinen Anforderungen gestaltete. Dies lässt sich eindrücklich auch an der
Bevölkerungsstruktur und sozialen Schichtung erkennen. Hatte diese vor der Indus‐
trialisierung der einer typischen ländlichen Region entsprochen, dominierte bald die
Industriearbeiterschaft mit Anteilen von bis zu 90 % an der Gesamtbevölkerung ein‐
zelner Städte und einem noch höheren Beschäftigungsgrad in der Montanindustrie.
Bis in die 1960er Jahre änderte sich nichts Grundsätzliches an dieser Orientierung
des Arbeitsmarktes. Die Kohlenkrise leitete nun einen Strukturbruch im Ruhrgebiet
ein, der schließlich durch den Niedergang der Eisen- und Stahlindustrie noch ver‐
stärkt wurde. Trotz des durch sozialpolitische Maßnahmen flankierten Abbaus von
Industriearbeitsplätzen und ebenso umfassender Anstrengungen zur Gestaltung des
Strukturwandels sind die Auswirkungen dieses Umbruchs noch nicht überwunden,
auch wenn vielfältige Erfolge bei der Ansiedlung neuer Gewerbezweige und der
Weiterentwicklung der Region zur Bildungslandschaft zu verzeichnen sind.331 Mit
der Kohlenkrise verlor das Ruhrgebiet jedoch seine angestammte Identität, denn
die sterbenden Zechen hinterließen in dieser Beziehung eine Lücke, die noch nicht
geschlossen ist. Ob die seit den 1970er Jahren etablierte Industriekultur einen Ersatz
bietet, mag hier unbeantwortet bleiben.

330 Zur Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftsgruppen siehe: Tenfelde: Soziale Schichtung und soziale
Konflikte, S. 148–151.

331 Siehe umfassend: Goch: Eine Region im Kampf mit dem Strukturwandel.
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